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1 Versicherte Gefahren und Schäden 
(Versicherungsfall), generelle Aus-
schlüsse 

 
1.1 Versicherungsfall 
1.1.1 Der Versicherer leistet Entschädigung für 
versicherte Sachen, die durch 
a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung, Seng- und Nutzwärme-
schäden, 
b) Leitungswasser, 
c) Sturm, Hagel 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden-
kommen. 
 
1.1.2 Jede der Gefahrengruppen nach a) – c) 
kann auch einzeln versichert werden. 
 
1.2 Ausschluss Krieg, Innere Unruhen und
 Kernenergie 
1.2.1 Ausschluss Krieg  
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
Revolution, Rebellion oder Aufstand. 
 
1.2.2 Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
innere Unruhen. 
 
1.2.3 Ausschluss Kernenergie 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen. 
 
2 Brand, Blitzschlag, Explosion,  

Implosion, Luftfahrzeuge, Seng- und 
Nutzwärmeschäden 

 
2.1 Versicherte Schäden und Gefahren 
Versichert ist die Zerstörung, Beschädigung und das 
Abhandenkommen versicherter Sachen durch eine 
der nachfolgend genannten Gefahren:  
 
2.1.1 Brand 
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungs-
gemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat 
und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 
 
2.1.2 Blitzschlag 
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines 
Blitzes auf Sachen. 
Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschluss-
schäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten 
sind nur versichert, wenn an Sachen auf dem 
Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, 
durch Blitzschlag Schäden anderer Art entstanden 
sind. 
Spuren eines Blitzschlags an diesem Grundstück, an 
dort befindlichen Antennen oder anderen Sachen als 
elektrischen Einrichtungen und Geräten stehen 
Schäden anderer Art gleich. 
 
2.1.3 Explosion 
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben 
von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich 
verlaufende Kraftäußerung. 
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung, 
usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem 
solchen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher 
Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und 
außerhalb des Behälters stattfindet. 

Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch 
chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein 
Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.  
 
2.1.4 Implosion 
Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer 
Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren 
Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes. 
 
2.1.5 Seng- und Nutzwärmeschäden  
Nutzwärmeschäden sind Brandschäden, die an 
versicherten Sachen dadurch entstehen, dass sie 
einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung 
oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden; dies 
gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutz-
feuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiterge-
leitet wird. 
 
2.2 Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind  
2.2.1 ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

Schäden durch Erdbeben;  
 
2.2.2 Sengschäden;  
 
Die Ausschlüsse gemäß 2.2.1 und 2.2.2 gelten nicht, 
soweit diese Schäden Folge eines versicherten 
Sachschadens gemäß Ziffer 2.1 sind. 
 
3 Leitungswasser 
 
3.1 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb 
von Gebäuden eintretende 
3.1.1 frostbedingte und sonstige Bruchschä-
den an Rohren  
a) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 
oder den damit verbundenen Schläuchen, 
b) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen, 
c) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen, 
sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkes-
seln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind. 
 
3.1.2 frostbedingte Bruchschäden an nachfol-
gend genannten Installationen: 
a) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklo-
setts, Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, 
Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie 
deren Anschlussschläuche, 
b) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleich-
bare Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen. 
Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte 
Baukörper, einschließlich der Bodenplatte. 
Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach 
gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind 
Rohre und Installationen unterhalb der Bodenplatte 
(tragend oder nicht tragend) nicht versichert. 
 
3.2 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb 
von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonsti-
ge Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der 
Wasserversorgung oder an den Rohren der Warm-
wasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen soweit 
3.2.1 diese Rohre der Versorgung versicherter 
Gebäude oder Anlagen dienen und 
 
3.2.2 die Rohre sich auf dem Versicherungs-
grundstück befinden und 
 
3.2.3 der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt. 

3.3 Nässeschäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes 
Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden 
oder abhandenkommen. 
Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasser-
versorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit ver-
bundenen Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem 
verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren 
Wasser führenden Teilen, aus Einrichtungen der 
Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen, aus 
Wasserlösch- und Berieselungsanlagen sowie aus 
Wasserbetten und Aquarien ausgetreten sein. 
Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasser-
dampf stehen Leitungswasser gleich.  
 
3.4 Nicht versicherte Schäden 
3.4.1 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen Schäden durch 
a) Regenwasser aus Fallrohren, 
b) Plantsch- oder Reinigungswasser, 
c) Schwamm, 
d) Grundwasser, stehendes oder fließendes 
Gewässer, Überschwemmung oder Witterungsnie-
derschläge oder einen durch diese Ursachen her-
vorgerufenen Rückstau, 
e) Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanaus-
bruch, 
f) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 
Leitungswasser nach Ziffer 3.3 die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat,  
g) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung, Seng- und Nutzwärme-
schäden, 
h) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berie-
selungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druck-
proben oder durch Umbauten oder Reparaturarbei-
ten an dem versicherten Gebäude oder an der 
Sprinkler- oder Berieselungsanlage, 
i) Sturm, Hagel, 
j) Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder 
sonstigen mobilen Behältnissen. 
 
3.4.2 Der Versicherer leistet keine Entschädi-
gung für Schäden an Gebäuden oder an Gebäude-
teilen, die nicht bezugsfertig sind und an den in 
diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen 
Sachen. 
 
4 Sturm, Hagel 
 
4.1 Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder 
abhandenkommen 
4.1.1 durch die unmittelbare Einwirkung des 
Sturmes oder Hagels auf versicherte Sachen oder 
auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen 
befinden; 
 
4.1.2 dadurch, dass ein Sturm oder Hagel 
Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf 
versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich 
versicherte Sachen befinden, wirft; 
 
4.1.3 als Folge eines Schadens nach 4.1.1 oder 
4.1.2 an versicherten Sachen; 
 
4.1.4 durch die unmittelbare Einwirkung des 
Sturmes oder Hagels auf Gebäude, die mit dem 
versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen 
sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden 
sind; 
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4.1.5 dadurch, dass ein Sturm oder Hagel 
Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf 
Gebäude wirft, die mit dem versicherten Gebäude 
oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen 
befinden, baulich verbunden sind. 
 
4.2 Sturm  
Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von 
mindestens Windstärke 8 nach Beaufort (Windge-
schwindigkeit mindestens 62 km/Stunde). 
Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststell-
bar, so wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass 
 
4.2.1 die Luftbewegung in der Umgebung des 
Versicherungsgrundstückes Schäden an Gebäuden 
in einwandfreiem Zustand oder an ebenso wider-
standsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder 
dass 
 
4.2.2 der Schaden wegen des einwandfreien 
Zustands des versicherten Gebäudes oder des 
Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen 
befunden haben, oder mit diesem Gebäude baulich 
verbundenen Gebäuden, nur durch Sturm entstan-
den sein kann. 
 
4.3 Hagel 
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form 
von Eiskörnern. 
 
4.4 Nicht versicherte Schäden 
4.4.1 Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen Schäden durch  
a) Sturmflut; 
b) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 
Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene 
Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei 
denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel 
entstanden sind und einen Gebäudeschaden dar-
stellen; 
c) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung, Seng- und Nutzwärmeschäden; 
d) weitere Elementargefahren (Überschwemmung, 
Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawi-
nen, Vulkanausbruch). 
 
4.4.2 Nicht versichert sind Schäden an 
a) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen; 
b) Laden- und Schaufensterscheiben. 
 
5 Versicherte und nicht versicherte 

Sachen, Versicherungsort 
 
5.1 Beschreibung des Versicherungsumfangs 
Versichert sind die in dem Versicherungsschein 
bezeichneten Gebäude mit ihren Gebäudebestand-
teilen und Gebäudezubehör einschließlich unmittel-
bar an das Gebäude anschließender Terrassen auf 
dem im Versicherungsschein bezeichneten Versi-
cherungsgrundstück. 
Weitere Grundstückbestandteile sind nur versichert, 
soweit diese ausdrücklich in den Versicherungsum-
fang einbezogen sind. 
 
5.2 Definitionen 
5.2.1 Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind 
mit dem Erdboden verbundene Bauwerke, die der 
überwiegenden Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt 
sind und gegen äußere Einflüsse schützen können. 
 
5.2.2 Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude 
eingefügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung 

mit dem Gebäude ihre Selbstständigkeit verloren 
haben. Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. 
Einbauküchen, die individuell für das Gebäude 
raumspezifisch geplant und gefertigt sind. 
 
5.2.3 Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, 
die sich im Gebäude befinden oder außen am 
Gebäude angebracht sind und der Instandhaltung 
bzw. überwiegenden Zweckbestimmung des versi-
cherten Gebäudes dienen. Als Gebäudezubehör 
gelten ferner Müllboxen sowie Klingel- und Briefkas-
tenanlagen auf dem Versicherungsgrundstück.  
 
5.2.4 Als Grundstückbestandteile gelten die mit 
dem Grund und Boden des Versicherungsgrund-
stücks fest verbundenen Sachen. 
 
5.2.5 Versicherungsgrundstück ist das Flur-
stück/sind die Flurstücke, auf dem das versicherte 
Gebäude steht (Versicherungsort). Teilen sich 
mehrere Gebäude ein Flurstück, so gilt als Versiche-
rungsort derjenige Teil des Flurstücks, der durch 
Einfriedung oder anderweitige Abgrenzung dem/den 
im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude(n) 
ausschließlich zugehörig ist. 
 
5.3 Ausschlüsse 
 
5.3.1 Nicht versichert sind in das Gebäude 
nachträglich eingefügte - nicht aber ausgetauschte - 
Sachen, die ein Mieter oder Wohnungseigentümer 
auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat 
und daher hierfür die Gefahr trägt. Eine anderweitige 
Vereinbarung über die Gefahrtragung ist vom 
Versicherungsnehmer nachzuweisen. 
 
5.3.2 Elektronisch gespeicherte Daten und 
Programme sind keine Sachen. Kosten für die 
Wiederherstellung von elektronisch gespeicherten 
Daten und Programmen sind nur versichert, soweit 
dies gesondert im Versicherungsvertrag vereinbart 
ist.  
 
6 Wohnungs- und Teileigentum 
 
6.1 Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft 
von Wohnungseigentümern der Versicherer wegen 
des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer 
ganz oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich 
hierauf gegenüber den übrigen Wohnungseigentü-
mern wegen deren Sondereigentums sowie deren 
Miteigentumsanteile nicht berufen. 
 
6.2 Die übrigen Wohnungseigentümer können 
verlangen, dass der Versicherer sie auch insoweit 
entschädigt, als er gegenüber einzelnen Miteigentü-
mern leistungsfrei ist, sofern diese zusätzliche 
Entschädigung zur Wiederherstellung des gemein-
schaftlichen Eigentums verwendet wird. 
Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der 
Verwirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem 
Versicherer diese Mehraufwendungen zu erstatten. 
 
6.3 Für die Gebäudeversicherung bei Teilei-
gentum gelten die Ziffern 6.1 und 6.2 entsprechend. 
 
7 Versicherte Kosten  
 
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls 
notwendigen und tatsächlich angefallenen 
 
7.1 Aufräum- und Abbruchkosten 
für das Aufräumen und den Abbruch versicherter 
Sachen sowie für das Wegräumen und den Abtrans-
port von Schutt und sonstigen Resten dieser Sachen 

zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Abla-
gern und Vernichten, 
 
7.2 Bewegungs- und Schutzkosten 
die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter 
Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder 
geschützt werden müssen. 
 
Die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß 
den Ziffern 7.1 und 7.2 ist - soweit nichts anderes 
vereinbart ist - je Versicherungsfall begrenzt auf 
zehn Prozent der Versicherungssumme (in der 
Gleitenden Neuwertversicherung multipliziert mit 
dem im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für den 
Vertrag geltenden Anpassungsfaktor (Ziffern 12.1 
und 12.2), jedoch nicht auf weniger als 25.000 EUR. 
 
7.3  Kosten für die Dekontamination von 

Erdreich 
7.3.1 der Versicherer ersetzt die notwendigen 
und tatsächlich angefallenen Kosten, die dem 
Versicherungsnehmer auf Grund behördlicher 
Anordnungen infolge eines Versicherungsfalls 
entstanden sind, um 
a)  Erdreich des im Versicherungsschein bezeich-
neten Grundstücks zu untersuchen oder zu dekon-
taminieren oder auszutauschen, 
b)  den Aushub in die nächstgelegene, geeignete 
Deponie zu transportieren und dort abzulagern oder 
zu vernichten, 
c)  insoweit den Zustand des im Versicherungs-
schein bezeichneten Grundstücks vor Eintritt des 
Versicherungsfalls wiederherzustellen. 
 
7.3.2  Die Aufwendungen gemäß Ziffer 7.3.1 
werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Anord-
nungen 
a)  auf Grund von Gesetzen oder Verordnungen 
ergangen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalls 
erlassen waren und 
b)  eine Kontamination betreffen, die nachweislich 
infolge dieses Versicherungsfalls entstanden ist, 
c)  innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des 
Versicherungsfalls ergangen sind. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer den 
Zugang einer behördlichen Anordnung ohne Rück-
sicht auf Rechtsmittelfristen unverzüglich zu melden. 
Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser Obliegenheit 
ergeben sich aus den Ziffern 18.4 und 18.5. 
 
7.3.3  Wird durch den Versicherungsfall eine 
bestehende Kontamination des Erdreichs erhöht, so 
werden nur die Aufwendungen ersetzt, die den für 
eine Beseitigung der bestehenden Kontamination 
erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne 
den Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. 
Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden 
nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt. 
 
7.3.4  Aufwendungen auf Grund sonstiger 
behördlicher Anordnungen oder auf Grund sonstiger 
Verpflichtungen des Versicherungsnehmers ein-
schließlich der so genannten Einliefererhaftung 
werden nicht ersetzt. 
 
7.3.5 Kosten gemäß Ziffer 7.3.1 gelten nicht als 
Aufräumungskosten gemäß Ziffer 7.1. 
 
7.3.6 Die Entschädigung für die Kosten der 
Dekontamination von Erdreich ist - soweit nichts 
anderes vereinbart ist - je Versicherungsfall begrenzt 
auf zehn Prozent der Versicherungssumme (in der 
Gleitenden Neuwertversicherung multipliziert mit 
dem im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für den 
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Vertrag geltenden Anpassungsfaktor (Ziffern 12.1 
und 12.2). 
 
7.3.7 Die Entschädigung ist zusätzlich auf die 
Jahreshöchstentschädigung von 50.000 EUR 
begrenzt. Alle Schäden, die im laufenden Versiche-
rungsjahr entstehen, fallen insgesamt unter die 
Jahreshöchstentschädigung. Aufwendungen, die der 
Versicherungsnehmer zur Abwicklung oder Minde-
rung des Schadens macht, werden nur insoweit 
ersetzt, als sie mit der Entschädigung zusammen die 
Jahreshöchstentschädigung nicht übersteigen, es 
sei denn, dass sie auf einer Weisung des Versiche-
rers beruhen. 
 
8  Mehrkosten  
 
8.1  Versicherte Mehrkosten  
Der Versicherer ersetzt bis zu dem hierfür vereinbar-
ten Betrag die infolge eines Versicherungsfalls 
tatsächlich entstandenen Aufwendungen für not-
wendige Mehrkosten durch  
8.1.1  behördliche Wiederherstellungsbeschrän-
kungen (siehe Ziffer 8.2);  
 
8.1.2  Preissteigerungen nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls (siehe Ziffer 8.3).  
 
8.2  Mehrkosten durch behördliche Wiederher-

stellungsbeschränkungen  
8.2.1 Mehrkosten durch behördliche Wiederher-
stellungsbeschränkungen sind Aufwendungen, die 
dadurch entstehen, dass die versicherte und vom 
Schaden betroffene Sache auf Grund öffentlich-
rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und 
Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden 
darf.  
 
8.2.2 Soweit behördliche Anordnungen vor 
Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden, sind die 
dadurch entstehenden Mehrkosten nicht versichert.  
War auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die 
Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls ganz oder teilweise untersagt, sind die 
dadurch entstehenden Mehrkosten nicht versichert.  
 
8.2.3 Wenn die Wiederherstellung der versicher-
ten und vom Schaden betroffenen Sache auf Grund 
behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen nur 
an anderer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkos-
ten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei 
Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden 
wären.  
 
8.2.4 Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die 
dadurch entstehen, dass sich die Wiederherstellung 
durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkun-
gen verzögert, werden gemäß Ziffer 8.3 ersetzt. 
 
8.2.5 Ist der Zeitwert Versicherungswert, so 
werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des 
Zeitwertes zum Neuwert ersetzt.  
 
8.2.6 Die Entschädigung für versicherte Mehr-
kosten durch behördliche Wiederherstellungsbe-
schränkungen ist - soweit nichts anderes vereinbart 
ist - je Versicherungsfall begrenzt auf zehn Prozent 
der Versicherungssumme (in der Gleitenden Neu-
wertversicherung multipliziert mit dem im Zeitpunkt 
des Versicherungsfalls für den Vertrag geltenden 
Anpassungsfaktor (Ziffern 12.1 und 12.2), jedoch 
nicht auf weniger als 25.000 EUR.  
 

8.3  Mehrkosten durch Preissteigerungen nach 
Eintritt des Versicherungsfalls  

8.3.1  Mehrkosten durch Preissteigerungen sind 
Aufwendungen für Preissteigerungen versicherter 
und vom Schaden betroffener Sachen zwischen dem 
Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederher-
stellung oder Wiederbeschaffung.  
 
8.3.2 Wenn der Versicherungsnehmer die 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nicht 
unverzüglich veranlasst, werden die Mehrkosten nur 
in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei unver-
züglicher Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung entstanden wären.  
 
8.3.3 Mehrkosten infolge von außergewöhnli-
chen Ereignissen, behördlichen Wiederherstellungs- 
oder Betriebsbeschränkungen oder Kapitalmangel 
sind nicht versichert.  
Sofern behördliche Wiederherstellungsbeschrän-
kungen die Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung der versicherten und vom Schaden betroffenen 
Sachen verzögern, werden die dadurch entstande-
nen Preissteigerungen jedoch ersetzt.  
 
8.3.4 Ist der Zeitwert Versicherungswert, so 
werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des 
Zeitwerts zum Neuwert ersetzt.  
 
9 Mietausfall, Mietwert 
 
9.1 Mietausfall, Mietwert 
Der Versicherer ersetzt 
9.1.1 den Mietausfall einschließlich fortlaufender 
Mietnebenkosten, wenn Mieter von Wohnräumen 
infolge eines Versicherungsfalls zu Recht die Zah-
lung der Miete ganz oder teilweise eingestellt haben, 
 
9.1.2 den ortsüblichen Mietwert von Wohnräu-
men einschließlich fortlaufender Nebenkosten im 
Sinne des Mietrechts, die der Versicherungsnehmer 
selbst bewohnt und die infolge eines Versicherungs-
falls unbenutzbar geworden sind, falls dem Versiche-
rungsnehmer die Beschränkung auf einen benutzbar 
gebliebenen Teil der Wohnung nicht zugemutet 
werden kann, 
 
9.1.3 auch einen durch behördliche Wiederher-
stellungsbeschränkungen verursachten zusätzlichen 
Mietausfall bzw. Mietwert. 
 
9.2 Haftzeit 
9.2.1 Mietausfall oder Mietwert werden bis zu 
dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Räume wieder 
benutzbar sind, höchstens jedoch für zwölf Monate 
seit dem Eintritt des Versicherungsfalls. 
 
9.2.2 Mietausfall oder Mietwert werden nur 
insoweit ersetzt, wie der Versicherungsnehmer die 
mögliche Wiederbenutzung nicht schuldhaft verzö-
gert. 
 
9.3 Gewerblich genutzte Räume 
Für gewerblich genutzte Räume kann die Versiche-
rung des Mietausfalles oder des ortsüblichen Miet-
wertes vereinbart werden. 

 
10 Versicherungswert,  

Versicherungssumme 
 

10.1 Vereinbarte Versicherungswerte 
Als Versicherungswert kann der gleitende Neuwert, 
der Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine Wert 
vereinbart werden. Im Versicherungsfall kann der 
Gemeine Wert Anwendung finden, wenn die versi-
cherte Sache dauerhaft entwertet ist (siehe 10.1.4). 

Der Versicherungswert bildet die Grundlage der 
Entschädigungsberechnung. 
 
10.1.1 Gleitender Neuwert 
a)  Der gleitende Neuwert ist der Betrag, der 
aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte 
in neuwertigem Zustand herzustellen, ausgedrückt in 
Preisen des Jahres 1914. Maßgebend ist der 
ortsübliche Neubauwert einschließlich Architekten-
gebühren sowie sonstige Konstruktions- und Pla-
nungskosten.  
 
Bestandteil des gleitenden Neuwertes sind insoweit 
auch Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass 
die Wiederherstellung der Sachen in derselben Art 
und Güte infolge Technologiefortschritts entweder 
nicht möglich ist oder nur mit unwirtschaftlichem 
Aufwand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen 
hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahe 
kommen.  
 
b)  Nicht Bestandteil des gleitenden Neuwertes 
sind Mehrkosten durch behördliche Wiederherstel-
lungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass 
Sachen auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt 
werden dürfen, es sei denn, dass diese Mehrkosten 
als Technologiefortschritt gemäß a) zu berücksichti-
gen sind. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten 
besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versi-
cherten Mehrkosten (siehe Ziffer 8.2).  
 
Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem 
Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederher-
stellung sind ebenfalls nicht Bestandteil des Neuwer-
tes. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten 
besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versi-
cherten Mehrkosten (siehe Ziffer 8.3).  
 
c)  Der Versicherer passt den Versicherungsschutz 
nach 10.1.1 a) an die Baukostenentwicklung an 
(siehe Ziffer 12.2). Es besteht insoweit Versiche-
rungsschutz auf der Grundlage des ortsüblichen 
Neubauwertes zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falls.  
 
d)  Wenn sich durch bauliche Maßnahmen inner-
halb des laufenden Versicherungsjahres der Wert 
des Gebäudes erhöht, besteht bis zum Schluss 
dieses Jahres auch insoweit Versicherungsschutz.  
 
10.1.2 Neuwert 
a) Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden 
ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem 
Zustand herzustellen. Maßgebend ist der ortsübliche 
Neubauwert einschließlich Architektengebühren 
sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten.  
Bestandteil des Neuwertes sind insoweit auch 
Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die 
Wiederherstellung der Sachen in derselben Art und 
Güte infolge Technologiefortschritts entweder nicht 
möglich ist oder nur mit unwirtschaftlichem Aufwand 
möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen hierbei den 
vorhandenen Sachen möglichst nahe kommen.  
b) Nicht Bestandteil des Neuwertes sind Mehrkos-
ten durch behördliche Wiederherstellungsbeschrän-
kungen, die dadurch entstehen, dass Sachen auf 
Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt werden 
dürfen, es sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt gemäß a) zu berücksichtigen 
sind. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten 
besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versi-
cherten Mehrkosten (siehe Ziffer 8.2).  
Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem 
Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederher-
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stellung sind ebenfalls nicht Bestandteil des Neuwer-
tes. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten 
besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versi-
cherten Mehrkosten (siehe Ziffer 8.3).  
 
10.1.3 Zeitwert 
Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert des 
Gebäudes (siehe 10.1.2) abzüglich der Wertminde-
rung durch Alter und Abnutzungsgrad. 
 
10.1.4 Gemeiner Wert 
Der Gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis 
für das Gebäude oder für das Altmaterial. 
Ist Versicherung zum gleitenden Neuwert, Neuwert 
oder Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude zum 
Abbruch bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so 
ist der Versicherungswert lediglich der Gemeine 
Wert. Eine dauernde Entwertung liegt insbesondere 
vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck nicht mehr 
zu verwenden ist.  
Der Versicherungswert von Gebäudezubehör und 
Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, 
entspricht dem für das Gebäude vereinbarten 
Versicherungswert.  
 
10.2 Versicherungssumme 
10.2.1 Die Versicherungssumme ist der zwischen 
Versicherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen 
vereinbarte Betrag, der dem Versicherungswert 
entsprechen soll. 
 
10.2.2 Wenn bauliche Änderungen vorgenommen 
werden, soll der Versicherungsnehmer die Versiche-
rungssumme an den veränderten Versicherungswert 
anpassen. 
 
10.2.3 Ist Neuwert, Zeitwert oder Gemeiner Wert 
vereinbart worden, soll der Versicherungsnehmer die 
Versicherungssumme für die versicherte Sache für 
die Dauer des Versicherungsverhältnisses dem 
jeweils gültigen Versicherungswert anpassen. 
 
10.2.4 Entspricht zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls die Versicherungssumme nicht dem 
Versicherungswert, kann die Regelung über die 
Unterversicherung zur Anwendung kommen (siehe 
Ziffer 13.9). 
 
11 Ermittlung der Versicherungssumme in 

der Gleitenden Neuwertversicherung, 
Unterversicherung 

 
11.1 Ermittlung der Versicherungssumme in der 
Gleitenden Neuwertversicherung 
Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen 
Neubauwert (Ziffer 10.1) zu ermitteln, der in den 
Preisen des Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versi-
cherungssumme "Wert 1914"). 
 
Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, 
wenn 
11.1.1 sie auf Grund einer vom Versicherer 
anerkannten Schätzung eines Bausachverständigen 
festgesetzt wird; 
 
11.1.2 der Versicherungsnehmer im Antrag den 
Neubauwert in Preisen eines anderen Jahres 
zutreffend angibt und der Versicherer diesen Betrag 
umrechnet;  
 
11.1.3 der Versicherungsnehmer die im Rahmen 
der Antragstellung/Angebotsabgabe gestellten 
Fragen des Versicherers nach der Wohn-/Gewerbe-
fläche sowie nach Größe, Ausbau und Ausstattung 
des Gebäudes zutreffend beantwortet und der 

Versicherer hiernach die Versicherungssumme 
"Wert 1914" berechnet. 
 
11.2 Unterversicherungsverzicht 
11.2.1 Wird die nach Ziffer 11.1 ermittelte Versi-
cherungssumme "Wert 1914" vereinbart, nimmt der 
Versicherer bei der Entschädigung (einschließlich 
Kosten und Mietausfall) keinen Abzug wegen 
Unterversicherung vor (Unterversicherungsverzicht). 
 
11.2.2 Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die 
Beschreibung des Gebäudes und seiner Ausstattung 
gemäß Ziffer 11.1.3 von den tatsächlichen Verhält-
nissen bei Vertragsabschluss abweicht und ist 
dadurch die Versicherungssumme "Wert 1914" zu 
niedrig bemessen, so kann der Versicherer nach den 
Regelungen über die Anzeigepflichtverletzungen 
vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine 
Vertragsanpassung vornehmen; ferner kann er 
bezüglich der Differenz zwischen vereinbarter 
Versicherungssumme und tatsächlichem Versiche-
rungswert nach den Regeln der Unterversicherung 
leistungsfrei sein. 
 
11.2.3 Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner 
nicht, wenn der der Versicherungssummenermittlung 
zu Grunde liegende Bauzustand nach Vertragsab-
schluss durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen 
verändert wurde und die Veränderung dem Versi-
cherer nicht unverzüglich angezeigt wurde. Dies gilt 
nicht, soweit der ortsübliche Neubauwert innerhalb 
des zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls laufenden 
Versicherungsjahres durch wertsteigernde bauliche 
Maßnahmen erhöht wurde (siehe Ziffer 10.1.1 d)). 
 
12 Beitrag in der Gleitenden Neuwertver-

sicherung und Beitragsanpassung 
 
12.1 Berechnung des Beitrages 
Grundlagen der Berechnung des Beitrages sind die 
Versicherungssumme "Wert 1914", der vereinbarte 
Beitragssatz sowie der Anpassungsfaktor (siehe 
Ziffer 12.2.1). 
Der jeweils zu zahlende Jahresbeitrag wird berech-
net durch Multiplikation des vereinbarten Grundbei-
trages 1914 (Versicherungssumme "Wert 1914" 
multipliziert mit dem Beitragssatz) mit dem jeweils 
gültigen Anpassungsfaktor. 
 
12.2 Anpassung des Beitrages durch Erhöhung 

oder Verminderung des Anpassungs-
faktors 

12.2.1 Der Beitrag verändert sich entsprechend 
der Anpassung des Versicherungsschutzes (Ziffer 
10.1.1) gemäß der Erhöhung oder Verminderung 
des Anpassungsfaktors. 
 
12.2.2 Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermin-
dert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres 
für das in diesem Jahr beginnende Versicherungs-
jahr entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der 
jeweils für den Monat Mai des Vorjahres veröffent-
lichte Baupreisindex für Wohngebäude und der für 
den Monat April des Vorjahres veröffentlichte Tarif-
lohnindex für das Baugewerbe verändert haben. 
Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt 
bekannt. Bei dieser Anpassung wird die Änderung 
des Baupreisindexes zu 80 Prozent und die des 
Tariflohnindexes zu 20 Prozent berücksichtigt, und 
zwar der jeweilige Index auf zwei Stellen nach dem 
Komma gerundet. 
Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach 
dem Komma errechnet und gerundet. 
Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem 
Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird 
aufgerundet, sonst abgerundet. 

12.2.3 Der Versicherungsnehmer kann einer 
Erhöhung des Beitrages innerhalb eines Monats, 
nachdem ihm die Mitteilung über die Erhöhung des 
Anpassungsfaktors zugegangen ist, durch Erklärung 
in Textform widersprechen. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die 
Erhöhung nicht wirksam. Die Versicherung bleibt 
dann als Neuwertversicherung (Ziffer 10.1.2) in 
Kraft, und zwar zum bisherigen Beitrag und mit einer 
Versicherungssumme, die sich aus der Versiche-
rungssumme "Wert 1914" multipliziert mit 1/100 des 
Baupreisindexes für Wohngebäude ergibt, der im 
Mai des Vorjahres galt.  
In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversiche-
rungsverzicht nicht mehr.  
Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herab-
setzung der Versicherungssumme wegen erhebli-
cher Überversicherung bleibt unberührt. 
 
12.3  Anpassung des Beitrages  

auf Grund des Gebäudealters 
Der Beitrag zur Wohngebäudeversicherung richtet 
sich unter anderem nach dem Gebäudealter. Für die 
jeweilige versicherte Gefahr ändert sich der aus dem 
maßgeblichen tariflichen Grundbeitragssatz - sowie 
eventueller Beitragszuschläge für besondere Ge-
fahrverhältnisse - ermittelte Beitrag zu Beginn eines 
jeden Versicherungsjahres nach Maßgabe der 
nachstehenden Tabelle. Dementsprechend werden 
bis zu einem Gebäudealter von unter 21 Jahren in 
den Beiträgen (ausgenommen der Gefahr Feuer) 
ausschließlich Beitragsnachlässe berücksichtigt, die 
sich jedes Versicherungsjahr reduzieren. Erst ab 
einem Gebäudealter von 40 Jahren werden Bei-
tragszuschläge für die Gefahr Feuer und ab 50 
Jahren für die Gefahr Sturm/Hagel berücksichtigt.  
 
Alter des  
Gebäudes  

Versicherte Gefahr 

(ab dem Kalender-
jahr der Baufertig-
stellung gerechnet) 

Feuer Leitungs-
wasser 

Sturm/ 
Hagel 

 
Beitragsnachlass (-) /  
Beitragszuschlag (+) 

  
ab  0 bis unter 
 1 Jahr 0 - 53,0 % - 60 % 
ab  1  bis unter 
 2 Jahre 0 - 51,0 % - 58 % 
ab  2  bis unter 
 3 Jahre 0 - 49,0 % - 56 % 
ab  3  bis unter 
 4 Jahre 0 - 47,0 % - 54 % 
ab  4  bis unter 
 5 Jahre 0 - 45,0 % - 52 % 
ab  5  bis unter 
 6 Jahre 0 - 43,0 % - 50 % 
ab  6  bis unter 
 7 Jahre 0 - 40,5 % - 48 % 
ab  7  bis unter 
 8 Jahre 0 - 38,0 % - 46 % 
ab  8  bis unter 
 9 Jahre 0 - 35,5 % - 44 % 
ab  10  bis unter 
 11 Jahre 0 - 30,5 % - 40 % 
ab  11  bis unter 
 12 Jahre 0 - 28,0 % - 38 % 
ab  12  bis unter 
 13 Jahre 0 - 25,5 % - 36 % 
ab  13  bis unter 
 14 Jahre 0 -23,0 % -34 % 
ab  14  bis unter 
 15 Jahre 0 -20,0 % -32 % 
ab  15  bis unter 
 16 Jahre 0 -17,0 % -30 % 
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Alter des  
Gebäudes  

Versicherte Gefahr 

(ab dem Kalender-
jahr der Baufertig-
stellung gerechnet) 

Feuer Leitungs-
wasser 

Sturm/ 
Hagel 

 
Beitragsnachlass (-) /  
Beitragszuschlag (+) 

  
ab  16  bis unter 
 17 Jahre 0 -14,0 % -27 % 
ab  17  bis unter 
 18 Jahre 0 -11,0 % -24 % 
ab  18  bis unter 
 19 Jahre 0 - 8,0 % -21 % 
ab  19  bis unter 
 20 Jahre 0 - 5,0 % -18 % 
ab  20  bis unter 
 21 Jahre 0 - 2,0 % -15 % 
ab  21  bis unter 
 22 Jahre 0 0 -12 % 
ab  22  bis unter 
 23 Jahre 0 0 - 9 % 
ab  23  bis unter 
 24 Jahre 0 0 - 6 % 
ab  24  bis unter 
 25 Jahre 0 0 - 3 % 
ab  25  bis unter 
 40 Jahre 0 0 0 
ab  40  bis unter 
 50 Jahre + 20 % 0 0 
ab  50  bis unter 
75 Jahre + 50 % 0 + 10 % 
ab  75 Jahre +100 % 0 + 20 % 
 
12.4  Anpassung des Beitragssatzes 
Der Beitrag, auch soweit er für erweiterten Versiche-
rungsschutz vereinbart ist, kann zu Beginn eines 
jeden Versicherungsjahres nach Maßgabe der 
nachfolgenden Regelungen zur Anpassung des 
Beitragssatzes steigen oder sinken.  
 
12.4.1 Der Versicherer kann den Beitrag pro 
Tausend EUR Versicherungssumme für bestehende 
Versicherungsverträge, auch soweit sie für erweiter-
ten Versicherungsschutz vereinbart ist (Beitrags-
satz), mit Wirkung vom Beginn der nächsten Versi-
cherungsperiode an erhöhen. Dabei darf der geän-
derte Beitragssatz den im Zeitpunkt der Änderung 
geltenden Tarifbeitragssatz nicht übersteigen. 
 
12.4.2 Erhöht sich der Beitrag auf Grund der 
Beitragsanpassung, ohne dass sich der Umfang des 
Versicherungsschutzes ändert, kann der Versiche-
rungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 
Beitragserhöhung wirksam werden sollte.  
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätes-
tens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen.  
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht. 
 
13 Entschädigungsberechnung 
 
13.1 Gleitende Neuwert- und Neuwert- 

versicherung  
13.1.1 Der Versicherer ersetzt  
a) bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen 
Wiederherstellungskosten des Gebäudes (ein-
schließlich der Architektengebühren sowie sonstiger 
Konstruktions- und Planungskosten) unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalls, 

b) bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen 
beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls 
zuzüglich einer durch die Reparatur nicht ausgegli-
chenen Wertminderung, höchstens jedoch der 
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalls,  
c) bei zerstörten oder abhandengekommenen 
sonstigen Sachen den Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen gleicher Art und Güte im neuwertigen 
Zustand unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falls.  
 
13.1.2 Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach 
denen die noch vorhandene und technisch brauch-
bare Sachsubstanz der versicherten und vom 
Schaden betroffenen Sache für die Wiederherstel-
lung nicht wieder verwendet werden darf, werden bei 
der Entschädigungsberechnung gemäß 13.1.1 
berücksichtigt, soweit  
a) es sich nicht um behördliche Anordnungen 
handelt, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt 
wurden oder  
b) nicht auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschrif-
ten die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls ganz oder teilweise untersagt 
war.  
Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungs-
beschränkungen, die dadurch entstehen, dass die 
versicherte und vom Schaden betroffene Sache auf 
Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt oder 
wiederbeschafft werden darf, werden im Rahmen 
der Entschädigungsberechnung gemäß 13.1.1 nicht 
ersetzt, es sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt im Versicherungswert zu 
berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für diese 
Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu 
den versicherten Mehrkosten (siehe Ziffer 8.2).  
 
13.1.3 Der erzielbare Verkaufspreis von Resten 
wird bei der Entschädigungsberechnung gemäß 
13.1.1 angerechnet.  
 
13.2 Zeitwert  
Der Versicherer ersetzt  
13.2.1 bei zerstörten Gebäuden den Neuwert 
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls 
abzüglich der Wertminderung insbesondere durch 
Alter und Abnutzungsgrad;  
 
13.2.2 bei beschädigten Gebäuden oder sonsti-
gen beschädigten Sachen die notwendigen Repara-
turkosten unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falls zuzüglich einer durch die Reparatur nicht 
ausgeglichenen Wertminderung, höchstens jedoch 
der Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls;  
 
13.2.3 bei zerstörten oder abhandengekommenen 
sonstigen Sachen der Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen gleicher Art und Güte im neuwertigen 
Zustand zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses unter 
Berücksichtigung eines Abzuges entsprechend dem 
insbesondere durch das Alter und den Abnutzungs-
grad bestimmten Zustand; 
 
13.2.4 Der erzielbare Verkaufspreis von Resten 
wird bei der Entschädigungsberechnung gemäß 
13.2.1 bis 13.2.3 angerechnet.  
 
13.3 Gemeiner Wert 
Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder 
sonst dauerhaft entwertet ist, werden versicherte 
Sachen nur unter Zu-Grunde-Legung des erzielba-

ren Verkaufspreises ohne Grundstücksanteile 
(Gemeiner Wert) entschädigt. 
 
13.4 Kosten 
Berechnungsgrundlage für die Entschädigung 
versicherter Kosten ist der Nachweis tatsächlich 
angefallener Kosten unter Berücksichtigung der 
jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen. 
 
13.5 Mietausfall, Mietwert 
Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall 
bzw. Mietwert bis zum Ende der vereinbarten 
Haftzeit. 
 
13.6 Mehrwertsteuer 
13.6.1 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, 
wenn der Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsbe-
rechtigt ist; das Gleiche gilt, wenn der Versiche-
rungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht 
gezahlt hat. 
 
13.6.2 Für die Berechnung der Entschädigung 
versicherter Kosten (Ziffern 7 und 8) und versicher-
ten Mietausfalls bzw. Mietwertes (Ziffer 9) gilt 13.6.1 
entsprechend. 
 
13.7 Wiederherstellung und Wiederbeschaffung 
In der Gleitenden Neuwertversicherung und der 
Neuwertversicherung erwirbt der Versicherungs-
nehmer den Anspruch auf Zahlung des Teils der 
Entschädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt 
(Neuwertanteil) nur, soweit und sobald er innerhalb 
von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls 
sicherstellt, dass er die Entschädigung verwenden 
wird, um versicherte Sachen in gleicher Art und 
Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wieder-
herzustellen oder wieder zu beschaffen. Ist dies an 
der bisherigen Stelle rechtlich nicht möglich oder 
wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn 
die Gebäude an anderer Stelle innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland wiederhergestellt werden. 
Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Ent-
schädigung nach den Ziffern 13.1.1 bis 13.1.3) unter 
Berücksichtigung eines Abzuges entsprechend dem 
insbesondere durch das Alter und den Abnutzungs-
grad bestimmten Zustand. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des 
entschädigten Neuwertanteiles verpflichtet, wenn die 
Sache infolge eines Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden 
ist. 
 
13.8 Gesamtentschädigung, Kosten auf  

Weisung des Versicherers 
In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Ge-
samtentschädigung für versicherte Sachen (Ziffer 5), 
versicherte Kosten (Ziffern 7 und 8) und versicherten 
Mietausfalls bzw. Mietwertes (Ziffer 9) je Versiche-
rungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt. 
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskos-
ten, die auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind, werden unbegrenzt ersetzt. 
 
13.9 Feststellung und Berechnung einer  

Unterversicherung 
Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls in der Gleitenden Neuwertversi-
cherung (Ziffer 10.1.1) ohne Vereinbarung eines 
Unterversicherungsverzichts, in der Neu- und 
Zeitwertversicherung sowie in der Versicherung zum 
Gemeinen Wert (Ziffer 10.1.2 bis 10.1.4) niedriger 
als der Versicherungswert der versicherten Sachen 
(Unterversicherung), wird die Entschädigung gemäß 
den Ziffern 13.1 bis 13.3 in dem Verhältnis von 
Versicherungssumme zum Versicherungswert nach 
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folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschädi-
gung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versiche-
rungssumme dividiert durch den Versicherungswert. 
Entsprechendes gilt für die Berechnung versicherter 
Kosten (Ziffern 7 und 8) und versicherten Mietausfal-
les bzw. Mietwertes (Ziffer 9). 
 
14 Zahlung und Verzinsung der  

Entschädigung 
 
14.1 Fälligkeit der Entschädigung 
14.1.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die 
Feststellungen des Versicherers zum Grunde und 
zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlags-
zahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 
 
14.1.2 Der über den Zeitwertschaden hinausge-
hende Teil der Entschädigung wird fällig, nachdem 
der Versicherungsnehmer gegenüber dem Versiche-
rer den Nachweis geführt hat, dass er die Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt 
hat. 
 
14.2 Rückzahlung des Neuwertanteils  
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der 
vom Versicherer nach 14.1.2 geleisteten Entschädi-
gung einschließlich etwaiger nach Ziffer 14.3.2 
gezahlter Zinsen verpflichtet, wenn die Sache infolge 
eines Verschuldens des Versicherungsnehmers 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist wieder-
hergestellt oder wiederbeschafft worden ist. 
 
14.3 Verzinsung  
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem 
anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht 
besteht: 
14.3.1 Die Entschädigung ist – soweit sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Meldung des Scha-
dens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen. 
 
14.3.2 Der über den Zeitwertschaden hinausge-
hende Teil der Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt 
zu verzinsen, in dem der Versicherungsnehmer die 
Sicherstellung der Wiederherstellung oder Wieder-
beschaffung versicherter Sachen gegenüber dem 
Versicherer nachgewiesen hat. 
 
14.3.3 Der Zinssatz liegt ein Prozentpunkt unter 
dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 
vier Prozent und höchstens bei sechs Prozent pro 
Jahr. 
 
14.3.4 Die Zinsen werden zusammen mit der 
Entschädigung fällig. 
 
14.4 Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Ziffern 14.1, 
14.3.1 und 14.3.2 ist der Zeitraum nicht zu berück-
sichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder 
nicht gezahlt werden kann. 
 
14.5 Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 
solange 
14.5.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des 
Versicherungsnehmers bestehen; 
 
14.5.2 ein behördliches oder strafgerichtliches 
Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder 

seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versiche-
rungsfalls noch läuft; 
 
14.5.3 eine Mitwirkung des Realgläubigers 
gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die 
Sicherung von Realgläubigern nicht erfolgte. 
 
15 Sachverständigenverfahren 
 
15.1 Feststellung der Schadenhöhe 
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des 
Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des 
Schadens in einem Sachverständigenverfahren 
festgestellt wird. 
Ein solches Sachverständigenverfahren können 
Versicherer und Versicherungsnehmer auch ge-
meinsam vereinbaren. 
 
15.2 Weitere Feststellungen 
Das Sachverständigenverfahren kann durch Verein-
barung auf weitere Feststellungen zum Versiche-
rungsfall ausgedehnt werden. 
 
15.3 Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
15.3.1 Jede Partei hat in Textform einen Sach-
verständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren 
Sachverständigen benannt hat, kann die andere 
unter Angabe des von ihr genannten Sachverständi-
gen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachver-
ständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die 
auffordernde Partei durch das für den Schadenort 
zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der 
Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche-
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 
 
15.3.2 Der Versicherer darf als Sachverständigen 
keine Person benennen, die Mitbewerber des 
Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder 
Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt 
ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis 
steht. 
 
15.3.3 Beide Sachverständige benennen in 
Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen 
dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung 
unter 15.3.2 gilt entsprechend für die Benennung 
eines Obmannes durch die Sachverständigen. 
Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der 
Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 
 
15.4 Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen 
enthalten: 
15.4.1 ein Verzeichnis der abhandengekomme-
nen, zerstörten und beschädigten versicherten 
Sachen sowie deren nach dem Versicherungsver-
trag in Frage kommenden Versicherungswerte zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls; 
 
15.4.2 die Wiederherstellungs- und Wiederbe-
schaffungskosten; 
 
15.4.3 die Restwerte der vom Schaden betroffe-
nen Sachen; 
 
15.4.4 die nach dem Versicherungsvertrag 
versicherten Kosten und den versicherten Mietaus-
fall bzw. Mietwert; 
 
15.4.5 den Wert der nicht vom Schaden betroffe-
nen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des Versi-

cherungsfalls, wenn kein Unterversicherungsverzicht 
gegeben ist. 
 
15.5 Verfahren nach Feststellung 
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellun-
gen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die 
Feststellungen der Sachverständigen voneinander 
ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem 
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig geblie-
benen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen 
der Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig. 
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 
Auf Grund dieser verbindlichen Feststellungen 
berechnet der Versicherer die Entschädigung. 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen 
diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt 
auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung 
nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 
 
15.6 Kosten 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede 
Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die 
Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur 
Hälfte. 
 
15.7 Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht 
berührt. 
 
16 Veräußerung der versicherten Sachen 
 
16.1 Rechtsverhältnisse nach  

Eigentumsübergang 
16.1.1 Wird die versicherte Sache vom Versiche-
rungsnehmer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des 
Eigentumsübergangs (bei Immobilien das Datum 
des Grundbucheintrages) an dessen Stelle der 
Erwerber in die während der Dauer seines Eigen-
tums aus dem Versicherungsverhältnis sich erge-
benden Rechte und Pflichten des Versicherungs-
nehmers ein. 
 
16.1.2 Der Veräußerer und der Erwerber haften 
für den Beitrag, die auf das zur Zeit des Eintritts des 
Erwerbers laufende Versicherungsjahr entfällt, als 
Gesamtschuldner. 
 
16.1.3 Der Versicherer muss den Eintritt des 
Erwerbers erst gegen sich geltenlassen, wenn er 
hiervon Kenntnis erlangt. 
 
16.2 Kündigungsrechte 
16.2.1 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwer-
ber das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat zu kündigen. Dieses 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 
der Veräußerung ausgeübt wird. 
 
16.2.2 Der Erwerber ist berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem 
späteren Zeitpunkt zum Ablauf des Versicherungs-
jahres in Schriftform zu kündigen. 
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versi-
cherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird. 
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16.2.3  Im Falle der Kündigung nach 16.2.1  
und 16.2.2 haftet der Veräußerer allein für die 
Zahlung des Beitrages. 
 
16.3 Anzeigepflichten 
16.3.1 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom 
Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in Textform 
anzuzeigen. 
 
16.3.2 Ist die Anzeige unterblieben, so ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen 
müssen, und der Versicherer nachweist, dass er den 
mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte. 
 
16.3.3 Abweichend von 16.3.2 ist der Versicherer 
zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung 
zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die 
Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn zur Zeit 
des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er 
nicht gekündigt hat. 
 
17 Anzeigepflicht des Versicherungsneh-

mers oder seines Vertreters 
 
17.1 Wahrheitsgemäße und vollständige 

Anzeigepflicht von Gefahrumständen 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für 
dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
 
17.2 Rechtsfolgen der Verletzung der  

Anzeigepflicht 
17.2.1 Vertragsänderung 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände 
den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 
unverschuldeten Pflichtverletzung werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Ver-
tragsänderung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzu-
weisen. 
 
17.2.2 Rücktritt und Leistungsfreiheit 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Ziffer 17.1, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig verletzt. 
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsneh-
mers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis 

der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 
 
17.2.3 Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Ziffer 17.1 leicht fahrlässig oder schuld-
los, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei 
denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen. 
 
17.2.4 Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(17.2.1), zum Rücktritt (17.2.2) und zur Kündigung 
(17.2.3) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der 
Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenumstand 
oder die unrichtige Anzeige kannte. 
 
17.2.5 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
 
17.3 Frist für die Ausübung der Rechte des 
Versicherers 
Die Rechte zur Vertragsänderung (Ziffer 17.2.1), 
zum Rücktritt (Ziffer 17.2.2) oder zur Kündigung 
(Ziffer 17.2.3) muss der Versicherer innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen und dabei die 
Umstände angeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere 
Umstände innerhalb eines Monats nach deren 
Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände 
Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend 
gemachte Recht begründen. 
 
17.4 Rechtsfolgenhinweis 
Die Rechte zur Vertragsänderung (Ziffer 17.2.1), 
zum Rücktritt (Ziffer 17.2.2) und zur Kündigung 
(Ziffer 17.2.3) stehen dem Versicherer nur zu, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 
 
17.5 Vertreter des Versicherungsnehmers 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von den Ziffern 17.1 und 17.2 sowohl die 
Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die 
Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers 
zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann 
sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, 
wenn weder dem Vertreter noch dem Versiche-
rungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. 
 
17.6 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(Ziffer 17.2.1), zum Rücktritt (Ziffer 17.2.2) und zur 
Kündigung (Ziffer 17.2.3) erlöschen mit Ablauf von 
fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn 

Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein 
Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt hat. 
 
18 Vertraglich vereinbarte, besondere 

Obliegenheiten des Versicherungsneh-
mers vor und nach dem Versicherungs-
fall, Sicherheitsvorschriften 

 
18.1 Sicherheitsvorschriften 
Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenhei-
ten hat der Versicherungsnehmer 
18.1.1 die versicherten Sachen, insbesondere 
Wasser führende Anlagen und Einrichtungen, 
Dächer und außen angebrachte Sachen stets in 
ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und Mängel 
oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen, 
 
18.1.2 nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile 
zu jeder Jahreszeit genügend häufig zu kontrollieren 
und dort alle Wasser führenden Anlagen und Ein-
richtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu 
halten, 
 
18.1.3 in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und 
Gebäudeteile zu beheizen und dies genügend häufig 
zu kontrollieren oder dort alle Wasser führenden 
Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entlee-
ren und entleert zu halten. 
 
18.2 Obliegenheiten vor Eintritt des  

Versicherungsfalls 
Weitere vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die 
der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls zu erfüllen hat, sind: 
18.2.1 die Einhaltung aller gesetzlichen, behördli-
chen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften, 
 
18.2.2 die Einhaltung aller sonstigen vertraglich 
vereinbarten Obliegenheiten. 
 
18.3 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des 

Versicherungsfalls 
18.3.1 Zusätzlich zu den unter Ziffer 18.1 genann-
ten Obliegenheiten hat der Versicherungsnehmer bei 
und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
a) nach Möglichkeit für die Abwendung und 
Minderung des Schadens zu sorgen; 
b) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem 
er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 
c) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung - ggf. auch mündlich oder 
telefonisch - einzuholen, wenn die Umstände dies 
gestatten; 
d) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungs-
vertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 
e) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 
f) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich 
ein Verzeichnis der abhandengekommenen Sachen 
einzureichen; 
g) das Schadenbild so lange unverändert zu 
lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten 
Sachen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren 
(z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis 
zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzu-
bewahren; 
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h) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft - auf Verlangen in Schriftform - zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls 
oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versi-
cherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung 
über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten; 
i) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann; 
 
18.3.2 Steht das Recht auf die vertragliche 
Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat 
dieser die Obliegenheiten gemäß Ziffer 18.3.1 
ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich 
ist. 
 
18.4 Leistungsfreiheit bei  

Obliegenheitsverletzung 
18.4.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
Obliegenheit nach den Ziffern 18.1 bis 18.3 vorsätz-
lich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen. 
 
18.4.2 Außer im Falle einer arglistigen Obliegen-
heitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur 
Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. 
 
18.4.3 Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der 
Versicherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 
 
18.5 Kündigung durch den Versicherer bei 

Obliegenheitsverletzung 
18.5.1 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätz-
lich oder grob fahrlässig eine in Ziffer 18.2 genannte 
Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungs-
falls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so 
kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
den Vertrag fristlos kündigen. 
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grobfahrlässig verletzt hat. 
 
18.5.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine in 
Ziffer 18.1 genannte Obliegenheit, so ist der Versi-
cherer unter den in Absatz 18.5.1 beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt. 
 
19 Gefahrerhöhung  
 
19.1 Begriff der Gefahrerhöhung 
19.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach 
Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungs-
nehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so 
verändert werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens 

oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird. 
 
19.1.2 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn 
a) sich ein Umstand ändert, nach dem der Versi-
cherer vor Vertragsschluss gefragt hat,  
b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines 
Gebäudes nicht genutzt wird, 
c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchge-
führt werden, in deren Verlauf das Dach ganz oder 
teilweise entfernt wird oder die das Gebäude über-
wiegend unbenutzbar machen, 
d) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebe-
trieb aufgenommen oder verändert wird, 
e) das Gebäude nach Vertragsschluss unter 
Denkmalschutz gestellt wird. 
 
19.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach 19.1.1 liegt 
nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich 
erhöht hat oder nach den Umständen als mitversi-
chert gelten soll. 
 
19.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 
19.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung 
darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhö-
hung vornehmen oder deren Vornahme durch einen 
Dritten gestatten. 
 
19.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nach-
träglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
oder gestattet hat, so muss er diese dem Versiche-
rer unverzüglich anzeigen. 
 
19.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe 
seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem 
Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von 
ihr Kenntnis erlangt hat. 
 
19.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch 

den Versicherer 
19.3.1 Kündigungsrecht des Versicherers 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Ziffer 19.2.1, kann der Versicherer den 
Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach den Ziffern 19.2.2 und 19.2.3 bekannt, 
kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
 
19.3.2 Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöh-
ten Gefahr ausschließen. 
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 
 

19.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder 
Vertragsanpassung nach Ziffer 19.3 erlöschen, wenn 
diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt 
werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, 
der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 
 
19.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
19.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der 
Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Pflichten nach Ziffer 19.2.1 vorsätzlich 
verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. 
 
19.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach den 
Ziffern 19.2.2 und 19.2.3 ist der Versicherer für einen 
Versicherungsfall, der später als einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem 
Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leis-
tungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig 
verletzt, so gilt 19.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. 
Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeit-
punkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen 
sein müssen, bekannt war. 
 
19.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
bestehen, 
a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 
Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 
b) wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungs-
falls die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder 
c) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangt. 
 
20 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Dauer und Ende des Vertrages 
 
20.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrages zu 
dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt. 
 
20.2 Dauer und Ende des Vertrages 
20.2.1 Der Vertrag ist für den im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 
 
20.2.2 Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf 
der Vertragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr 
zu Jahr stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweili-
gen Ablauftermin der anderen Vertragspartei eine 
Kündigung in Textform zugegangen ist.  
 
20.2.3 Während der ursprünglich vereinbarten 
Vertragslaufzeit kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag zum Ablauf kündigen, ohne dass eine Frist 
einzuhalten ist. Mit Beginn des ersten Verlänge-
rungsjahres kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Frist jeweils zum 
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Ende eines Versicherungsmonats in Textform 
kündigen. 
 
20.2.4 Der Versicherer kann den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres in Textform 
kündigen. 
 
20.2.5 Bei einer Vertragsdauer von weniger als 
einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
20.2.6 Nachweis bei angemeldetem Grundpfand-
recht durch Realgläubiger 
Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht ange-
meldet, ist eine Kündigung des Versicherungsver-
hältnisses durch den Versicherungsnehmer im 
Hinblick auf die Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, 
Explosion, Implosion, Absturz oder Anprall eines 
Luftfahrzeuges, Seng- und Nutzwärmeschäden nur 
wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindes-
tens einen Monat vor Ablauf des Versicherungsver-
trages nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Kündigung spätestens zulässig war, das 
Grundstück nicht mit dem Grundpfandrecht belastet 
war oder dass der Realgläubiger der Kündigung 
zugestimmt hat. Dies gilt nicht für eine Kündigung 
nach Veräußerung oder im Versicherungsfall. 
 
20.3 Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Risikos Kenntnis erlangt. 
 
21 Beiträge, Versicherungsperiode 
 
Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder 
durch laufende Zahlungen monatlich, viertel-, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag im 
Voraus gezahlt. Entsprechend der Vereinbarung 
über laufende Zahlungen umfasst die Versiche-
rungsperiode einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes 
Jahr oder ein Jahr. Bei einem Einmalbeitrag ist die 
Versicherungsperiode die vereinbarte Vertragsdau-
er, jedoch höchstens ein Jahr. 
 
22 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitra-

ges, Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung 

 
22.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages  
Der erste oder einmalige Beitrag ist - unabhängig 
von dem Bestehen eines Widerrufrechts - unverzüg-
lich nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen. 
Ist ein anderer, späterer Zeitpunkt vereinbart und im 
Versicherungsschein angegeben, so ist der Beitrag 
unverzüglich zum vereinbarten Zeitpunkt zu zahlen.  
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des 
Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinba-
rungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen. 
 
22.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei  

Zahlungsverzug 
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem 
nach Ziffer 22.1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 

gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 
22.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht zu dem nach Ziffer 22.1 
maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der 
Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrages 
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitra-
ges aufmerksam gemacht hat. 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 
 
23 Folgebeitrag 
 
23.1 Fälligkeit 
23.1.1 Ein Folgebeitrag wird zu Beginn der 
vereinbarten Versicherungsperiode fällig. 
 
23.1.2 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb des im Versicherungsschein oder in der 
Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt 
ist. 
 
23.2 Schadenersatz bei Verzug 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrages in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 
 
23.3 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht 

nach Mahnung 
23.3.1 Der Versicherer kann den Versicherungs-
nehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folge-
beitrages auf dessen Kosten in Textform zur Zah-
lung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindes-
tens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforde-
rung bestimmen (Mahnung).  
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer 
je Vertrag die rückständigen Beträge der Beiträge, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht – auf Grund der nicht fristge-
rechten Zahlung hinweist.  
 
23.3.2 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und 
ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versi-
cherungsfalls mit der Zahlung des Beitrages oder 
der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
23.3.3 Der Versicherer kann nach Ablauf der in 
der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung in Textform kündigen, sofern der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
23.4 Zahlung des Beitrages nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 

verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. Für Versicherungsfäl-
le, die nach dem Zugang der Kündigung aber vor 
erfolgter Beitragszahlung eingetreten sind, besteht 
jedoch kein Versicherungsschutz (siehe Zif-
fer 23.3.2). 
 
24 SEPA-Lastschriftmandat als  

Geschäftsgrundlage/Kündigungsrecht 
bei Widerruf 

 
24.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
24.1.1 Voraussetzung und Geschäftsgrundlage 
für den Abschluss des Versicherungsvertrages ist, 
dass der Versicherer vom Versicherungsnehmer 
oder von einer anderen Person zum Einzug der 
jeweils fälligen Beiträge von dessen/deren Bankkon-
to im Wege des SEPA-Lastschriftverfahrens ermäch-
tigt wurde und diese Ermächtigung aufrechterhalten 
wird. Zur Sicherstellung des erfolgreichen Bei-
tragseinzugs im SEPA-Lastschriftverfahren hat der 
Versicherungsnehmer dafür Sorge zu tragen, dass 
sein Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitra-
ges eine ausreichende Deckung aufweist. 
 
24.1.2 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschul-
den des Versicherungsnehmers vom Versicherer 
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann 
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer 
Zahlungsaufforderung des Versicherers (in Text-
form) erfolgt. 
 
24.2  Kündigungsrecht bei Widerruf der  

Ermächtigung zum Lastschrifteinzug 
Wird das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen, so 
kann der Vertrag vom Versicherer zum Ende des 
laufenden Versicherungsmonats außerordentlich 
gekündigt werden. 
 
24.3  Änderung des Zahlungsweges 
Kann der fällige Beitrag mangels Kontodeckung 
nicht abgebucht werden oder wird eine Lastschrift 
von dem/der Kontoinhaber/in bzw. deren Bankinstitut 
trotz korrekter Abbuchung zurückgegeben, ist der 
Versicherer hinsichtlich der offenen und zukünftig 
fällig werdenden Beiträge berechtigt, vom Versiche-
rungsnehmer die Beitragszahlung außerhalb des 
SEPA-Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Begleichung der 
rückständigen sowie zukünftig fällig werdenden 
Beiträge auf einem alternativen Zahlungsweg erst 
verpflichtet, wenn er hierzu vom Versicherer in 
Textform aufgefordert wurde. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
25 Beitrag bei vorzeitiger  

Vertragsbeendigung 
 
25.1 Allgemeiner Grundsatz 
25.1.1 Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendi-
gung steht dem Versicherer nur derjenige Teil des 
Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
der Versicherungsschutz bestanden hat. 
 
25.1.2 Fällt das versicherte Interesse nach dem 
Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer 
der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 
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25.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Wider-
ruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem 
versicherten Interesse 

25.2.1 Übt der Versicherungsnehmer sein Recht 
aus, seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Ta-
gen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
des Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass 
der Versicherer in der Belehrung über das Wider-
rufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und 
den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlten Beiträge zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat. 
 
25.2.2 Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versi-
cherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform 
gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem 
Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil der einmalige oder 
der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, 
so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 
 
25.2.3 Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger 
Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der 
Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung zu. 
 
25.2.4 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur 
Zahlung des Beitrages verpflichtet, wenn das 
versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 
nicht besteht oder wenn das Interesse bei einer 
Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen 
oder für ein anderes künftiges Interesse genommen 
ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 

 
26 Überversicherung 
 
26.1 Übersteigt die Versicherungssumme den 
Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann 
sowohl der Versicherer als auch der Versicherungs-
nehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Über-
versicherung die Versicherungssumme mit sofortiger 
Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herab-
setzungsverlangens, ist für die Höhe des Beitrages 
der Betrag maßgebend, den der Versicherer be-
rechnet haben würde, wenn der Vertrag von vorn-
herein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden 
wäre. 
 
26.2 Hat der Versicherungsnehmer die Über-
versicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer 
steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 

von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 
 
27 Mehrere Versicherer 
 
27.1  Definition 
Mehrfache Versicherung liegt vor, wenn eine versi-
cherte Sache gegen dieselbe Gefahr durch mehrere 
Verträge versichert ist. 
 
27.2 Anzeigepflicht 
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem 
Versicherer die andere Versicherung unverzüglich 
mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versi-
cherer und der Versicherungsumfang anzugeben. 
 
27.3 Rechtsfolgen der Verletzung der  

Anzeigepflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Ziffer 27.2) vorsätzlich oder grob fahrlässig, 
ist der Versicherer unter den in den Ziffern 18.4 und 
18.5 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündi-
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei.  
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 
vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der 
anderen Versicherung erlangt hat. 
 
27.4 Haftung und Entschädigung bei  

Mehrfachversicherung 
27.4.1 Ist bei mehreren Versicherern ein Interes-
se gegen dieselbe Gefahr versichert und überstei-
gen die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von 
jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherung zu zahlen wäre, den Gesamtschaden, 
liegt eine Mehrfachversicherung vor. 
 
27.4.2 Die Versicherer sind in der Weise als 
Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den 
Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach 
seinem Vertrag obliegt; der Versicherungsnehmer 
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des 
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurden, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei 
Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung 
zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen in diesem Vertrag in De-
ckung gegeben worden wäre. 
 
27.4.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehr-
fachversicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 
27.5 Beseitigung der Mehrfachversicherung 
27.5.1 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, 
durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, 

ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachver-
sicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung des Beitrages auf den Teilbetrag herab-
gesetzt wird, der durch die frühere Versicherung 
nicht gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung des 
Beitrages werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 
 
27.5.2 Die Regelungen nach 27.5.1 sind auch 
anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 
dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der 
mehreren Versicherungsverträge der Versiche-
rungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die 
mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnis-
mäßige Herabsetzung der Versicherungssummen 
und der Beiträge verlangen. 
 
28 Versicherung für fremde Rechnung 
 
28.1 Rechte aus dem Vertrag 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungs-
vertrag im eigenen Namen für das Interesse eines 
Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. 
Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versiche-
rungsschein besitzt.  
 
28.2 Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädi-
gung an den Versicherungsnehmer den Nachweis 
verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung 
der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen. 
 
28.3 Kenntnis und Verhalten 
28.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung 
sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicher-
ten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interes-
sen des Versicherungsnehmers und des Versicher-
ten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für 
sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des 
Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsneh-
mers ist. 
 
28.3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt 
es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen 
abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht 
möglich oder nicht zumutbar war. 
 
28.3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt 
es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den 
Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 
 
29 Kosten für die Abwendung, Minderung 

und Ermittlung des Schadens 
 
29.1 Aufwendungen zur Abwendung und 

Minderung des Schadens 
29.1.1 Versichert sind Aufwendungen, auch 
erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt 
des Versicherungsfalls den Umständen nach zur 
Abwendung und Minderung des Schadens für 
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geboten halten durfte oder die er auf Weisung des 
Versicherers macht. 
 
29.1.2 Macht der Versicherungsnehmer Aufwen-
dungen, um einen unmittelbar bevorstehenden 
Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 
Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der 
Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese 
Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und 
erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf 
Weisung des Versicherers erfolgten. 
 
29.1.3 Ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwen-
dungsersatz nach 29.1.1 und 29.1.2 entsprechend 
kürzen. 
 
29.1.4 Der Ersatz dieser Aufwendungen und 
die sonstige Entschädigung betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter 
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 
 
29.1.5 Der Versicherer hat den für die Aufwen-
dungen gemäß 29.1.1 erforderlichen Betrag auf 
Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschie-
ßen. 
 
29.1.6 Nicht versichert sind Aufwendungen für 
Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutio-
nen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung 
verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentli-
chen Interesse erbracht werden. 
 
29.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung  
des Schadens 
29.2.1 Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbar-
ten Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststel-
lung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, 
sofern diese den Umständen nach geboten waren. 
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverstän-
digen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten 
nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich 
verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert 
wurde. 
 
29.2.2 Ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz 
nach 29.2.1 entsprechend kürzen. 
 
30 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
30.1 Übergang von Ersatzansprüchen 
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf 
den Versicherer über, soweit der Versicherer den 
Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend ge-
macht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des 
Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der 
er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemein-
schaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht. 
 
30.2 Obliegenheiten zur Sicherung von  

Ersatzansprüchen 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzan-
spruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs 
dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren und nach 
Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer 
bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung 
insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen 
keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im 
Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 
 
31 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
 
31.1 Kündigungsrecht 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 
Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens 
einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der 
Entschädigung zugegangen sein. 
 
31.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu 
jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. 
 
31.3 Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 
 
32 Keine Leistungspflicht aus  

besonderen Gründen 
 
32.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbei-

führung des Versicherungsfalls 
32.1.1 Führt der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der 
Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-
kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 
des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als 
bewiesen. 
 
32.1.2 Führt der Versicherungsnehmer den 
Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
 
32.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des 

Versicherungsfalls 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht 
frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 
arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die 
Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch 
durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versiche-
rungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversu-
ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen. 
 
33 Anzeigen, Willenserklärungen,  

Anschriftenänderungen 
 
33.1 Form 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 
soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes 
bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimm-
ten Erklärungen und Anzeigen, die das Versiche-
rungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegen-

über dem Versicherer erfolgen, in Textform (z. B. per 
Brief, Fax oder E-Mail) abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Stelle oder an die Hauptver-
waltung des Versicherers gerichtet werden. Die 
gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 
 
33.2 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. 

Namensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsneh-
mer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versi-
cherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei 
einer dem Versicherer nicht angezeigten Namens-
änderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. 
 
33.3 Nichtanzeige der Verlegung der  

gewerblichen Niederlassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abge-
schlossen, finden bei einer Verlegung der gewerbli-
chen Niederlassung die Bestimmungen nach Ziffer 
34.2 entsprechend Anwendung. 
 
34 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
34.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen betreffend 
34.1.1 den Abschluss bzw. den Widerruf eines 
Versicherungsvertrages; 
 
34.1.2 eines bestehendes Versicherungsverhält-
nisses einschließlich dessen Beendigung; 
 
34.1.3 Anzeige- und Informationspflichten vor 
Abschluss des Vertrages und während des Versi-
cherungsverhältnisses. 
 
34.2 Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine 
oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu 
übermitteln. 
 
35 Repräsentanten 
 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis 
und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen 
lassen. 
 
36 Bedingungsänderung 
 
Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 
bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-
gen nach den Ziffern 36.1 bis 36.3 erfüllt sind: 
 
36.1 Unwirksamkeit einzelner Regelungen 
Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 
ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 
– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 

Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich 
oder 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, 
die den Versicherungsvertrag unmittelbar be-
trifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, den 
Versicherer bindende Weisung der Bundesan-
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stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der 
Kartellbehörden im Wege eines bestandskräfti-
gen Verwaltungsakts. 

Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen inhalts-
gleiche Regelung in den Versicherungsbedingungen 
eines anderen Versicherers durch eines der genann-
ten Ereignisse unwirksam geworden ist. 
 
36.2 Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 
Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke 
entstanden, die das bei Vertragsschluss vorhandene 
Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 
in nicht unbedeutendem Maße stört und es besteht 
keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 
Lücke. 
 
36.3 Keine Schlechterstellung 
Die angepassten Regelungen dürfen den Versiche-
rungsnehmer als einzelne Bedingungen oder im 
Zusammenwirken mit anderen Bedingungen des 
Vertrages nicht schlechter stellen als die bei Ver-
tragsschluss vorhandenen Regelungen. 
 
36.4 Durchführung der Anpassung 
Die nach den Ziffern 36.1 bis 36.3 zulässigen 
Änderungen werden dem Versicherungsnehmer in 
Textform bekannt gegeben und erläutert. Sie finden 
Anwendung, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 
Textform auf sein Kündigungsrecht nach Ziffer 36.5 
hinweist. 
 
36.5 Kündigung 
Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-
gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers kündigen. Die Kündigung wird mit Zugang beim 
Versicherer wirksam, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Bedingungsanpas-
sung. 
 
37 Verjährung 
 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. Ist ein Anspruch aus 
dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung 
der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der 
in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit, soweit dieser 
Zeitraum nach Beginn der Verjährung liegt. 
 
38 Zuständiges Gericht 
 
38.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
oder der Versicherungsvermittlung ist neben den 
Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
38.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung gegen den Versiche-
rungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in 

Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 
 
38.3  Verlegt der Versicherungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Versiche-
rungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des 
Versicherers zuständig. 
 
39 Anzuwendendes Recht 
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
40 Versicherungsjahr 
 
Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zwölf Monaten (Versicherungsmona-
te). Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch 
nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche-
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden 
Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre. 
 
41 Sanktions-/Embargoklausel 
 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 
oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Zusatzbedingungen, die für alle versicherten  
Gefahren gelten 
 
Die nachstehenden Zusatzbedingungen sind 
neben den Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (VGB) Gegenstand 
des Versicherungsvertrages. 
 ▉  Grob fahrlässige Herbeiführung des  

Versicherungsfalls  
1.  In Erweiterung von Ziffer 32.1.2 VGB verzichtet 
der Versicherer bis zum Entschädigungsbetrag von 
10.000 EUR auf den Einwand der grob fahrlässigen 
Herbeiführung des Versicherungsfalls und auf eine 
Leistungskürzung. Den 10.000 EUR übersteigenden 
Entschädigungsbetrag kann der Versicherer in ei-
nem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen.  
 ▉  Mietausfall  
1.  Mietausfall für private Wohnräume 
In Erweiterung von Ziffer 9.2.1 VGB wird Mietausfall 
oder Mietwert bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, ab dem 
die Wohnung wieder benutzbar ist, höchstens je-
doch für 24 Monate seit dem Eintritt des Versiche-
rungsfalls. 
 
2.  Mietausfall für gewerblich genutzte Räume 
In Erweiterung von Ziffer 9.3 VGB ersetzt der Versi-
cherer 
2.1  den Mietausfall einschließlich etwaiger fortlau-
fender Mietnebenkosten, wenn Mieter von Gewer-
beräumen infolge eines Versicherungsfalls kraft Ge-
setzes oder nach dem Mietvertrag berechtigt sind, 
die Zahlung der Miete ganz oder teilweise zu ver-
weigern, 
2.2  den ortsüblichen Mietwert von Gewerberäu-
men, die der Versicherungsnehmer selbst nutzt und 
die infolge eines Versicherungsfalls unbenutzbar 
geworden sind, falls dem Versicherungsnehmer die 
Beschränkung auf einen etwa benutzbar gebliebe-
nen Teil der gewerblich genutzten Räume nicht zu-
gemutet werden kann, höchstens jedoch für 24 Mo-
nate seit dem Eintritt des Versicherungsfalls. Im Üb-
rigen gelten die Ziffern 9.2.1 und 9.2.2 VGB analog. 
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Weiteres Zubehör und sonstige Grund-

stücksbestandteile auf dem Versicherungs-
grundstück 

1.  In Erweiterung von Ziffer 5.2.3 VGB sind auf 
dem im Versicherungsschein bezeichneten Grund-
stück mitversichert Car-Ports, Gewächs- und Gar-
tenhäuser, Schwimmbecken im Freien, Grund-
stückseinfriedungen (auch Hecken), Hof- und Geh-
wegbefestigungen, gemauerte Kleintierställe und 
Hundehütten, Ständer, Masten- und Freileitungen, 
freistehende Antennen sowie Beleuchtungsanlagen 
(auch Gartenlaternen). 
 
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall be-
grenzt 
2.1  in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 5 % 
der Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem 
im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für den Vertrag 
geltenden Anpassungsfaktor (Ziffer 12.2 VGB),  
2.2 in den Fällen der Ziffer 10.1.2, 10.1.3 und 
10.1.4 VGB auf 5 % der Versicherungssumme.  
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 

▉  Gebäudebeschädigungen durch unbefugte 
Dritte nach Einbruch oder Einbruchversuch 

1.  In Erweiterung von Ziffer 7 VGB ersetzt der 
Versicherer bei Zwei- oder Mehrfamilienhäusern die 
notwendigen Kosten, die dem Versicherungsnehmer 
für die Beseitigung von Schäden an Türen, Schlös-
sern, Fenstern, Rollläden und Schutzgittern, die 
dem Gemeingebrauch der Hausgemeinschaft unter-
liegen, dadurch entstanden sind, dass ein unbefug-
ter Dritter 
1.1  in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen 
oder mittels falscher Schlüssel oder anderer Werk-
zeuge eingedrungen ist, 
1.2  versucht, durch eine Handlung gemäß 1.1 in 
ein versichertes Gebäude einzudringen. 
 
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
5.000 EUR begrenzt. 
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Mutwillige Beschädigung durch  

unbefugte Dritte  
1.  In Erweiterung von Ziffer 7 VGB ersetzt der 
Versicherer auch die notwendigen Kosten für die 
Beseitigung von Schäden an versicherten Gebäu-
den und Sachen, die dadurch entstehen, dass ein 
unbefugter Dritter das Gebäude vorsätzlich beschä-
digt oder zerstört (z. B. durch Graffiti).  
 
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und 
Versicherungsjahr auf 5.000 EUR begrenzt. 
 
3.  Der bedingungsgemäß als entschädigungs-
pflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall 
um einen Selbstbehalt von 250 EUR gekürzt. Ein 
gegebenenfalls vertraglich vereinbarter weiterer 
Selbstbehalt findet keine Anwendung. 
 
4.  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den 
Schaden dem Versicherer und der zuständigen Po-
lizeidienststelle unverzüglich anzuzeigen. 
 
5.  Versicherungsnehmer und Versicherer können 
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum 
Ende des laufenden Versicherungsjahres durch Er-
klärung in Textform verlangen, dass dieser Versi-
cherungsschutz für mutwillige Beschädigung mit 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. 
 
6.  Macht der Versicherer von diesem Recht 
Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum Ende des laufen-
den Versicherungsjahres kündigen. 
 ▉  Kosten für die Rückreise aus dem Urlaub 
1.  Versichert sind die Mehrkosten für die vorzeiti-
ge Rückreise aus dem Urlaub (Fahrtmehrkosten), 
wenn der Versicherungsnehmer wegen eines erheb-
lichen Versicherungsfalls vorzeitig seine Urlaubsrei-
se abbrechen muss, um an den Schadenort (versi-
chertes Gebäude) zu reisen. 
 
2.  Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der 
Schaden voraussichtlich 10.000 EUR übersteigt und 
die Anwesenheit des Versicherungsnehmers am 
Schadenort notwendig ist. 
 
3.  Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste 
Abwesenheit des Versicherungsnehmers von sei-
nem ständigen Wohnsitz von mindestens vier Tagen 
bis zu maximal sechs Wochen.  
 

4.  Fahrtmehrkosten werden für ein angemesse-
nes Reisemittel ersetzt, das dem benutzten Urlaubs-
reisemittel und der Dringlichkeit der Rückreise zum 
Schadenort entspricht. 
 
5.  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor 
Antritt der Rückreise an den Schadenort mit dem 
Versicherer Kontakt aufzunehmen und ggf. Verhal-
tensweisungen einzuholen, soweit es den Umstän-
den nach zumutbar ist.  
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, so richten sich die Rechtsfolgen nach den Zif-
fern 18.4 und 18.5 VGB. Danach kann der Versiche-
rer zur Kündigung oder zur Minderung des Kosten-
ersatzes berechtigt oder bezüglich des Kostenersat-
zes auch vollständig leistungsfrei sein.  
 
6.  Mehrkosten für die vorzeitige Rückreise werden 
je Versicherungsfall bis maximal 5.000 EUR über-
nommen. 
 
7.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Wegfall von Entschädigungsgrenzen  
Abweichend von den in den Allgemeinen Wohnge-
bäude-Versicherungsbedingungen (VGB) festgeleg-
ten Entschädigungsgrenzen für 
a)  Aufräum-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutz-
kosten gemäß Ziffer 7.2, 
b)  Kosten für die Dekontamination von Erdreich 
gemäß Ziffen 7.3.6 und 7.3.7, 
c)  Mehrkosten auf Grund behördlicher Wiederher-
stellungsbeschränkungen gemäß Ziffer 8.2 finden 
die dort genannten Entschädigungsgrenzen keine 
Anwendung. 
 ▉ Sachverständigenkosten  
1.  Soweit der entschädigungspflichtige Schaden 
in seiner Höhe den Betrag von 25.000 EUR über-
steigt, ersetzt der Versicherer die durch den Versi-
cherungsnehmer gemäß Ziffer 15.6 VGB zu tragen-
den Kosten des Sachverständigenverfahrens. 
 
2.  Der Entschädigungsbetrag wird um einen 
Selbstbehalt von 20 % gekürzt. Ein gegebenenfalls 
vertraglich vereinbarter weiterer Selbstbehalt findet 
keine Anwendung. 
 ▉  Innere Unruhen, Streik, Aussperrung 
1.  Versicherungsfall 
In Erweiterung von Ziffer 1.1 VGB und abweichend 
von Ziffer 1.2.2 VGB leistet der Versicherer Ent-
schädigung für versicherte Sachen, die durch 
1.1 Innere Unruhen, 
1.2  Streik oder Aussperrung 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden-
kommen. 
 
2.  Innere Unruhen 
Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig 
nicht unerhebliche Teile des Volkes in einer die öf-
fentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise in 
Bewegung geraten und unmittelbar Gewalt gegen 
Personen oder Sachen verüben. Dazu gehören 
auch unmittelbare Schäden durch Wegnahme bei 
Plünderungen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
inneren Unruhen. 
 
3.  Streik oder Aussperrung 
Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, 
auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitneh-
mern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete planmäßige Ausschließung einer verhält-
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nismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. Versi-
chert sind Schäden durch die unmittelbaren Hand-
lungen der streikenden oder ausgesperrten Arbeit-
nehmer im Zusammenhang mit einem Streik oder 
beim Widerstand gegen eine Aussperrung an versi-
cherten Sachen. 
 
4.  Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden oder an 
Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind. 
 
5.  Besondere Kündigungsmöglichkeit 
Versicherungsnehmer und Versicherer können die 
Mitversicherung der Gefahren Innere Unruhen, 
Streik oder Aussperrung jederzeit kündigen. Die 
Kündigung wird eine Woche nach Zugang wirksam. 
Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht 
Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den 
gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Kündigung des Versicherers zum gleichen 
Zeitpunkt kündigen. Bezüglich des Beitrages gelten 
die Bestimmungen der Ziffer 25 VGB. 
 
6.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Bissschäden durch Kleinnagetiere an 

elektrischen Anlagen  
Mitversichert sind Bissschäden durch Marder und 
wildlebende Nagetiere an versicherten elektrischen 
Anlagen und elektrischen Leitungen, die sich auf 
dem Grundstück befinden und der Versorgung ver-
sicherter Sachen dienen. 
 ▉  Diebstahl von außen angebrachten Sachen 
1. Mitversichert ist der Diebstahl versicherter Sa-
chen, die fest mit dem Gebäude verbunden und au-
ßen angebracht sind. 
 
2. Die Entschädigung ist auf 1.000 EUR begrenzt. 
 ▉  Datenrettungskosten 
1.  Versichert sind die infolge eines Versicherungs-
falls am Versicherungsort tatsächlich entstandenen, 
notwendigen Kosten für die technische Wiederher-
stellung – nicht der Wiederbeschaffung – von  
elektronisch gespeicherten, ausschließlich für die 
private Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesba-
re Informationen) und Programme.  
Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme 
durch eine ersatzpflichtige Substanzbeschädigung 
an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert wa-
ren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr 
verfügbar sind.  
Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten 
technischen Wiederherstellung. 
 
2.  Ausschlüsse 
2.1  Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstel-
lungskosten für  
a)  Daten und Programme, zu deren Nutzung der 
Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist (z. B. so 
genannte Raubkopien); 
b)  Programme und Daten, die der Versicherungs-
nehmer auf einem Rücksicherungs- oder Installati-
onsmedium vorhält.  
2.2  Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
die Kosten eines neuerlichen Lizenzerwerbs. 
 ▉  Sonderfälle der Schadenfeststellung bei 

gedehnten Versicherungsfällen im  
Zusammenhang mit einem Wechsel des 
Versicherers 

Tritt nach einem Wechsel der Gebäudeversicherung 
zur Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG (Nach-

versicherer) ein Schaden ein, dessen genauen Ent-
stehenszeitpunkt (erstes Einwirken des versicherten 
Risikos auf eine versicherte Sache) der Versiche-
rungsnehmer auch durch ein Gutachten nicht nach-
weisen kann, so ist die Barmenia Allgemeine Versi-
cherungs-AG als Nachversicherer ab dem verein-
barten Versicherungsbeginn des bei ihr bestehen-
den Vertrages im Rahmen des bei ihr versicherten 
Leistungsumfangs für die Entschädigungsleistung 
eintrittspflichtig.  
Soweit sich im Rahmen der Ermittlungen der Zeit-
punkt des Schadeneintritts klar feststellen lässt, ist 
der Versicherer leistungspflichtig, in dessen Ver-
tragslaufzeit der Schadeneintritt fällt.  
 ▉  Künftige Bedingungsverbesserungen  
Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versiche-
rungsverträge die "Allgemeinen Wohngebäude--
Versicherungsbedingungen (VGB)" und/oder die 
"Zusatzbedingungen zur Wohngebäudeversiche-
rung – Top-Schutz" ausschließlich zu Gunsten der 
Versicherungsnehmer, ohne dass dafür ein Zusatz-
beitrag berechnet wird, so gelten diese neuen Be-
dingungen ab ihrem Gültigkeitstag auch für diesen 
Vertrag für alle ab diesem Zeitpunkt neu eintreten-
den Leistungsfälle. 
 ▉▉▉▉  Leistungsgarantie gegenüber  

GDV-Musterbedingungen 
Der Versicherer, die Barmenia Allgemeine Versiche-
rungs-AG, garantiert, dass die Leistungen der dieser 
Wohngebäudeversicherung zu Grunde liegenden 
"Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungs-
bedingungen (VGB)" einschließlich der "Zusatzbe-
dingungen zur Wohngebäudeversicherung – Top-

Schutz " in keinem Punkt schlechter sind als die vom 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft e. V. (GDV) empfohlenen Bedingungen 
(Stand 01.01.2013). 
 ▉  Garantie über die Erfüllung der vom  

Arbeitskreis „Beratungsprozesse“ empfoh-
lenen Mindestleistungsstandards  

Der Versicherer, die Barmenia Allgemeine Versiche-
rungs-AG, garantiert, dass ihre "Allgemeinen Wohn-
gebäude-Versicherungsbedingungen (VGB)" ein-
schließlich der "Zusatzbedingungen zur Wohnge-
bäudeversicherung – Top-Schutz" die Mindestleis-
tungsstandards erfüllen, wie sie vom Arbeitskreis 
„Beratungsprozesse“ (mit Stand 05.12.2013) emp-
fohlen wurden. (Der Arbeitskreis Beratungsprozesse 
(www.beratungsprozesse.de) ist eine Initiative meh-
rerer Vermittlerverbände und Servicegesellschaften. 
Der Arbeitskreis empfiehlt Risikoanalysen und Min-
destleistungsstandards für die Vermittler. 
 
 
Zusatzbedingungen zur Feuerversicherung 
 
Sofern Versicherungsschutz für die Gefahr 
"Feuer" vereinbart ist, sind die nachstehenden 
Zusatzbedingungen zur Feuerversicherung ne-
ben den Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (VGB) Gegenstand 
des Versicherungsvertrages. 
 ▉  Überspannung 
1.  In Ergänzung zum Versicherungsschutz für 
Blitzschlagschäden (Ziffer 2.1.2 VGB) leistet der 
Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die 
an versicherten elektrischen Einrichtungen und Ge-
räten durch Überspannung, Überstrom und Kurz-
schluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige 
atmosphärisch bedingte Elektrizität entstehen. 
2.  Defekte Geräte bzw. Geräteteile sind bis zur 

Entscheidung des Versicherers über den Ersatz des 
Schadens aufzubewahren (siehe auch Ziffer 
18.3.1 g) VGB). 
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Fahrzeuganprall 
1.  In Erweiterung von Ziffer 2.1 VGB leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Anprall eines Schienen- oder Straßen-
fahrzeuges zerstört oder beschädigt werden oder in-
folge eines solchen Ereignisses abhandenkommen.  
 
2.  Für den Anprall von Straßenfahrzeugen be-
steht Versicherungsschutz nur, wenn diese nicht 
vom Versicherungsnehmer betrieben werden. 
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Überschalldruckwellen (Überschallknall) 
1.  In Erweiterung von Ziffer 2.1 VGB leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Überschalldruckwellen zerstört oder be-
schädigt werden oder infolge eines solchen Ereig-
nisses abhandenkommen.  
 
2.  Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle 
liegt vor, wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst 
wurde, das die Schallgeschwindigkeit überschritten 
hat, und diese Druckwelle unmittelbar auf versicher-
te Sachen einwirkt. 
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Verpuffungsschäden 
1.  In Erweiterung von Ziffer 2.1 VGB leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Verpuffung zerstört oder beschädigt wer-
den oder infolge eines solchen Ereignisses abhan-
denkommen.  
 
2.  Verpuffung ist eine auf dem Ausdehnungs-
bestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, 
plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die im Gegen-
satz zu einer Explosion mit geringerer Intensität ver-
läuft und bei der in der Regel kein Explosionsknall 
entsteht.  
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Keine Obliegenheitsverletzung bei Verlet-

zung einer behördlich vorgeschriebenen  
Installationspflicht von Rauchmeldern 

Ist die Installation von Rauchmeldern bzw. eine 
Nachrüstung des Gebäudes mit Rauchmeldern be-
hördlich vorgeschrieben, wird sich der Versicherer – 
abweichend von Ziffer 18 VGB – nicht auf eine Ob-
liegenheitsverletzung berufen. Die mit einer Oblie-
genheitsverletzung verbundenen Rechtsfolgen tre-
ten in diesem Fall nicht ein.  
 ▉  Schäden durch Explosion von  

Blindgängern 
Explodieren während eines Krieges, kriegsähnlichen 
Ereignisses, Bürgerkrieges, einer Revolution, Rebel-
lion oder eines Aufstandes abgeschossene oder 
abgeworfene Kampfmittel (wie Patronen, Granaten 
oder Bomben) erst nach Beendigung des Krieges 
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teilweise oder vollständig, so gilt für die daraus ent-
standenen Schäden am versicherten Gebäude nicht 
der Ausschluss gemäß Ziffer 1.2.1 VGB.   
 
 
Zusatzbedingungen zur  
Leitungswasserversicherung 
 
Sofern Versicherungsschutz für die Gefahr "Lei-
tungswasser" vereinbart ist, sind die nachste-
henden Zusatzbedingungen zur Leitungswas-
serversicherung neben den Allgemeinen Wohn-
gebäude-Versicherungsbedingungen (VGB) Ge-
genstand des Versicherungsvertrages. 
 ▉  Wasser- und Gasverlust 
1. In Erweiterung von Ziffer 7 VGB ersetzt der 
Versicherer den Mehrverbrauch von Frischwasser 
und Gas, der infolge eines Versicherungsfalls gem. 
Ziffer 3 VGB entsteht und den das Energieversor-
gungsunternehmen in Rechnung stellt. 
 
2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
1.000 EUR begrenzt.  
 
3. Der Entschädigungsbetrag wird je Versiche-
rungsfall um einen Selbstbehalt von 100 EUR ge-
kürzt. Ein gegebenenfalls vertraglich vereinbarter 
weiterer Selbstbehalt findet keine Anwendung.  
 ▉  Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 
1. In Erweiterung von Ziffer 3.3 VGB gilt als Lei-
tungswasser auch Wasser, das aus im Gebäude 
verlaufenden Regenfallrohren bestimmungswidrig 
ausgetreten ist. Der Ausschluss gem. Ziffer 3.4.1 a) 
wird nicht angewendet.  
 
2. In Erweiterung von Ziffer 3.1.1 VGB sind frost-
bedingte und sonstige Bruchschäden an im Gebäu-
de verlaufenden Regenfallrohren versichert.  
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Wasseraustritt aus Zisternen  
1.  In Erweiterung von Ziffer 3.3 VGB gilt als Lei-
tungswasser auch Wasser, 
1.1  das aus im versicherten Gebäude befindlichen 
Zisternen oder aus dazugehörigen, im Gebäude ver-
laufenden Zu- und Ableitungsrohren austritt, sofern 
diese der Versorgung des versicherten Gebäudes 
dienen, 
1.2  das aus außerhalb des Gebäudes befindlichen 
Zisternen, sofern die Zisterne der Versorgung des 
versicherten Gebäudes dient, oder aus dazugehöri-
gen, zum Gebäude führenden oder im Gebäude 
verlaufenden Leitungen bestimmungswidrig ausge-
treten ist. Eine ausschließliche Nutzung zur Garten-
bewässerung dient nicht der Versorgung des versi-
cherten Gebäudes. 
 
2.  Frostbedingte und sonstige Bruchschäden 
Mitversichert sind - in Erweiterung von Ziffer 3.1 
und 3.2 VGB - frostbedingte und sonstige Bruch-
schäden an Leitungen/Rohren von Zisternen gemäß 
Nr. 1.  
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Armaturen  
1.  In Erweiterung von Ziffer 3.1.2 VGB ersetzt der 
Versicherer auch sonstige Bruchschäden an Arma-
turen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, 

Wassermesser, Geruchsverschlüsse). Ausgeschlos-
sen sind Bruchschäden an bereits defekten Armatu-
ren. 
 
2. Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für 
den Austausch der zuvor genannten Armaturen, 
soweit dieser Austausch infolge eines Versiche-
rungsfalls gemäß Ziffer 3.1 VGB im Bereich der 
Rohrbruchstelle notwendig ist. 
 
3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
500 EUR begrenzt. 
 
4. Ein gegebenenfalls vereinbarter Selbstbehalt 
findet keine Anwendung. 
 ▉  Kosten für die Beseitigung von  

Rohrverstopfungen 
1. In Erweiterung von Ziffer 3 VGB sind die not-
wendigen Kosten für die Beseitigung von Verstop-
fungen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter 
Gebäude sowie auf dem Versicherungsgrundstück 
mitversichert. 
 
2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
300 EUR begrenzt. 
 
3. Ein gegebenenfalls vereinbarter Selbstbehalt 
findet keine Anwendung. 
 ▉  Erweiterte Versicherung von Wasserzulei-

tungs- und Heizungsrohren auf dem Versi-
cherungsgrundstück 

1.  In Erweiterung von Ziffer 3.1.1 VGB leistet der 
Versicherer Entschädigung für außerhalb von Ge-
bäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Was-
serversorgung oder an den Rohren der Warmwas-
serheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen, die auf dem Ver-
sicherungsgrundstück verlegt sind, aber nicht der 
Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen 
dienen, sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr 
trägt. 
 
2.  Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich ge-
werblichen Zwecken dienen. 
 
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall be-
grenzt 
3.1 in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 2 % 
der Versicherungssumme 1914, multipliziert mit dem 
im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für den Vertrag 
geltenden Anpassungsfaktor (Ziffer 12.2), jedoch 
nicht auf einen geringeren Betrag als 1.500 EUR.  
3.2 in den Fällen der Ziffern 10.1.2 bis 10.1.4 VGB 
auf 2 % der Versicherungssumme, jedoch nicht auf 
einen geringeren Betrag als 1.500 EUR.  
 
4.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Erweiterte Versicherung von Wasserzulei-

tungs- und Heizungsrohren außerhalb des 
Versicherungsgrundstücks 

1.  In Erweiterung von Ziffer 3.2 VGB leistet der 
Versicherer Entschädigung für außerhalb von Ge-
bäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der Was-
serversorgung oder an den Rohren der Warmwas-
serheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen, die außerhalb des 
Versicherungsgrundstücks verlegt sind und der Ver-
sorgung versicherter Gebäude oder Anlagen die-
nen, soweit der Versicherungsnehmer dafür die Ge-

fahr trägt. 
 
2.  Ziffer 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich 
gewerblichen Zwecken dienen. 
 
3.  Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes 
vereinbart ist, je Versicherungsfall begrenzt 
3.1 in der Gleitenden Neuwertversicherung auf 
2 Prozent der Versicherungssumme 1914, multipli-
ziert mit dem im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für 
den Vertrag geltenden Anpassungsfaktor (Zif-
fer 12.2), jedoch nicht auf einen geringeren Betrag 
als 1.500 EUR.  
3.2 in den Fällen der Ziffern 10.1.2 bis 10.1.4 VGB 
auf 2 % der Versicherungssumme, jedoch nicht auf 
einen geringeren Betrag als 1.500 EUR.  
 
4.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Leckortungskosten 
Mitversichert sind Kosten, die bei Nässeschäden an 
versicherten Gebäuden zur Leckortung durch einen 
Fachbetrieb entstehen, wenn kein Versicherungsfall 
im Sinne der Bedingungen angefallen ist. 
Für die Kostenübernahme ist die vorherige Zustim-
mung des Versicherers zur Durchführung der Leck-
ortung erforderlich  
 
 
Zusatzbedingungen zur Feuer- und 
Sturm-/Hagelversicherung 
 
Sofern Versicherungsschutz für die Gefahren 
"Feuer" und "Sturm/Hagel" vereinbart ist, sind 
die nachstehenden Zusatzbedingungen zur Feu-
er- und Sturm-/Hagelversicherung neben den 
Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungs-
bedingungen (VGB) Gegenstand des Versiche-
rungsvertrages. 
 ▉  Aufwendungen für die Beseitigung  

umgestürzter Bäume 
1.  In Erweiterung von Ziffer 7 VGB ersetzt der 
Versicherer die notwendigen Kosten für das Entfer-
nen, den Abtransport und die Entsorgung durch 
Blitzschlag oder Sturm umgestürzter Bäume auf 
dem Versicherungsgrundstück, soweit eine natürli-
che Regeneration nicht zu erwarten ist. Bereits ab-
gestorbene Bäume sind von der Versicherung aus-
geschlossen. 
 
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
5.000 EUR begrenzt.  
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
 ▉  Wiederbepflanzungskosten 
1.  Versichert sind die infolge eines Versicherungs-
falls notwendigen und tatsächlich angefallenen Kos-
ten für die Wiederbepflanzung des Versicherungs-
grundstücks mit neuen Trieben, wenn Bäume, 
Sträucher, Pflanzstöcke oder Kletterpflanzen durch 
eine versicherte Gefahr so beschädigt werden, dass 
eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. 
 
2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
5.000 EUR begrenzt. 
 
3.  Ist für den Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart, 
so wird der Entschädigungsbetrag um diesen 
Selbstbehalt gekürzt. 
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Zusatzbedingungen zur Leitungswasser- und 
Sturm-/Hagelversicherung 
 
Sofern Versicherungsschutz für die Gefahren 
"Leitungswasser" und "Sturm/Hagel" vereinbart 
ist, ist die nachstehende Zusatzbedingung zur 
Leitungswasser- und Sturm-/Hagelversicherung 
neben den Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (VGB) Gegenstand 
des Versicherungsvertrages. 
 ▉  Witterungsniederschläge 
1. Abweichend von Ziffern 3.4.1 und 4.4.1 b) VGB 
werden Schäden durch unmittelbar in das versicher-
te Gebäude eindringende Witterungsniederschläge 
ersetzt. 
 
2. Nicht versichert sind Schäden, 
- die auf einem durch Witterungsniederschläge 

verursachten Rückstau beruhen, 
- die nach Witterungsniederschlägen durch 

Grundwasseranstieg, Ausuferung von stehen-
den und fließenden Gewässern, Hochwasser 
oder einen durch diese Ursachen hervorgeru-
fenen Rückstau entstehen, 

- die auf die allmähliche Durchfeuchtung von 
Gebäudeteilen zurückzuführen sind, auch wenn 
die Feuchtigkeit auf Witterungsniederschläge 
zurückgeht. 

 
3. Der Entschädigungsbetrag wird je Versiche-
rungsfall um einen Selbstbehalt von 500 EUR ge-
kürzt. Ein gegebenenfalls vertraglich vereinbarter 
weiterer Selbstbehalt findet keine Anwendung. 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
5.000 EUR begrenzt. 
 
 

Weitere, nur bei besonderer Vereinbarung laut 
Versicherungsschein geltende Zusatzbedingun-
gen zur Wohngebäudeversicherung 
 
Durch besondere Vereinbarung kann der Versiche-
rungsschutz für die nachstehend genannten Ablei-
tungsrohre gegen zusätzliche Beitragszahlung er-
gänzt werden.  
 ▉▉▉▉  Zusatzbedingungen für die Versicherung 

von Ableitungsrohren außerhalb des  
Gebäudes 

 
Soweit besonders vereinbart und im Versiche-
rungsschein dokumentiert leistet der Versiche-
rer Entschädigung für die 
 
1.  erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren  

auf dem Versicherungsgrundstück 
1.1  In Erweiterung von Ziffer 3.1.1 a) VGB leistet 
der Versicherer Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an Ableitungsrohren der Wasserver-
sorgung, die auf dem Versicherungsgrundstück ver-
legt sind und der Entsorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen, soweit der Versicherungs-
nehmer dafür eine Gefahr trägt. 
1.2  Ziffer 1.1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich 
gewerblichen Zwecken dienen.  
 
2.  erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren  

außerhalb des Versicherungsgrundstücks 
2.1  In Erweiterung von Ziffer 3.1.1 a) VGB leistet 
der Versicherer Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an Ableitungsrohren der Wasserver-
sorgung, die außerhalb des Versicherungsgrund-
stücks verlegt sind und der Entsorgung versicherter 
Gebäude oder Anlagen dienen, soweit der Versiche-
rungsnehmer dafür eine Gefahr trägt. 
2.2  Ziffer 2.1 gilt nicht für Rohre, die ausschließlich 
gewerblichen Zwecken dienen. 
 
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
10.000 EUR begrenzt. Ein gegebenenfalls verein-
barter Selbstbehalt findet keine Anwendung. 
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Zusatzbedingung, die für alle versicherten  
Gefahren gilt 
 
Die nachstehenden Zusatzbedingungen sind 
neben den Allgemeinen Wohngebäude-Ver-
sicherungsbedingungen (VGB) Gegenstand des 
Versicherungsvertrages. 
 
 ▉▉▉▉  Künftige Bedingungsverbesserungen  
Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versi-
cherungsverträge die "Allgemeinen Wohngebäude-

Versicherungsbedingungen (VGB)" und/oder die 
"Zusatzbedingungen zur Wohngebäudeversiche-

rung – Basis-Schutz" ausschließlich zu Gunsten 
des Versicherungsnehmers, ohne dass dafür eine 
Zusatzprämie berechnet wird, so gelten diese neu-
en Bedingungen ab ihrem Gültigkeitstag auch für 
diesen Vertrag für alle ab diesem Zeitpunkt neu ein-
tretenden Leistungsfälle. 
 ▉  Sonderfälle der Schadenfeststellung bei 

gedehnten Versicherungsfällen im  
Zusammenhang mit einem Wechsel des 
Versicherers 

Tritt nach einem Wechsel der Gebäudeversiche-
rung zur Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
(Nachversicherer) ein Schaden ein, dessen genau-
en Entstehenszeitpunkt (erstes Einwirken des versi-
cherten Risikos auf eine versicherte Sache) der 
Versicherungsnehmer auch durch ein Gutachten 
nicht nachweisen kann, so ist die Barmenia Allge-
meine Versicherungs-AG als Nachversicherer ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn des bei ihr 
bestehenden Vertrages im Rahmen des bei ihr ver-
sicherten Leistungsumfangs für die Entschädi-
gungsleistung eintrittspflichtig.  
Soweit sich im Rahmen der Ermittlungen der Zeit-
punkt des Schadeneintritts klar feststellen lässt, ist 
der Versicherer leistungspflichtig, in dessen Ver-
tragslaufzeit der Schadeneintritt fällt.  

 
 
Zusatzbedingung zur Feuerversicherung 
 
Sofern Versicherungsschutz für die Gefahr 
"Feuer" vereinbart ist, ist die nachstehende Zu-
satzbedingung zur Feuerversicherung neben 
den Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungs-
bedingungen (VGB) Gegenstand des Versiche-
rungsvertrages. 
 
 ▉  Überspannung 
1.  In Ergänzung zum Versicherungsschutz für 
Blitzschlagschäden (Ziffer 2.1.2 VGB) leistet der 
Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die 
an versicherten elektrischen Einrichtungen und Ge-
räten durch Überspannung, Überstrom und Kurz-
schluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige 
atmosphärisch bedingte Elektrizität entstehen. 
 
2.  Defekte Geräte bzw. Geräteteile sind bis zur 
Entscheidung des Versicherers über den Ersatz des 
Schadens aufzubewahren (siehe auch Zif-
fer 18.3.1 g) VGB). 
 
3.  Der Entschädigungsbetrag wird je Versiche-
rungsfall um einen Selbstbehalt von 1.000 EUR ge-
kürzt. Ein gegebenenfalls vertraglich vereinbarter 
weiterer Selbstbehalt findet keine Anwendung. 
 ▉  Keine Obliegenheitsverletzung bei Verlet-

zung einer behördlich vorgeschriebenen  
Installationspflicht von Rauchmeldern 

Ist die Installation von Rauchmeldern bzw. eine 
Nachrüstung des Gebäudes mit Rauchmeldern be-
hördlich vorgeschrieben, wird sich der Versicherer – 
abweichend von Ziffer 18 VGB – nicht auf eine Ob-
liegenheitsverletzung berufen. Die mit einer Oblie-
genheitsverletzung verbundenen Rechtsfolgen tre-
ten in diesem Fall nicht ein.  
 ▉  Schäden durch Explosion von  

Blindgängern 
Explodieren während eines Krieges, kriegsähnli-
chen Ereignisses, Bürgerkrieges, einer Revolution, 
Rebellion oder eines Aufstandes abgeschossene 
oder abgeworfene Kampfmittel (wie Patronen, 
Granaten oder Bomben) erst nach Beendigung des 
Krieges teilweise oder vollständig, so gilt für die 
daraus entstandenen Schäden am versicherten 
Gebäude nicht der Ausschluss gemäß Ziffer 1.2.1 
VGB.   
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Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt: 
 
1 Vertragsgrundlage 
 
Es gelten die Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (VGB), soweit sich aus 
den folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes 
ergibt. 
 
2 Versicherte Gefahren und Schäden 
 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch  
2.1  Überschwemmung, Rückstau; 
2.2  Erdbeben; 
2.3  Erdsenkung, Erdrutsch; 
2.4  Schneedruck, Lawinen; 
2.5  Vulkanausbruch 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden 
kommen. 
 
3 Überschwemmung, Rückstau 
 
3.1  Überschwemmung ist die Überflutung des 
Grund und Bodens des Versicherungsgrundstücks 
mit erheblichen Mengen von Oberflächenwasser 
durch 
a) Ausuferung von oberirdischen (stehenden 
oder fließenden) Gewässern, 
b) Witterungsniederschläge, 
c) Austritt von Grundwasser an die Erdoberflä-
che infolge von a) oder b). 
 
3.2 Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch 
Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder 
fließenden) Gewässern oder durch Witterungsnie-
derschläge bestimmungswidrig aus den gebäude-
eigenen Ableitungsrohren oder damit verbundenen 
Einrichtungen in das versicherte Gebäude eindringt. 
 
4 Erdbeben 
 
4.1 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütte-
rung des Erdbodens, die durch geophysikalische 
Vorgänge im Erdinnern ausgelöst wird. 
 
4.2  Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass  
a) die naturbedingte Erschütterung des Erdbo-
dens in der Umgebung des Versicherungsortes 
Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand 
oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen 
angerichtet hat oder  

 
 
b) der Schaden wegen des einwandfreien 
Zustandes des versicherten Gebäudes nur durch ein 
Erdbeben entstanden sein kann. 
 
5 Erdsenkung 
 
Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des 
Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen. 
Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit 
oder Austrocknung. 
 
6 Erdrutsch 
 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder 
Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen. 
 
7 Schneedruck 
 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von 
Schnee- oder Eismassen. 
 
8 Lawinen 
 
Lawinen sind an Berghängen niedergehende 
Schnee- oder Eismassen einschließlich der bei 
ihrem Abgang verursachten Druckwelle. 
 
9 Vulkanausbruch 
 
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung 
beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit La-
vaergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von 
sonstigen Materialien und Gasen. 
 
10 Nicht versicherte Schäden 
 
Nicht versichert sind 
10.1  Schäden an versicherten Gebäuden oder 
versicherten Sachen, die sich in Gebäuden befinden, 
die nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten 
für ihren Zweck nicht benutzbar sind. 
 
10.2  Schäden an im Freien befindlichen bewegli-
chen Sachen. 
 
10.3  - ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen - 
Schäden durch 
a) Sturmflut, 
b) Grundwasser, soweit nicht infolge eines 
Ereignisses gemäß Ziffer 3.1 a) oder Ziffer 3.1 b) an 
die Erdoberfläche gedrungen. 

 
 
11 Besondere Obliegenheiten 
 
11.1  In Ergänzung der VGB hat der Versiche-
rungsnehmer alle notwendigen und zumutbaren 
Vorkehrungen gegen Elementarschäden zu treffen. 
 
11.2  Zur Vermeidung von Überschwemmungs- 
bzw. Rückstauschäden hat der Versicherungsneh-
mer 
a) bei rückstaugefährdeten Räumen Rückstau-
klappen funktionsbereit zu halten und 
b) Abflussleitungen auf dem Versicherungs-
grundstück freizuhalten, 
sofern der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr 
trägt . 
 
11.3  Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
dieser Obliegenheiten, so ist der Versicherer unter 
den in Ziffer 18.4 und 18.5 VGB beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei.  
 
12 Selbstbehalt 
 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
 
13 Kündigung 
 
13.1 Nach Ablauf des ersten Versicherungsjahres 
können Versicherungsnehmer und Versicherer die 
Versicherung weiterer Elementarschäden nach 
diesen Bedingungen ohne besondere Frist zum 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsmonats in 
Textform kündigen.  
 
13.2 Kündigt der Versicherer, so kann der Versi-
cherungsnehmer den verbleibenden Versicherungs-
vertrag ohne besondere Frist zum Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsmonats in Textform kündi-
gen. 
 
14 Beendigung des Haupt-

versicherungsvertrages 
 
Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
(siehe Ziffer 1) erlischt auch die Versicherung 
weiterer Elementarschäden. 

 



A 3291-01  03/2014 

Barmenia-Bedingungen für die  
Gewässerschaden-Haftpflicht-
versicherung  

Barmenia 
        Versicherungen 

Barmenia 
Allgemeine Versicherungs-AG 
 
Hauptverwaltung 
Barmenia-Allee 1 
42119 Wuppertal 
 
 
 
 

Stand 01.03.2014 

 

Inhaltsübersicht Seite 
 
Abschnitt 1 
 
Spezielle Regelungen  
zur Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung  
– Anlagenrisiko –  
 
1 Geschässerschaden-Haftpflicht- 

versicherung – Anlagenrisiko – ........................ 2 
2 Sonstige Geschässerschäden 

(außer Anlagenrisiko) ....................................... 2 
3 Künftige Bedingungsverbesserungen .............. 2 
 
 
 
Abschnitt 2 
 
Allgemeine Regelungen  
zur Haftpflichtversicherung  
 
Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1 Gegenstand der Versicherung,  

Versicherungsfall ............................................. 3 
2 Vermögensschaden, Abhanden- 

kommen von Sachen ....................................... 3 
3 Versichertes Risiko .......................................... 3 
4 Vorsorgeversicherung ..................................... 3 
5 Leistungen der Versicherung ........................... 3 
6 Begrenzung der Leistung ................................ 3 
7 Ausschlüsse ..................................................... 4 
8 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Beitrag und Versicherungsteuer ...................... 5 
9 Zahlung und Folgen verspäteter  

Zahlung/erste oder einmaliger Beitrag ............ 5 
10 Zahlung und Folgen verspäteter  

Zahlung/Folgebeitrag ....................................... 5 
11 SEPA-Lastschriftmandat als Geschäfts- 

grundlage/Rechtzeitigkeit der Zahlung/ 
Kündigungsrecht bei Widerruf ......................... 5 

12 – gestrichen – ................................................... 5 
13 Beitragsregulierung .......................................... 5 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertrags- 

beendigung ...................................................... 6 
15 Beitragsangleichung ........................................ 6 
 
Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung  
 
16 Dauer und Ende des Vertrages ....................... 7 
17 Wegfall des versicherten Risikos .................... 7 
18 Kündigung nach  

Beitragnangleichung ........................................ 7 
19 Kündigung nach Versicherungsfall .................. 7 
20 Kündigung nach Veräußerung  

versicherter Unternehmen ............................... 7 
21 Kündigung nach Risikoerhöhung auf  

Grund Änderung oder Erlass von  
Rechtsvorschriften ........................................... 7 

22 Mehrfachversicherung ..................................... 7 

Inhaltsübersicht Seite 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des  

Versicherungsnehmers .................................... 7 
24 Obliegenheiten vor Eintritt des 

Versicherungsfalles ......................................... 7 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des 

Versicherungsfalles ......................................... 7 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von  

Obliegenheiten ................................................. 7 
 
Weitere Bestimmungen 
 
27 Mitversicherte Personen .................................. 8 
28 Abtretungsverbot ............................................. 8 
29 Anzeigen, Willenserklärungen, 

Anschriftenänderung ....................................... 8 
30 Bedingungsänderung ...................................... 8 
31 Verjährung ....................................................... 8 
32 Zuständiges Gericht ........................................ 8 
33 Anzuwendendes Recht .................................... 8 
34 Versicherungsjahr ............................................ 8 
35 Sanktions-/Embargoklausel ............................. 8 
 
 



 2 

Abschnitt 1 
 
Spezielle Regelungen für die Versicherung der 
Haftpflicht aus Gewässerschäden 
 
 
1  Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung  

– Anlagenrisiko –  
 
1.1 Gegenstand der Versicherung  
(1)  Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Inhaber der im Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen angegebenen Anlagen zur 
Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen und aus 
der Verwendung dieser gelagerten Stoffe für unmit-
telbare oder mittelbare Folgen (Personen-, Sach- 
und Vermögensschäden) von Veränderungen der 
physikalischen, chemischen oder biologischen 
Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des 
Grundwassers (Gewässerschaden).  
(2)  Soweit im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen sowie im Folgenden nicht anders 
bestimmt ist, finden die Allgemeinen Regelungen zur 
Haftpflichtversicherung (siehe Abschnitt 2) Anwen-
dung.  
(3)  Mitversichert sind die Personen, die der Versi-
cherungsnehmer durch Arbeitsvertrag mit der 
Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen 
Betreuung der Grundstücke beauftragt hat für den 
Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtungen in 
Anspruch genommen werden.  
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII 
handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle 
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden; 
 
1.2  Versicherungsleistungen 
Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der 
beantragten pauschalen Versicherungssumme 
(gleichgültig, ob Personen-, Sach- oder Vermögens-
schäden) je Schadenereignis gewährt. Die Gesamt-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres (Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden) beträgt das Doppelte dieser Versiche-
rungssumme.  
 
1.3  Rettungskosten  
(1)  Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versi-
cherungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtli-
che Gutachterkosten werden vom Versicherer 
insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme 
nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten 
bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen für die Haftpflichtversiche-
rung.  
(2)  Auf Weisung des Versicherers aufgewendete 
Rettungs- und außergerichtliche Gutachterkosten 
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen 
mit der Entschädigung die Versicherungssumme 
übersteigen.  
Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen 
des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als 
Weisung des Versicherers.  
 

1.4  Vorsätzliche Verstöße  
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitver-
sicherten), die den Schaden durch vorsätzliches 
Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden 
Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen herbeigeführt haben.  
 
1.5 Vorsorgeversicherung  
Die Bestimmungen des Abschnittes 2 Ziffer 3.1 (3) 
und Ziffer 4 - Vorsorgeversicherung - finden keine 
Anwendung.  
 
1.6 Gemeingefahren   
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegs-
ereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der 
Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder 
unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von 
hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben.  
 
1.7  Eingeschlossene Schäden  
Eingeschlossen sind abweichend von Abschnitt 2 
Ziffer 1 - auch ohne dass ein Gewässerschaden 
droht oder eintritt - Schäden an unbeweglichen 
Sachen des Versicherungsnehmers, die dadurch 
verursacht werden, dass die gewässerschädlichen 
Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage (gemäß 
Ziffer 1.1 (1)) ausgetreten sind. Der Versicherer 
ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des 
Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. 
Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.  
Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage 
(gemäß Ziffer 1.1 (1)) selbst. Von jedem Schaden 
hat der Versicherungsnehmer 250,00 EUR selbst zu 
tragen.  
 
1.8 Erläuterungen für die Gewässerschaden-

Haftpflichtversicherung (Anlagenrisiko)  
(1)  Die Gewässerschadenversicherung im Umfang 
der Zusatzbedingungen bezieht sich nicht nur auf die 
Haftpflicht aus § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes, 
sondern auch auf alle anderen gesetzlichen Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts.  
(2)  Nach diesen Barmenia-Bedingungen für die 
Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung ist auch 
die Haftpflicht aus Gewässerschäden mitversichert, 
die dadurch entstehen, dass aus den versicherten 
Behältern gewässerschädliche Stoffe in Abwässer 
und mit diesen in Gewässer gelangen.  
(3) Rettungskosten im Sinne von Ziffer 1.3 entste-
hen bereits dann, wenn der Eintritt des Schadener-
eignisses ohne Einleitung von Rettungsmaßnahmen 
als unvermeidbar angesehen werden durfte. Für die 
Erstattung von Rettungskosten ist es unerheblich, 
aus welchem Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich) der Versicherungsnehmer zur Zah-
lung dieser Kosten verpflichtet ist.  
Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur 
Wiederherstellung des Zustands von Grundstücks- 
und Gebäudeteilen - auch solchen des Versiche-
rungsnehmers -, wie er vor Beginn der Rettungs-
maßnahmen bestand. Eintretende Wertverbesse-
rungen oder Kosten, die zur Erhaltung, Reparatur 
oder Erneuerung der Anlage selbst ohnehin entstan-
den wären, sind abzuziehen. 
 

2 Sonstige Gewässerschäden  
– außer Anlagenrisiko –  

 
2.1  Gegenstand der Versicherung 
Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei 
Vermögensschäden wie Sachschäden behandelt 
werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare 
Folgen von Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines 
Gewässers einschließlich des Grundwassers (Ge-
wässerschäden) mit Ausnahme der Haftpflicht als 
Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser 
gelagerten Stoffe (Versicherungsschutz hierfür wird 
über die Ziffer 1 dieser Bedingungen geregelt).  
 
2.2  Rettungskosten 
(1)  Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versi-
cherungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtli-
che Gutachterkosten werden vom Versicherer 
insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme 
für Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- 
und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung des 
Abschnittes 2 (Allgemeine Regelungen zur Haft-
pflichtversicherung).  
(2)  Auf Weisung des Versicherers aufgewendete 
Rettungs- und außergerichtliche Gutachterkosten 
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen 
mit der Entschädigung die Versicherungssumme für 
Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des 
Versicherers von Maßnahmen des Versicherungs-
nehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens gilt nicht als Weisung des 
Versicherers.  
 
2.3  Ausschlüsse 
(1) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz 
dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen herbeigeführt haben.  
(2)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden, die mittelbar oder unmittelbar auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlun-
gen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bundes-
land) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.  
 
3 Künftige Bedingungsverbesserungen  
 
Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versiche-
rungsverträge die "Barmenia-Bedingungen für die 
Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung" aus-
schließlich zu Gunsten der Versicherungsnehmer, 
ohne dass dafür ein Zusatzbeitrag berechnet wird, 
so gelten diese neuen Bedingungen ab ihrem 
Gültigkeitstag auch für diesen Vertrag für alle ab 
diesem Zeitpunkt neu eintretenden Leistungsfälle. 
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Abschnitt 2 
 
Allgemeine Regelungen  
zur Haftpflichtversicherung  
 
 
Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1 Gegenstand der Versicherung,  

Versicherungsfall  
 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des 
versicherten Risikos für den Fall, dass der Versiche-
rungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses 
(Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- 
oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden 
zur Folge hatte, auf Grund g e s e t z l i c h e r  
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  p r i v a t -
r e c h t l i c h e n  I n h a l t s  von einem Dritten auf 
Schadenersatz in Anspruch genommen wird.  
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge 
die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden 
ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die 
zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht 
an.  
 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprü-
che, auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt, 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schaden-
ersatz statt der Leistung; 
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können; 
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 
(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im 
Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung  
(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen 
Verzögerung der Leistung;  
(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung 
tretender Ersatzleistungen.  
 
2 Vermögensschaden, Abhandenkommen  

von Sachen 
 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere 
Vereinbarung erweitert werden auf die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versiche-
rungsnehmers wegen 
 
2.1 Vermögensschäden, die weder durch Perso-
nen- noch durch Sachschäden entstanden sind;  
 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; 
hierauf finden dann die Bestimmungen über Sach-
schäden Anwendung.  
 
3 Versichertes Risiko  
 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzli-
che Haftpflicht 
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen angegebenen Risiken des Versiche-
rungsnehmers,  
(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im 
Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-
gebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem 
Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-; Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für 
sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder 
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 
(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer 
nach Abschluss der Versicherung neu entstehen 

(Vorsorgeversicherung) und die in Ziff. 4 näher 
geregelt sind.  
 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch 
auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch 
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechts-
vorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag 
jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 
kündigen.  
 
4 Vorsorgeversicherung  
 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrages neu entstehen, sind im Rahmen des 
bestehenden Vertrages sofort versichert.  
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach 
Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko 
innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforde-
rung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.  
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.  
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt 
hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch 
nicht verstrichen war.  
(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue 
Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. 
Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrages 
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang 
der Anzeige nicht zu Stande, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab 
dessen Entstehung.  
 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken 
besteht von ihrer Entstehung bis zur Einigung im 
Sinne von Ziff. 4.1 (2) in Höhe der für den Versiche-
rungsvertrag vereinbarten Versicherungssummen. 
 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt 
nicht für Risiken  
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen 
eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- 
oder Versicherungspflicht unterliegen;  
(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen 
von Bahnen;  
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsor-
gepflicht unterliegen;  
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und 
deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versiche-
rungsverträgen zu versichern sind.  
 
5 Leistungen der Versicherung  
 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung 
der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter 
Schadenersatzansprüche und die Freistellung des 
Versicherungsnehmers von berechtigten Schaden-
ersatzverpflichtungen. Berechtigt sind Schadener-
satzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungs-
nehmer auf Grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädi-
gung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die 
vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden 
sind, binden den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich 
bestanden hätte. Ist die Schadenersatzverpflichtung 
des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung 
für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.  

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur 
Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Scha-
denersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. Kommt es in einem Versicherungsfall zu 
einem Rechtsstreit über Schadenersatzansprüche 
gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den 
Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers 
auf seine Kosten.  
 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines 
Schadenereignisses, das einen unter den Versiche-
rungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für 
den Versicherungsnehmer von dem Versicherer 
gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer 
die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des Vertei-
digers.  
 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein 
Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder 
Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so 
ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts 
bevollmächtigt.  
 
6 Begrenzung der Leistung  
 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers 
ist bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten 
Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch 
dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt.  
 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, 
sind die Entschädigungsleistungen des Versicherers 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res (siehe Ziffer 34) auf das Zweifache der verein-
barten Versicherungssummen begrenzt. 
 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eintretende Versicherungsfälle gelten als 
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten 
dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese  
– auf derselben Ursache,  
– auf gleichen Ursachen mit innerem, insbeson-

dere sachlichem und zeitlichem Zusammen-
hang oder  

– auf der Lieferung von Waren mit gleichen 
Mängeln  

beruhen.  
 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der 
Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall 
mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
Betrag an der Schadenersatzleistung (Selbstbehalt). 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der 
Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr 
unberechtigter Schadenersatzansprüche verpflichtet.  
 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten 
werden nicht auf die Versicherungssummen ange-
rechnet.  
 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprü-
che aus einem Versicherungsfall die Versicherungs-
summe, trägt der Versicherer die Prozesskosten im 
Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamt-
höhe dieser Ansprüche.  
 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschä-
digten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt 
der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme 
oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen 
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aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden 
Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Versiche-
rungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapital-
wert der Rente vom Versicherer erstattet.  
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die 
entsprechende Vorschrift der Verordnung über den 
Versicherungsschutz in der Kfz-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles.  
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlun-
gen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente 
die Versicherungssumme oder die nach Abzug 
sonstiger Leistungen verbleibende Restversiche-
rungssumme übersteigt, werden die sonstigen 
Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versi-
cherungssumme abgesetzt.  
 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledi-
gung eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, 
Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des 
Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer 
für den von der Weigerung an entstehenden Mehr-
aufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen und 
Kosten nicht aufzukommen.  
 

7 Ausschlüsse 
 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
sind von der Versicherung ausgeschlossen:  
 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die 
den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.  
 
7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die 
den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in 
Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schäd-
lichkeit  
– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder  
– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht 
haben. 
 
7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund 
Vertrages oder Zusagen über den Umfang der 
gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
hinausgehen.  
 
7.4 Haftpflichtansprüche  
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in 
Ziff. 7.5 benannten Personen gegen die Mitversi-
cherten,  
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern 
desselben Versicherungsvertrages,  
(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben 
Versicherungsvertrages.  
 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer  
(1) aus Schadenfällen von seinen Angehörigen, die 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die 
zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten 
Personen gehören;  
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 
anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern 
und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister 
sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch 
ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-
bunden sind).  
(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Be-
treuern, wenn der Versicherungsnehmer eine 

geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder 
betreute Person ist;  
(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person des 
privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist;  
(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden 
Gesellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;  
(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungs-
nehmer eine eingetragene Partnerschaftsgesell-
schaft ist;  
(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insol-
venzverwaltern;  
 
zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:  
Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis 
(6) erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche 
von Angehörigen der dort genannten Personen, die 
mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.  
 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsneh-
mer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, 
geliehen oder durch verbotene Eigenmacht erlangt 
hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind.  
 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn  
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an 
diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförde-
rung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur inso-
weit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmit-
telbar von der Tätigkeit betroffen waren;  
(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der 
Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchfüh-
rung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätigkei-
ten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche 
und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung 
betroffen waren;  
(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers 
entstanden sind und sich diese Sachen oder – 
sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt – 
deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der 
Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwen-
dige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von 
Schäden getroffen hatte.  
 
zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:  
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in 
Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, 
Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, 
so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und 
zwar sowohl für den Versicherungsnehmer wie für 
die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversi-
cherten Personen.  
 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten 
Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge 
einer in der Herstellung Lieferung oder Leistung 
liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die 
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil 

der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung 
liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der 
Sache oder Leistung führt.  
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, 
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des 
Versicherungsnehmers die Herstellung oder Liefe-
rung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen 
Leistungen übernommen haben.  
 
7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkom-
menden Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 
Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert.  
 
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Umweltschäden gemäß Umwelt-
schadensgesetz oder anderen auf der EU-Umwelt-
haftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationa-
len Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. 
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer 
von einem Dritten auf Grund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstat-
tung der durch solche Umweltschäden entstandenen 
Kosten in Anspruch genommen wird.  
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche 
Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des 
Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der 
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basie-
render nationaler Umsetzungsgesetze bereits auf 
Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten.  
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versi-
cherung privater Haftpflichtrisiken.  
 
7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung.  
 
Dieser Ausschluss gilt nicht  
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haft-
pflichtrisiken oder  
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse 
(auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leis-
tungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaft-
pflicht).  
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schä-
den durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, 
Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung oder Wartung von  
– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädli-

che Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu la-
gern, abzulagern, zu befördern oder wegzulei-
ten (WHG-Anlagen);  

– Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen);  

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienen-
den Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen;  

– Abwasseranlagen  
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche 
Anlagen bestimmt sind.  
 
7.11 Haftpflichtansprüche, die auf Asbest, asbesthal-
tige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen 
sind.  
 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in 
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang 
stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
(z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rönt-
genstrahlen);  
 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
zurückzuführen sind auf  
(1) gentechnische Arbeiten,  
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(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),  
(3) Erzeugnisse, die  

–  Bestandteile aus GVO enthalten,  
–  aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wur-

den.  
 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche 
entstehen durch  
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche 
Abwässer handelt,  
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrut-
schungen,  
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer.  
 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem 
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung 
elektronischer Daten, soweit es sich handelt um 
Schäden aus  
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarma-
chung oder Veränderung von Daten,  
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von 
Daten,  
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen 
Datenaustausch,  
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informa-
tionen.  
 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.  
 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen.  
 
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, 
die aus der Übertragung einer Krankheit des Versi-
cherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für 
Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen 
oder veräußerten Tiere entstanden sind. In beiden 
Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.  
 
8 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Beitrag und Versicherungsteuer  
 
8.1 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn 
der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt.  
 
8.2 Der Beitrag kann je nach Vereinbarung in 
einem einzigen Betrag (Einmalbeitrag), durch 
Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbei-
träge (laufende Beiträge) entrichtet werden. Die 
Versicherungsperiode umfasst bei unterjähriger 
Beitragszahlung entsprechend der Zahlungsweise 
einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.  
 
8.3 Die in Rechnung gestellten Beiträge enthalten 
die Versicherungsteuer, die der Versicherungsneh-
mer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
entrichten hat.  
 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 

erster oder einmaliger Beitrag  
 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird  
– unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts – unverzüglich nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig.  
 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu 

einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versi-
cherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrages 
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrages aufmerksam gemacht hat.  
 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versi-
cherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht 
zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten hat.  
 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 

Folgebeitrag  
 
10.1 Der Folgebeitrag ist, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten 
Beitragszeitraums fällig.  
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt.  
 
10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, 
gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in 
Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung 
nicht zu vertreten hat.  
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.  
 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf 
dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die 
rückständigen Beträge des Beitrages, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen 
angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind.  
 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf 
dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauf-
forderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen 
wurde. 
 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf 
dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versi-
cherungsnehmer danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die 
Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziff. 10.3. 
bleibt unberührt. 
 
11 SEPA-Lastschriftmandat als Geschäftsgrund-

lage / Rechtzeitigkeit der Zahlung / Kündi-
gungsrecht bei Widerruf 

 
11.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Voraussetzung und Geschäftsgrundlage für den 
Abschluss und den Fortbestand des Versicherungs-

vertrages ist, dass der Versicherer vom Versiche-
rungsnehmer oder von einer anderen Person zum 
Einzug des jeweils fälligen Beitrages von des-
sen/deren Bankkonto im Wege des Lastschriftver-
fahrens ermächtigt wurde und diese Ermächtigung 
aufrechterhalten wird. Zur Sicherstellung des erfolg-
reichen Beitragseinzugs im Lastschriftverfahren hat 
der Versicherungsnehmer dafür Sorge zu tragen, 
dass sein Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit des 
Beitrages eine ausreichende Deckung aufweist. 
b) Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden 
des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer Zah-
lungsaufforderung des Versicherers (in Textform) 
erfolgt. 
 
11.2 Kündigungsrecht bei Widerruf der Ermächti-

gung zum Lastschrifteinzug 
Wird das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen, so 
kann der Vertrag vom Versicherer zum Ende des 
laufenden Versicherungsmonats außerordentlich 
gekündigt werden. 
 
11.3 Änderung des Zahlungsweges 
Kann der fällige Beitrag mangels Kontodeckung 
nicht abgebucht werden oder wird eine Lastschrift 
von dem/der Kontoinhaber/in bzw. deren Bankinstitut 
trotz korrekter Abbuchung zurückgegeben, ist der 
Versicherer hinsichtlich der offenen und zukünftig 
fällig werdenden Beiträge berechtigt, vom Versiche-
rungsnehmer die Beitragszahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Begleichung des rückständigen 
sowie zukünftig fällig werdenden Beitrages auf 
einem alternativen Zahlungsweg erst verpflichtet, 
wenn er hierzu vom Versicherer in Textform aufge-
fordert wurde. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter 

Zahlung  
 
Gestrichen  
 
13 Beitragsregulierung 
 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforde-
rung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des 
versicherten Risikos gegenüber den früheren Anga-
ben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 
durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung 
erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei 
unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers 
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Ver-
tragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten 
Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn 
an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden 
trifft.  
 
13.2 Auf Grund der Änderungsmitteilung des Versi-
cherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen 
wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung 
berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall 
versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt 
des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der 
Beitrag darf jedoch nicht geringer werden als der 
vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag, die nach dem 
Tarif des Versicherers zur Zeit des Versicherungs-
abschlusses galt. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach 
dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhö-
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hungen und Ermäßigungen der Mindestbeitrag 
werden berücksichtigt. 
 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die 
rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den 
Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, 
eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum 
bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. 
Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet 
eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versiche-
rungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur 
zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von 
zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des 
erhöhten Beitrages erfolgten.  
 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch 
Anwendung auf Versicherungen mit Beitragsvoraus-
zahlung für mehrere Jahre.  
 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der 
Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas 
anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des 
Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
Versicherungsschutz bestanden hat. 
 
15 Beitragsangleichung 
 
15.1  Der Versicherungsbeitrag unterliegt der Bei-
tragsangleichung. Sie wird jeweils ab Beginn desje-
nigen Versicherungsjahres wirksam, das ab dem 1. 
Juli beginnt.  
Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine Beitragsan-
gleichung statt. 
 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich 
mit Wirkung für den Beitrag der ab dem 1. Juli 
beginnenden Versicherungsjahre, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum 
Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung 
zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorver-
gangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den 
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.  
Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die 
speziell durch den einzelnen Schadensfall veran-
lassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und 
Höhe der Versicherungsleistungen.  
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalender-
jahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten 
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im 
gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadensfälle.  
 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer 
berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, 
der Folgebeitrag um den sich aus Ziff. 15.2 erge-
benden Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung). Der veränderte Folgebeitrag wird dem 
Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitrags-
rechnung bekannt gegeben.  
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen 
des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalender-
jahre um einen geringeren Prozentsatz als denjeni-
gen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese 
Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der 
Versicherer den FolgeBeitrag nur um den Prozent-
satz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner 
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseige-
nen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese 
Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.  
 

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 
unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. 
Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden 
Jahren zu berücksichtigen.  
 
Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung  
 
16 Dauer und Ende des Vertrages  
 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein 
angegebene Zeit abgeschlossen.  
 
16.2 Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf 
der Vertragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr 
zu Jahr stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweili-
gen Ablauftermin der anderen Vertragspartei eine 
Kündigung in Textform zugegangen ist.  
 
Während der ursprünglich vereinbarten Vertrags-
laufzeit kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
zum Ablauf kündigen, ohne dass eine Frist einzuhal-
ten ist. Mit Beginn des ersten Verlängerungsjahres 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist jeweils zum Ende eines 
Versicherungsmonats in Textform kündigen. 
 
Der Versicherer kann den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres in Textform kündigen. 
 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem 
Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündi-
gung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt 
 
17 Wegfall des versicherten Risikos  
 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft 
wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich 
dieser Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag 
zu, die er hätte erheben können, wenn die Versiche-
rung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis 
erlangt.  
 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung  
 
Erhöht sich der Beitrag auf Grund der Beitragsan-
gleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der 
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann 
der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 
Beitragserhöhung wirksam werden sollte.  
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätes-
tens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen.  
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht.  
 
19 Kündigung nach Versicherungsfall  
 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt 
werden, wenn  
– vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung 

geleistet wurde oder  
– dem Versicherungsnehmer eine Klage über 

einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird.  

 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Text-
form spätestens einen Monat nach der Schadener-
satzzahlung oder der Zustellung der Klage zugegan-
gen sein.  

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine 
Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versiche-
rer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres, wirksam wird.  
 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam.  
 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter 

Unternehmen  
 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflicht-
versicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt 
dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die 
während der Dauer seines Eigentums sich aus dem 
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein.  
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen auf Grund 
eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines 
ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten über-
nommen wird.  
 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem 
Fall  
– durch den Versicherer dem Dritten gegenüber 

mit einer Frist von einem Monat,  
– durch den Dritten dem Versicherer gegenüber 

mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späterem 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres  

in Textform gekündigt werden.  
 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn  
– der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats 

von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er 
vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;  

– der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach 
dem Übergang ausübt, wobei das Kündigungs-
recht bis zum Ablauf eines Monats von dem 
Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte 
von der Versicherung Kenntnis erlangt.  

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während 
einer laufenden Versicherungsperiode und wird das 
Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, haften der 
bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für 
den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Ge-
samtschuldner.  
 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem 
Versicherer durch den bisherigen Versicherungs-
nehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen.  
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versiche-
rer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den 
mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte.  
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht 
für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der 
Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. 
Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat 
von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der 
Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die 
Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.  
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21 Kündigung nach Risikoerhöhung auf  
Grund Änderung oder Erlass von  
Rechtsvorschriften  

 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch 
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechts-
vorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.  
 
22 Mehrfachversicherung  
 
22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das 
Risiko in mehreren Versicherungsverträgen versi-
chert ist.  
 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zu Stande 
gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer 
dies wusste, kann er die Aufhebung des später 
geschlossenen Vertrages verlangen.  
 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der 
Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines 
Monats geltend macht, nachdem er von der Mehr-
fachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer 
zugeht. 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des  

Versicherungsnehmers  
 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben 
 über gefahrerhebliche Umstände  
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den 
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.  
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss 
auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem 
vereinbarten Inhalt abzuschließen.  
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den 
gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versi-
cherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig 
verschwiegen.  
 
23.2 Rücktritt  
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den 
Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutre-
ten.  
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder 
sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat.  
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.  

(3)  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versiche-
rungsschutz.  
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall 
besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt hat.  
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  
 
23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht  
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schrift-
form kündigen.  
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte.  
 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündi-
gen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil.  
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der 
Beitrag um mehr als 10 % oder schließt der Versi-
cherer die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, kann der Versicherungsneh-
mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos 
kündigen. 
 
23.4 Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 
und 23.3 zustehenden Rechte innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.  
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den  
Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat.  
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 
und 23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte.  
 
23.5 Anfechtung  
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der 
Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwer-
den der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.  
 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des  
Versicherungsfalles  

 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der 
Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versiche-
rers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. 
Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. 
Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt 
ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.  
 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des  
 Versicherungsfalles  
 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch 
keine Schadenersatzansprüche erhoben worden 
sind, dem Versicherer innerhalb einer Woche 
anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den 
Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend 
gemacht werden.  
 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglich-
keit für die Abwendung und Minderung des Scha-
dens sorgen. Weisungen des Versicherers sind 
dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungs-
nehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer aus-
führliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu 
erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und 
-regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die 
nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung 
des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie 
alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden.  
 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein 
staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gericht-
liches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies unverzüglich anzuzeigen.  
 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfü-
gung von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es 
nicht.  
 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein 
Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat 
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der 
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt 
Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur 
Verfügung stellen.   
 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von  

Obliegenheiten  
 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Oblie-
genheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des 
Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versi-
cherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos 
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruhte.  
 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag 
vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsneh-
mer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässi-
ger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
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Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen.  
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versi-
cherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach 
Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vor-
aussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.  
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. Der Versiche-
rungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat.  
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 
zustehendes Kündigungsrecht ausübt.  
 
Weitere Bestimmungen 
 
27 Mitversicherte Personen 
 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf 
Haftpflichtansprüche gegen andere Personen als 
den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn 
geltenden Bestimmungen auf die Versicherten 
entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über 
die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten nicht, wenn 
das neue Risiko nur in der Person eines Versicher-
ten entsteht.  
 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versiche-
rungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu. Er ist neben den Versicherten für 
die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.  
 
28 Abtretungsverbot 
 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgülti-
gen Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers 
weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine 
Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.  
 
29 Anzeigen, Willenserklärungen,  

Anschriftenänderung 
 
29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen 
und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichne-
te Geschäftsstelle gerichtet werden.  
 
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung 
seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, 
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versiche-
rungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absen-
dung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung 
gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall 
einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.  
 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung 
die Bestimmungen der Ziff. 29.2 entsprechende 
Anwendung.  
 

30 Bedingungsänderung 
 
Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 
bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-
gen nach den Ziffern 30.1 bis 30.3 erfüllt sind: 
 
30.1 Unwirksamkeit einzelner Regelungen 
Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 
ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 
– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 

Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich 
oder 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, 
die den Versicherungsvertrag unmittelbar be-
trifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, uns 
bindende Weisung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht oder der Kartellbe-
hörden im Wege eines bestandskräftigen Ver-
waltungsakts. 

Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen inhalts-
gleiche Regelung in den Versicherungsbedingungen 
eines anderen Versicherers durch eines der genann-
ten Ereignisse unwirksam geworden ist. 
 
30.2 Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 
Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke 
entstanden, die das bei Vertragsschluss vorhandene 
Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 
in nicht unbedeutendem Maße stört, und es besteht 
keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 
Lücke. 
 
30.3 Keine Schlechterstellung 
Die angepassten Regelungen dürfen Sie als einzel-
ne Bedingungen oder im Zusammenwirken mit 
anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlech-
ter stellen als die bei Vertragsschluss vorhandenen 
Regelungen. 
 
30.4 Durchführung der Anpassung 
Die nach den Ziffern 30.1 bis 30.3 zulässigen 
Änderungen werden dem Versicherungsnehmer in 
Textform bekannt gegeben und erläutert. Sie finden 
Anwendung, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 
Textform auf sein Kündigungsrecht nach Ziffer 30.5 
hinweist. 
 
30.5 Kündigung 
Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-
gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers kündigen. Die Kündigung mit Zugang beim 
Versicherer wirksam, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Bedingungsanpas-
sung. 
 
31 Verjährung 
 
31.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.  
 
31.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag 
bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die 
Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versiche-
rers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.  
 

32 Zuständiges Gericht 
 
32.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine 
natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.  
 
32.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das 
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts 
zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige 
Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung 
des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsge-
sellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part-
nerschaftsgesellschaft ist.  
 
32.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung.  
 
33 Anzuwendendes Recht  
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.  
 
34 Versicherungsjahr 
 
Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zwölf Monaten (Versicherungsmona-
te). Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch 
nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche-
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden 
Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre. 
 

35 Sanktions-/Embargoklausel 
 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 
oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Die nachstehenden Zusatzbedingungen sind 
neben den Allgemeinen Bedingungen für die 
Glasversicherung (AGlB) Gegenstand des Versi-
cherungsvertrages. 
 
1 Vorsorgeversicherung für den ersten 

eigenen Hausstand von Kindern des Ver-
sicherungsnehmers 

Wenn für den Versicherungsnehmer die Hausratver-
sicherung nach dem „Top-Schutz“ besteht, gilt: 
Für den jeweils ersten eigenen Hausstand eines 
jeden Kindes des Versicherungsnehmers (auch 
Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) besteht für die 
Dauer von 6 Monaten – ab Umzugsbeginn gerech-
net – Versicherungsschutz im Umfang der Allgemei-
nen Bedingungen für die Glasversicherung (AGlB), 
soweit nicht anderweitig Versicherungsschutz 
besteht. Danach erlischt der Versicherungsschutz 
dieser Vorsorgeversicherung. 
 
2  Künftige Bedingungsverbesserungen  
Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versiche-
rungsverträge die Allgemeinen Bedingungen für die 
Glasversicherung (AGlB) und/oder die Zusatzbedin-
gungen ausschließlich zu Gunsten der Versiche-
rungsnehmer, ohne dass dafür ein Zusatzbeitrag 
berechnet wird, so gelten diese neuen Bedingungen 
ab ihrem Gültigkeitstag auch für diesen Vertrag für 
alle ab diesem Zeitpunkt neu eintretenden Leis-
tungsfälle. 
 
3 Leistungsgarantie gegenüber  

GDV-Musterbedingungen 
Der Versicherer, die Barmenia Allgemeine Versiche-
rungs-AG garantiert, dass die Leistungen der dieser 
Glasversicherung zu Grunde liegenden "Allgemei-
nen Bedingungen für die Glasversicherung (AGlB)" 

einschließlich der "Zusatzbedingungen zur Glasver-
sicherung" in keinem Punkt schlechter sind, als die 
vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e. V. (GDV) empfohlenen Bedingungen 
(Stand 01.01.2013). 
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1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall 
 
1.1 Versicherungsfall 
Entschädigt werden versicherte Sachen (Ziff. 3), die 
durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt 
werden.  
 
1.2 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
a) Die Versicherung erstreckt sich nicht auf 
aa) Beschädigungen von Oberflächen oder 
Kanten (z. B. Schrammen, Muschelausbrüche), 
bb) Undichtwerden der Randverbindungen von 
Mehrscheiben-Isolierverglasungen. 
b) Nicht versichert sind Schäden, die durch 
Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall 
oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung entstehen und soweit für diese 
anderweitig Versicherungsschutz besteht. 
 
2 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen, 

Kernenergie  
 
2.1 Ausschluss Krieg 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
Revolution, Rebellion oder Aufstand. 
 
2.2 Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
innere Unruhen. Innere Unruhen sind gegeben, 
wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des 
Volkes in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung 
störenden Weise in Bewegung geraten und unmit-
telbar Gewalt gegen Personen oder Sachen ver-
üben.  
 
2.3 Ausschluss Kernenergie 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen. 
 
3 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
 
3.1.1 In allen Gebäuden sind versichert 
a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas oder 
transparentem Kunststoff, die fachmännisch einge-
setzt und mit dem Gebäude fest verbunden sind; 
b) künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, 
-platten und –spiegel, sofern sie nicht Bestandteil 
von Werbeanlagen sind. Die Entschädigung ist 
- soweit nicht ein niedrigerer oder höherer Betrag 
vereinbart ist - je Versicherungsfall auf 2.000 EUR 
begrenzt; 
c) Glasbausteine, Profilbaugläser und Lichtkup-
peln aus Glas oder transparentem Kunststoff; 
d) Scheiben von Sonnenkollektoren einschließ-
lich deren Rahmen. 
 
3.1.2 In Einfamilienhäusern (inkl. Einliegerwoh-
nung) sind zusätzlich versichert 
a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas, 
transparentem Kunststoff oder Glaskeramik der 
Wohnungseinrichtung; 
b) Aquarien und Terrarien aus Glas; 
 
In Zwei- und Mehrfamilienhäusern sind die Sachen 
unter a) und b) ausschließlich in der vom Versiche-
rungsnehmer selbst bewohnten Wohnung versichert. 
 
3.2  Nicht versicherte Sachen 
Nicht versichert sind 
a)  optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, 
Beleuchtungskörper und Handspiegel; 

b) Sachen, die bereits bei Antragstellung 
beschädigt sind; 
c) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunst-
stoff, die Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, 
Bildwiedergabe- und Kommunikationsgeräte sind 
(z. B. Bildschirme von Fernsehgeräten, Computer-
Displays). 
 
4 Versicherte Kosten (auf erstes Risiko) 
 
4.1 Versichert sind die infolge eines Versiche-
rungsfalls notwendigen und tatsächlich angefallenen 
Kosten für  
a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen 
(Notverschalungen, Notverglasungen); 
b) das Abfahren von versicherten Sachen zum 
nächsten Ablagerungsplatz und für die Entsorgung 
(Entsorgungskosten); 
c) zusätzliche Leistungen, um die sich das 
Liefern und Montieren von versicherten Sachen 
durch deren Lage verteuert (z. B. Kran- oder Gerüst-
kosten);  
d) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, 
Schriften, Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien 
auf den versicherten Sachen (siehe Ziff. 3); 
e) das Beseitigen und Wiederanbringen von 
Sachen, die das Einsetzen von Ersatzscheiben 
behindern (z. B. Schutzgitter, Schutzstangen, 
Markisen usw.); 
f) die Beseitigung von Schäden an Umrahmun-
gen, Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmein-
richtungen. 
 
4.2 Einzelheiten zur Erstattung der 
-  Aufwendungen zur Abwendung und Minderung 
des Schadens und 

-  der Kosten der Ermittlung und Feststellung des 
Schadens  

siehe Ziff. 22. 
 
5  Versicherungsort 
 
Versicherungsort sind die in dem Versicherungs-
schein bezeichneten Gebäude oder Räume von 
Gebäuden. 
Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen 
vereinbart ist, besteht dieser nur innerhalb des 
Versicherungsortes. 
 
 6  Anpassung der Versicherung 
 
6.1 Anpassung des Versicherungsumfangs 
Der Versicherer passt den Umfang der Versicherung 
an die Preisentwicklung für Verglasungsarbeiten an; 
entsprechend verändert sich der Beitrag. 
 
6.2 Anpassung des Beitrages 
Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 
1. Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr 
beginnende Versicherungsperiode entsprechend 
dem Prozentsatz, um den sich die vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichten Preisindizes für Vergla-
sungsarbeiten verändert haben. Für gewerbliche 
Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für Wohnge-
bäude insgesamt, Bürogebäude und gewerbliche 
Betriebsgebäude. Für Wohnungen, Einfamilien- und 
Mehrfamiliengebäude gilt das Mittel aus den Indizes 
für Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude. Der 
Veränderungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter 
dem Komma gerundet. Maßgebend sind die für den 
Monat Mai veröffentlichten Indizes. 
 
6.3 Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers 
Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers über die Erhöhung des Versiche-
rungsumfangs und der damit verbundenen Anpas-

sung des Beitrages kann der Versicherungsnehmer 
durch Erklärung in Textform zum Anpassungszeit-
punkt kündigen. Zur Fristwahrung genügt die recht-
zeitige Absendung. Die Mitteilung des Versicherers, 
in der der Versicherungsnehmer auf sein Kündi-
gungsrecht hinzuweisen ist, muss diesem mindes-
tens einen Monat vor Wirksamwerden der Anpas-
sung des Beitrages zugehen. 
 
7 Entschädigung  
 
Der Versicherer leistet - nach Vereinbarung mit dem 
Versicherungsnehmer - Entschädigung in Form einer 
Geldleistung (siehe Nr. 1) oder einer Sachleistung 
(siehe Nr. 2).  
 
7.1 Geldleistung 
a) Der Versicherer erbringt im Versicherungsfall 
eine Geldleistung. 
b) Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen 
für die Entsorgung der zerstörten oder beschädigten 
Sachen, deren Wiederbeschaffung in gleicher Art 
und Güte (siehe Ziff. 3), die Lieferung an den  
Schadenort sowie die Montage in ortsüblicher Höhe 
ersetzt werden. 
c) Besondere Aufwendungen, die zum Errei-
chen des Schadenortes (z. B. Gerüste, Kräne) bzw. 
im Zusammenhang mit dem Einsetzen der Scheibe 
(z. B. Anstriche, De- und Remontage von Vergitte-
rungen) notwendig sind, werden ersetzt (siehe Ziff. 
4).  
d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, 
die bei der Angleichung unbeschädigter Sachen 
(z. B. Farbe und Struktur) an entschädigten Sachen 
sowie für fertigungsbedingte Abweichungen der 
Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild entste-
hen. 
 
7.2 Sachleistung 
a) Der Versicherer erbringt im Versicherungsfall 
eine Sachleistung, zu der er den Auftrag erteilt.  
b) Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlas-
sung und Rechnung des Versicherers die zerstörten 
oder beschädigten Sachen entsorgt und in gleicher 
Art und Güte (siehe Ziff. 3) an den Schadenort 
geliefert und wieder eingesetzt werden. 
c) Falls zur Erbringung der Sachleistung beson-
dere Aufwendungen notwendig sind (zum Erreichen 
des Schadenortes z. B. für Gerüste, Kräne) bzw. im 
Zusammenhang mit dem Einsetzen der Scheibe 
(z. B. Anstriche, De- und Remontage von Vergitte-
rungen), erteilt der Versicherer in Absprache mit 
dem Versicherungsnehmer in dessen Namen den 
Auftrag hierzu. Der Versicherer erstattet dem Versi-
cherungsnehmer die Rechnungskosten bis zur 
vereinbarten Höhe. 
d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, 
die bei der Angleichung unbeschädigter Sachen 
(z. B. Farbe und Struktur) an entschädigten Sachen 
sowie für fertigungsbedingte Abweichungen der 
Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild entstehen 
und erteilt hierzu keinen Auftrag. 
e) Abweichend von der Sachleistung kann der 
Versicherer in Geld leisten, soweit eine Ersatzbe-
schaffung durch den Versicherer zu den ortsüblichen 
Wiederherstellungskosten nicht möglich ist. 
f)  Wird Unterversicherung nach Nr. 6 festge-
stellt, leistet der Versicherer ausschließlich in Geld. 
 
7.3 Mehrwertsteuer 
Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berech-
tigt ist; das Gleiche gilt, soweit der Versicherungs-
nehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.  
 
7.4 Notverglasung/Notverschalung 
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Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notver-
glasungen und Notverschalungen) kann vom Versi-
cherungsnehmer in Auftrag gegeben und als not-
wendige versicherte Kosten (Ziff. 4.1 a)) geltend 
gemacht werden. 
 
7.5 Kosten 
a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten 
(siehe Ziff. 4) ist der Zeitpunkt des Eintritts des 
Versicherungsfalls. 
b) Kürzungen nach Ziff. 7.3 gelten entspre-
chend für die versicherten Kosten. 
 
7.6 Unterversicherung 
Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden 
ist, liegt Unterversicherung vor, wenn der Versiche-
rungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
höher ist als die Versicherungssumme. Ist Unterver-
sicherung festgestellt worden, wird die Entschädi-
gung in dem Verhältnis von Versicherungssumme 
zum Versicherungswert nach folgender Berech-
nungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbe-
trag multipliziert mit der Versicherungssumme 
dividiert durch den Versicherungswert. 
 
7.7 Restwerte 
Restwerte werden angerechnet. 
 
8 Zahlung und Verzinsung der  

Entschädigung 
 
8.1 Fälligkeit der Entschädigung 
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-
gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlags-
zahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 
 
8.2 Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem 
anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht 
besteht: 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Meldung des Scha-
dens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen. 
b) Der Zinssatz liegt ein Prozentpunkt unter 
dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 
vier Prozent und höchstens bei sechs Prozent pro 
Jahr. 
c) Die Zinsen werden zusammen mit der 
Entschädigung fällig. 
 
8.3 Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nrn. 1 und 
2 a) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem 
infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt 
werden kann. 
 
8.4 Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 
solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des 
Versicherungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches 
Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versiche-
rungsfalls noch läuft. 
 
9 Wohnungswechsel  
 
9.1 Umzug in eine neue Wohnung 

Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, 
geht der Versicherungsschutz auf die neue Woh-
nung über. Während des Wohnungswechsels 
besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. 
Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung 
erlischt spätestens drei Monate nach Umzugsbe-
ginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue 
Wohnung gebracht werden. 
 
9.2 Mehrere Wohnungen 
Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die 
bisherige Wohnung, geht der Versicherungsschutz 
nicht über, wenn er die alte Wohnung weiterhin 
bewohnt (Doppelwohnsitz); für eine Übergangszeit 
von drei Monaten besteht Versicherungsschutz in 
beiden Wohnungen. 
 
9.3 Umzug ins Ausland 
Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundes-
republik Deutschland, so geht der Versicherungs-
schutz nicht auf die neue Wohnung über. Der 
Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung 
erlischt spätestens drei Monate nach Umzugsbe-
ginn. 
 
9.4 Anzeige der neuen Wohnung 
a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätes-
tens bei Beginn des Einzuges dem Versicherer mit 
Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratmetern 
bzw. sonstiger für die Beitragsberechnung erforderli-
chen Umstände anzuzeigen. 
b) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel 
die Wohnfläche oder der Wert des Hausrates und 
wird der Versicherungsschutz nicht entsprechend 
angepasst, kann dies zu Unterversicherung führen. 
 
9.5 Festlegung des neuen Beitrages,  

Kündigungsrecht 
a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der 
neuen Wohnung gültigen Tarifbestimmungen des 
Versicherers. 
b) Bei einer Erhöhung des Beitrages auf Grund 
veränderter Beitragssätze oder bei Erhöhung eines 
Selbstbehaltes kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens 
einen Monat nach Zugang der Mitteilung über die 
Erhöhung zu erfolgen. Sie wird einen Monat nach 
Zugang wirksam. Die Kündigung ist in Textform zu 
erklären. 
c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch 
den Versicherungsnehmer den Beitrag nur in der 
bisherigen Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der 
Kündigung beanspruchen.  
 
9.6 Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung 
a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der 
Versicherungsnehmer aus der Ehewohnung aus und 
bleibt der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung 
zurück, so gelten als Versicherungsort (siehe Ziff. 5) 
die neue Wohnung des Versicherungsnehmers und 
die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer 
Änderung des Versicherungsvertrages, längstens bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf 
den Auszug des Versicherungsnehmers folgenden 
Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungs-
schutz nur noch in der neuen Wohnung des Versi-
cherungsnehmers. 
b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer 
und zieht bei einer Trennung von Ehegatten einer 
der Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind 
Versicherungsort (siehe Ziff. 5) die bisherige Ehe-
wohnung und die neue Wohnung des ausziehenden 
Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung des 
Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf 
von drei Monaten nach der nächsten, auf den 

Auszug des Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die 
neue Wohnung. 
c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, 
so gilt b) entsprechend. Nach Ablauf der Frist von 
drei Monaten nach der nächsten, auf den Auszug 
der Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt 
der Versicherungsschutz für beide neuen Wohnun-
gen. 
 
9.7 Lebensgemeinschaften, Lebenspartner-

schaften 
Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensge-
meinschaften und Lebenspartnerschaften, sofern 
beide Partner am Versicherungsort gemeldet sind. 
 
10 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 
 
10.1 Wahrheitsgemäße und vollständige  

Anzeigepflicht von Gefahrumständen 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für 
dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
 
10.2 Rechtsfolgen der Verletzung der  

Anzeigepflicht 
a) Vertragsänderung 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände 
den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 
unverschuldeten Pflichtverletzung werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Ver-
tragsänderung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzu-
weisen. 
b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt. 
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsneh-
mers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
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rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 
c) Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen. 
d) Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind 
jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die 
unrichtige Anzeige kannte. 
e) Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
 
10.3 Frist für die Ausübung der Rechte des 

Versicherers 
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rück-
tritt (2 b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versi-
cherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen und dabei die Umstände angeben, auf die 
er seine Erklärung stützt; zur Begründung kann er 
nachträglich weitere Umstände innerhalb eines 
Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die 
Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm 
jeweils geltend gemachte Recht begründen. 
 
10.4 Rechtsfolgenhinweis 
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rück-
tritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem 
Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewie-
sen hat. 
 
10.5 Vertreter des Versicherungsnehmers 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Nrn. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die 
Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichti-
gen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, 
dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsneh-
mer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
10.6 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(2 a), zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) 
erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor 
Ablauf dieser Frist eingetreten sind. 
Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der 
Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzei-
gepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 
 
10.7  Erweiterte Anerkennung 
a) Der Versicherer erkennt an, dass ihm alle 
Umstände bekannt geworden sind, die im Zeitpunkt 
der Antragstellung gegeben und für die Übernahme 
der Gefahr erheblich waren. 
b) Dies gilt jedoch nicht für Umstände, die 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verschwiegen 
worden sind. 
 

11 Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers  

 
11.1 Obliegenheiten vor Eintritt des  

Versicherungsfalls 
Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungs-
falls zu erfüllen hat, sind: 
a) die Einhaltung aller gesetzlichen und behörd-
lichen Sicherheitsvorschriften; 
b) die Einhaltung aller vertraglich vereinbarten 
Sicherheitsvorschriften und sonstigen Verhaltensan-
forderungen zur Vermeidung eines Versicherungs-
falls; 
 
11.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des  

Versicherungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach 
Eintritt des Versicherungsfalls 
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und 
Minderung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich 
- ggf. auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 
cc) Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung/-minderung - gegebenenfalls auch 
mündlich oder telefonisch - einzuholen, wenn die 
Umstände dies gestatten; 
dd) Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungs-
vertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 
ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 
ff) das Schadenbild so lange unverändert zu 
lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten 
Sachen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren 
(z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis 
zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzu-
bewahren; 
gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft - auf Verlangen in Schriftform - zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfall 
oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versi-
cherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung 
über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten; 
hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann; 
b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung 
des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die 
Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen 
- soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-
chen Umständen möglich ist. 
 
11.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegen-
heitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur 
Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfall noch für die Feststellung oder den 

Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. 
c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach 
Eintritt des Versicherungsfalls bestehende 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der 
Versicherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 
 
11.4 Kündigung durch den Versicherer bei  

Obliegenheitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine in Nr. 1 genannte Obliegenheit, 
die er vor Eintritt des Versicherungsfall gegenüber 
dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versi-
cherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos 
kündigen. 
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt hat. 
 
12 Gefahrerhöhung 
 
12.1 Begriff der Gefahrerhöhung 
a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach 
Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungs-
nehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so 
verändert werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens 
oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird. 
b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere 
- aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahr-
erheblicher Umstand ändert nach dem der Versiche-
rer vor Vertragsschluss gefragt hat. 
c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat 
oder nach den Umständen als mitversichert gelten 
soll. 
d)  Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung kann insbe-
sondere dann vorliegen, wenn 
aa) die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt 
ist; 
bb) der Betrieb dauernd oder vorübergehend 
stillgelegt wird; 
cc) das Gebäude dauernd oder vorübergehend 
leer steht; 
dd) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb 
aufgenommen wird; 
ee) Art und Umfang eines Betriebes – gleich 
welcher Art – verändert wird, soweit Versicherungs-
schutz für Glas in der gewerblichen Inhaltsversiche-
rung vereinbart ist. 
 
12.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf 
der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustim-
mung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen 
Dritten gestatten. 
b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträg-
lich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versi-
cherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen. 
c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe 
seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem 
Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von 
ihr Kenntnis erlangt hat. 
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12.3 Kündigung oder Vertragsänderung  
durch den Versicherer 

a) Kündigungsrecht  
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nrn. 2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 
b) Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöh-
ten Gefahr ausschließen. 
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 
 
12.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder 
Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn 
diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt 
werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, 
der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 
 
12.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versi-
cherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt 
hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflich-
ten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen. 
b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nrn. 2 b) 
und c) ist der Versicherer für einen Versicherungs-
fall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 
entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers 
bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu 
dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte 
zugegangen sein müssen, bekannt war. 
c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
bestehen, 
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 
Eintritt des Versicherungsfall oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 
bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalls die Frist für die Kündigung des Versiche-
rers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder 

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangt. 
 
13 Beginn des Versicherungsschutzes, 

Dauer und Ende des Vertrages 
 
13.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrages zu 
dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt. 
 
13.2  Dauer und Ende des Vertrages 
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 
 
Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf der 
Vertragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr zu 
Jahr stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweiligen 
Ablauftermin der anderen Vertragspartei eine 
Kündigung in Textform zugegangen ist.  
 
Während der ursprünglich vereinbarten Vertrags-
laufzeit kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
zum Ablauf kündigen, ohne dass eine Frist einzuhal-
ten ist. Mit Beginn des ersten Verlängerungsjahres 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist jeweils zum Ende eines 
Versicherungsmonats in Textform kündigen. 
 
Der Versicherer kann den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres (siehe Ziff. 33) in Textform 
kündigen. 
 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
13.3 Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Risikos Kenntnis erlangt. 
a) Als Wegfall des versicherten Interesses gilt 
insbesondere die vollständige und dauerhafte 
Auflösung des Haushaltes nach Aufnahme des 
Versicherungsnehmers in eine stationäre Pflegeein-
richtung oder nach Aufgabe einer Zweit- oder 
Ferienwohnung.  
b) Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod 
des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung des Versicherers über die 
vollständige und dauerhafte Haushaltsauflösung, 
spätestens jedoch zwei Monate nach dem Tod des 
Versicherungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben Weise 
nutzt wie der verstorbene Versicherungsnehmer.  
Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versi-
cherten Interesses. 
 
14 Beiträge, Versicherungsperiode 
 
Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder 
durch laufende Zahlungen monatlich, viertel-, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag im 
Voraus gezahlt. Entsprechend der Vereinbarung 
über laufende Zahlungen umfasst die Versiche-
rungsperiode einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes 
Jahr oder ein Jahr. Bei einem Einmalbeitrag ist die 
Versicherungsperiode die vereinbarte Vertrags-
dauer, jedoch höchstens ein Jahr. 
 

15 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages, 
Folgen verspäteter Zahlung oder  
Nichtzahlung  

 
15.1  Fälligkeit des ersten oder einmaligen  

Beitrages 
Der erste oder einmalige Beitrag ist - unabhängig 
von dem Bestehen eines Widerrufrechts - unverzüg-
lich nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen. 
Ist ein anderer, späterer Zeitpunkt vereinbart und im 
Versicherungsschein angegeben, so ist der Beitrag 
unverzüglich zum vereinbarten Zeitpunkt zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des 
Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinba-
rungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen.  
 
15.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei  

Zahlungsverzug 
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem 
nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 
gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 
15.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 1 maßge-
benden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versi-
cherer für einen vor Zahlung des Beitrages eingetre-
tenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages 
aufmerksam gemacht hat. 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 
 
16 Folgebeitrag 
 
16.1 Fälligkeit  
a) Ein Folgebeitrag wird zu Beginn der verein-
barten Versicherungsperiode fällig. 
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb des im Versicherungsschein oder in der 
Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt 
ist. 
 
16.2 Schadenersatz bei Verzug 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrages in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 
 
16.3 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht  

nach Mahnung 
a) Der Versicherer kann den Versicherungs-
nehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folge-
beitrages auf dessen Kosten in Textform zur Zah-
lung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindes-
tens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforde-
rung bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur 
wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rück-
ständigen Beträge der Beiträge, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechts-
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folgen - Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht - auf 
Grund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist. 
b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetz-
ten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls mit der Zahlung des Beitrages oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der 
Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung in Textform kündigen, sofern der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.  
 
16.4 Zahlung des Beitrages nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet.  
Für Versicherungsfälle, die nach dem Zugang der 
Kündigung aber vor erfolgter Beitragszahlung 
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungs-
schutz (siehe Nr. 3 b). 
 
17 SEPA-Lastschriftmandat als Geschäfts-

grundlage/ Kündigungsrecht bei Widerruf 
 
17.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Voraussetzung und Geschäftsgrundlage für 
den Abschluss des Versicherungsvertrages ist, dass 
der Versicherer vom Versicherungsnehmer oder von 
einer anderen Person zum Einzug des jeweils 
fälligen Beitrages von dessen/deren Bankkonto im 
Wege des SEPA-Lastschriftverfahrens ermächtigt 
wurde und diese Ermächtigung aufrechterhalten 
wird. Zur Sicherstellung des erfolgreichen Bei-
tragseinzugs im SEPA-Lastschriftverfahren hat der 
Versicherungsnehmer dafür Sorge zu tragen, dass 
sein Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitra-
ges eine ausreichende Deckung aufweist. 
b) Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden 
des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer Zah-
lungsaufforderung des Versicherers (in Textform) 
erfolgt. 
 
17.2  Kündigungsrecht bei Widerruf der  

Ermächtigung zum Lastschrifteinzug 
Wird das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen, so 
kann der Vertrag vom Versicherer zum Ende des 
laufenden Versicherungsmonats außerordentlich 
gekündigt werden. 
 
17.3  Änderung des Zahlungsweges 
Kann der fällige Beitrag mangels Kontodeckung 
nicht abgebucht werden oder wird eine Lastschrift 
von dem/der Kontoinhaber/in bzw. deren Bankinstitut 
trotz korrekter Abbuchung zurückgegeben, ist der 
Versicherer hinsichtlich der offenen und zukünftig 
fällig werdenden Beiträge berechtigt, vom Versiche-
rungsnehmer die Beitragszahlung außerhalb des 
SEPA-Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Begleichung der 
rückständigen sowie zukünftig fällig werdenden 
Beiträge auf einem alternativen Zahlungsweg erst 
verpflichtet, wenn er hierzu vom Versicherer in 
Textform aufgefordert wurde. 

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
18 Beitrag bei vorzeitiger  

Vertragsbeendigung 
 
18.1 Allgemeiner Grundsatz 
a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung 
steht dem Versicherer für diese Versicherungs-
periode nur derjenige Teil der Beiträge zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 
bestanden hat.  
b) Fällt das versicherte Interesse nach dem 
Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer 
der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 
 
18.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, 

Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versi-
cherten Interesse 

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht 
aus, seine Vertragserklärung innerhalb von 14 
Tagen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, 
dass der Versicherer in der Belehrung über das 
Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs 
und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich den für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat. 
b) Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versi-
cherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform 
gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem 
Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil der einmalige oder 
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so 
steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 
c) Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger 
Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der 
Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung zu. 
d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur 
Zahlung des Beitrages verpflichtet, wenn das 
versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 
nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer 
Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen 
oder für ein anderes künftiges Interesse genommen 
ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 
 

19 Überversicherung 
 
19.1 Übersteigt die Versicherungssumme den 
Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann 
sowohl der Versicherer als auch der Versicherungs-
nehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Über-
versicherung die Versicherungssumme mit sofortiger 
Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herab-
setzungsverlangens, ist für die Höhe des Beitrages 
der Betrag maßgebend, den der Versicherer be-
rechnet haben würde, wenn der Vertrag von vorn-
herein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden 
wäre. 
 
19.2 Hat der Versicherungsnehmer die Überversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 
 
20 Mehrere Versicherer 
 
20.1 Definition 
Mehrfache Versicherung liegt vor, wenn eine versi-
cherte Sache gegen dieselbe Gefahr durch mehrere 
Verträge versichert ist. Wird bezüglich desselben 
Interesses bei einem Versicherer der entgehende 
Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 
Schaden versichert liegt ebenfalls eine Mehrfachver-
sicherung vor. 
 
20.2 Anzeigepflicht 
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem 
Versicherer die andere Versicherung unverzüglich 
mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versi-
cherer und die Versicherungssumme anzugeben. 
 
20.3 Haftung und Entschädigung bei  

Mehrfachversicherung 
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse 
gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen 
die Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt 
eine Mehrfachversicherung vor. 
b) Die Versicherer sind in der Weise als Ge-
samtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann 
aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm 
entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurden, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei 
Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung 
zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen in diesem Vertrag in De-
ckung gegeben worden wäre. 
c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehr-
fachversicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
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verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 
20.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, 
durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, 
ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachver-
sicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung des Beitrages auf den Teilbetrag herab-
gesetzt wird, der durch die frühere Versicherung 
nicht gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung des 
Beitrages werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 
b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwen-
den, wenn die Mehrfachversicherung dadurch 
entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert 
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige 
Herabsetzung der Versicherungssummen und der 
Beiträge verlangen. 
 
21 Versicherung für fremde Rechnung 
 
21.1 Rechte aus dem Vertrag 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungs-
vertrag im eigenen Namen für das Interesse eines 
Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. 
Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versiche-
rungsschein besitzt. 
 
21.2 Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädi-
gung an den Versicherungsnehmer den Nachweis 
verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung 
der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen. 
 
21.3 Kenntnis und Verhalten 
a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung 
sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicher-
ten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interes-
sen des Versicherungsnehmers und des Versicher-
ten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für 
sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des 
Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsneh-
mers ist. 
b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es 
nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abge-
schlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht 
möglich oder nicht zumutbar war. 
c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es 
dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den 
Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 
 

22 Kosten für die Abwendung, Minderung 
und Ermittlung des Schadens 

 
22.1 Aufwendungen zur Abwendung und  

Minderung des Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolg-
lose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalls den Umständen nach zur Ab-
wendung und Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte oder die er auf Weisung des Versiche-
rers macht. 
b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwen-
dungen, um einen unmittelbar bevorstehenden 
Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 
Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der 
Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese 
Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und 
erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf 
Weisung des Versicherers erfolgten. 
c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz 
nach a) und b) entsprechend kürzen; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung der 
Versicherers entstanden sind. 
d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die 
sonstige Entschädigung für versicherte Sachen 
betragen zusammen höchstens die Versicherungs-
summe je vereinbarter Position; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 
e) Der Versicherer hat den für die Aufwendun-
gen gemäß a) erforderlichen Betrag auf Verlangen 
des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 
f) Nicht versichert sind Aufwendungen für 
Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutio-
nen, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interes-
se kostenfrei zu erbringen sind. 
 
22.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung  

des Schadens 
a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten 
Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung 
eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern 
diese den Umständen nach geboten waren. 
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverstän-
digen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten 
nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich 
verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert 
wurde. 
b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach a) 
entsprechend kürzen. 
 
23 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
23.1 Übergang von Ersatzansprüchen 
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf 
den Versicherer über, soweit der Versicherer den 
Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend ge-
macht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des 
Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der 
er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemein-
schaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht. 
 
23.2  Eingeschränkte Regressmöglichkeit  
Regress gegen das Personal des Versicherungs-
nehmers oder gegen anderweitige berechtigte 
Benutzer (nicht Reparatur-/Wartungsfirmen) wird nur 
geltend gemacht, soweit diese Personen den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-

führt haben oder für den Schaden Ersatz aus einer 
Haftpflichtversicherung beansprucht werden kann.  
 
23.3  Obliegenheiten zur Sicherung von  

Ersatzansprüchen 
a)  Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatz-
anspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs 
dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach 
Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer 
bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung 
insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen 
keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im 
Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 
b)  Es liegt keine Obliegenheitsverletzung gem. 
Ziff. 11 vor, wenn der Versicherungsnehmer vor 
Eintritt des Versicherungsfalls im Rahmen des 
üblichen auf Ersatzansprüche verzichtet. 
 
24 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
 
24.1 Kündigungsrecht 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 
Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats 
seit dem Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zulässig. 
 
24.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu 
jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. 
 
24.3 Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 
 
25 Keine Leistungspflicht aus besonderen 

Gründen 
 
25.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbei-

führung des Versicherungsfalls 
a) Führt der Versicherungsnehmer den Versi-
cherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer 
von der Entschädigungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-
kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 
des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Versicherungsfalls 
als bewiesen. 
b) Führt der Versicherungsnehmer den Versi-
cherungsfall grob fahrlässig herbei, verzichtet der 
Versicherer gänzlich auf den Einwand der grob 
fahrlässigen Herbeiführung des Versicherungsfalls 
und auf eine Leistungskürzung.  
 
25.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des 

Versicherungsfalls 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht 
frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 
arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die 
Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht.  
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Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch 
durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versiche-
rungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversu-
ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen. 
 
26 Anzeigen, Willenserklärungen,  

Anschriftenänderungen 
 
26.1 Form 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 
soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes 
bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimm-
ten Erklärungen und Anzeigen, die das Versiche-
rungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegen-
über dem Versicherer erfolgen, in Textform (z. B. per 
Brief, Fax oder E-Mail) abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Stelle oder an die Hauptver-
waltung des Versicherers gerichtet werden. Die 
gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 
 
26.2 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw.  

Namensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsneh-
mer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versi-
cherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei 
einer dem Versicherer nicht angezeigten Namens-
änderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. 
 
26.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen 

Niederlassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abge-
schlossen, finden bei einer Verlegung der gewerbli-
chen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 
entsprechend Anwendung. 
 
27 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
27.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen betreffend 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines 
Versicherungsvertrages, 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis 
einschließlich dessen Beendigung, 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor 
Abschluss des Vertrages und während des Versi-
cherungsverhältnisses. 
 
27.2 Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine 
oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu 
übermitteln. 
 
28 Repräsentanten 
 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis 
und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen 
lassen. 
Repräsentant ist, wer im Bereich der Risikoverwal-
tung befugt ist, selbstständig in einem gewissen, 
nicht ganz unbedeutenden Umfang für den Versiche-
rungsnehmer zu handeln. 
 

29 Bedingungsänderung 
 
Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 
bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-
gen nach den Ziffern 1 bis 3 erfüllt sind: 
 
29.1 Unwirksamkeit einzelner Regelungen 
Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 
ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 
– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 
Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich 
oder 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, die 
den Versicherungsvertrag unmittelbar betrifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, uns binden-
de Weisung der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht oder der Kartellbehörden im 
Wege eines bestandskräftigen Verwaltungsakts. 

Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen inhalts-
gleiche Regelung in den Versicherungsbedingungen 
eines anderen Versicherers durch eines der genann-
ten Ereignisse unwirksam geworden ist. 
 
29.2 Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 
Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke 
entstanden, die das bei Vertragsschluss vorhandene 
Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 
in nicht unbedeutendem Maße stört, und es besteht 
keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 
Lücke. 
 
29.3 Keine Schlechterstellung 
Die angepassten Regelungen dürfen Sie als einzel-
ne Bedingungen oder im Zusammenwirken mit 
anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlech-
ter stellen als die bei Vertragsschluss vorhandenen 
Regelungen. 
 
29.4 Durchführung der Anpassung 
Die nach den Ziffern 1 bis 3 zulässigen Änderungen 
werden dem Versicherungsnehmer in Textform 
bekannt gegeben und erläutert. Sie finden Anwen-
dung, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 
Textform auf sein Kündigungsrecht nach Ziffer 5 
hinweist. 
 
29.5 Kündigung 
Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-
gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers kündigen. Die Kündigung wird mit Zugang beim 
Versicherer wirksam, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Bedingungsanpas-
sung. 
 
30 Verjährung 
 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 
mit. 

31 Zuständiges Gericht 
 
31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
oder der Versicherungsvermittlung ist neben den 
Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
31.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung gegen den Versiche-
rungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 
 
31.3  Verlegt der Versicherungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Versiche-
rungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des 
Versicherers zuständig  
 
32 Anzuwendendes Recht 
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
33 Versicherungsjahr 
 
Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zwölf Monaten (Versicherungsmona-
te). Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch 
nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche-
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden 
Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre. 
 
34 Sanktions-/Embargoklausel 
 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 
oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Abschnitt 1 
 
Spezielle Regelungen zur Haftpflichtversiche-
rung für Haus- und Grundbesitz (auch für Ge-
meinschaften von Wohnungseigentümern) 
 
Diese Bedingungen gelten sowohl für bebaute 
als auch für unbebaute Grundstücke. 
 
 
1 Versichertes Risiko  
 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers (bei Wohnungseigentümerge-
meinschaften auch die aller Miteigentümer) als 
Haus- und/oder Grundstücksbesitzers, z. B. als 
Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder 
Nießbraucher für das im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen beschriebene Gebäude oder 
Grundstück. Versichert sind hierbei Ansprüche aus 
der Verletzung von Pflichten, die dem Versiche-
rungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften 
obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuch-
tung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf 
Gehwegen).  
 
2  Mitversicherte Risiken 
 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht  
a)  des Versicherungsnehmers als Bauherr oder 
Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbau-
ten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu 
einer veranschlagten Bausumme von 50.000 EUR je 
Bauvorhaben. Wenn dieser Betrag überschritten 
wird, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
gemäß Abschnitt 2 Ziffer 4;  
b)  des Versicherungsnehmers als früherer Besit-
zer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung 
bis zum Besitzwechsel bestand;  
c)  der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, 
Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung 
der Grundstücke beauftragten Personen für Ansprü-
che, die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser 
Verrichtungen erhoben werden;  
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den 
beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben 
Dienststelle zugefügt werden; 
d)  des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft. 
 
3  Abwasserschäden 
 
Versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Sach-
schäden durch häusliche Abwässer, die im Gebäude 
selbst anfallen (keine industriellen und gewerblichen 
Abwässer), und – abweichend von Abschnitt 2 Ziffer 
7.14 (1) – Haftpflichtansprüche wegen Sachschä-
den, die durch Abwässer aus dem Rückstau des 
Straßenkanals auftreten. Abschnitt 2 Ziffer 7.10 (b) 
bleibt unberührt. Diese Deckungserweiterung findet 
für die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung keine 
Anwendung.  
 
4  Allmählichkeitsschäden 
 
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
Sachschaden, die entstehen durch allmähliche 
Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen 
oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, 
Ruß, Staub und dergleichen). 
 

5  Vertraglich übernommene Haftpflicht  
Versichert sind – abweichend von Abschnitt 2 Ziffer 
7.3 – die vom Versicherungsnehmer als Mieter, 
Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer durch 
Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht des 
jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Verleiher, 
Verpächter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft. 
 
6  Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und 

Wasserfahrzeuge 
 
6.1  Nicht versichert ist 
a)   die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen.  
b)  die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Was-
serfahrzeuges in Anspruch genommen werden.  
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen 
Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversi-
cherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch 
für alle anderen Versicherten. Eine Tätigkeit der 
unter a) und b) genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasser-
fahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder 
Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug 
hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 
 
6.2  Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen 
Schäden, die verursacht werden durch den 
Gebrauch von 
a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen 
verkehrenden Kraftfahrzeugen und Anhängern ohne 
Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit;  
b)  Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h 
Höchstgeschwindigkeit;  
c)  selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht 
mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit.  
Für diese Kraftfahrzeuge gelten insoweit nicht die 
Ausschlüsse in Abschnitt 2 Ziffern 3.1 (2) 
und 4.3 (1).  
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten 
Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, 
wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der 
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird.  
Der Fahrer des Fahrzeuges darf das Fahrzeug auf 
öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erfor-
derlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
 
7 Luft-/Raumfahrzeuge  
 
7.1  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schä-
den, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicher-
ter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raum-
fahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden.  
 
7.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen 
Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversi-
cherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch 
für alle anderen Versicherten.  
 

7.3  Nicht versichert ist die Haftpflicht aus  
–  der Planung oder Konstruktion, Herstellung 

oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen 
soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeugen bestimmt waren,  

–  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspekti-
on, Überholung, Reparatur, Beförderung) an 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen,  

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahr-
zeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der 
Insassen und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge.  
 
8  Vermögensschäden  
 
8.1  Datenschutz  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Vermögensschäden im Sinne des Abschnittes 2 
Ziffer 2.1 wegen Versicherungsfällen, die während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, 
aus der Verletzung von Datenschutzgesetzen durch 
Missbrauch personenbezogener Daten. Einge-
schlossen sind – abweichend von Abschnitt 2 
Ziffer 7.4 (1) – gesetzliche Haftpflichtansprüche von 
Versicherten untereinander. 
 
8.2  Sonstige Vermögensschäden 
8.2.1  Mitversichert ist im vertraglich vereinbarten 
Umfang die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden im Sinne des Abschnittes 2 Ziffer 2.1 
aus Versicherungsfällen, die während der Wirksam-
keit der Versicherung eingetreten sind. 
8.2.2  Die Versicherungssumme beträgt je Scha-
denereignis 50.000 EUR. Die Gesamtleistung für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 
8.2.3 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen 
Schäden 
a)  durch vom Versicherungsnehmer (oder in 
seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) 
hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte 
Arbeiten oder sonstige Leistungen;  
b)  aus planender, beratender, bau- oder montage-
leitender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;  
c)  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisun-
gen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;  
d)  aus Vermittlungsgeschäften aller Art;  
e)  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie 
Reiseveranstaltung;  
f)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus 
Kassenführung sowie aus Untreue oder Unterschla-
gung;  
g)  aus Rationalisierung und Automatisierung,  
h)  aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten 
und Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten 
und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wett-
bewerbsrechts;  
i)  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen;  
j)  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgre-
mien/Organe im Zusammenhang stehen;  
k)  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen 
oder behördlichen Vorschriften, von Anweisungen 
oder Bedingungen des Auftraggebers oder aus 
sonstiger bewusster Pflichtverletzung;  
l)  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen.  
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m)  Schäden durch ständige Immissionen (z. B. 
Geräusche, Gerüche, Erschütterungen); 
 
9  Regelungen für Gemeinschaften von  

Wohnungseigentümern 
 
Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes gilt:  
a)  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer aus dem 
gemeinschaftlichen Eigentum.  
b)  Mitversichert ist die persönliche gesetzliche 
Haftpflicht des Verwalters und der Wohnungseigen-
tümer bei Betätigung im Interesse und für Zwecke 
der Gemeinschaft. 
c)  Eingeschlossen sind – abweichend von Ab-
schnitt 2 Ziffer 7.4 in Verbindung mit Abschnitt 2 
Ziffer 27.1 – 
–  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentü-

mers gegen den Verwalter;  
–  Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentü-

mers gegen die Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer; 

–  gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigen-
tümern bei Betätigung im Interesse und für 
Zwecke der Gemeinschaft.  

Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemein-
schafts-, Sonder- und Teileigentum und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden.  
 
 
10 Gewässerschäden – außer Anlagenrisiko  
 
10.1  Gegenstand der Versicherung 
Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei 
Vermögensschäden wie Sachschäden behandelt 
werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare 
Folgen von Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines 
Gewässers einschließlich des Grundwassers (Ge-
wässerschäden) mit Ausnahme der Haftpflicht als 
Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser 
gelagerten Stoffe. (Versicherungsschutz hierfür wird 
ausschließlich durch besonderen Vertrag gewährt).  
 
10.2 Rettungskosten 
a)  Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versi-
cherungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtli-
che Gutachterkosten werden vom Versicherer 
insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme 
für Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- 
und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung des 
Abschnittes 2 (Allgemeine Regelungen zur Haft-
pflichtversicherung).  
b)  Auf Weisung des Versicherers aufgewendete 
Rettungs- und außergerichtliche Gutachterkosten 
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen 
mit der Entschädigung die Versicherungssumme für 
Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des 
Versicherers von Maßnahmen des Versicherungs-
nehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens gilt nicht als Weisung des 
Versicherers.  
 

10.3  Ausschlüsse 
a) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz 
dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen herbeigeführt haben.  
b)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden, die mittelbar oder unmittelbar auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlun-
gen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bundes-
land) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.  
 
11 Künftige Bedingungsverbesserungen  
 
Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versiche-
rungsverträge die "Barmenia-Bedingungen für die 
Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung" 

ausschließlich zu Gunsten der Versicherungsneh-
mer, ohne dass dafür ein Zusatzbeitrag berechnet 
wird, so gelten diese neuen Bedingungen ab ihrem 
Gültigkeitstag auch für diesen Vertrag für alle ab 
diesem Zeitpunkt neu eintretenden Leistungsfälle. 
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Abschnitt 2 
 
Allgemeine Regelungen  
zur Haftpflichtversicherung  
 
 
Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1 Gegenstand der Versicherung,  

Versicherungsfall  
 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des 
versicherten Risikos für den Fall, dass der Versiche-
rungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses 
(Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- 
oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden 
zur Folge hatte, auf Grund g e s e t z l i c h e r  
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  p r i v a t -
r e c h t l i c h e n  I n h a l t s  von einem Dritten auf 
Schadenersatz in Anspruch genommen wird.  
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge 
die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden 
ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die 
zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht 
an.  
 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprü-
che, auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt, 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schaden-
ersatz statt der Leistung; 
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können; 
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 
(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im 
Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung  
(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen 
Verzögerung der Leistung;  
(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung 
tretender Ersatzleistungen.  
 
2 Vermögensschaden, Abhandenkommen  

von Sachen 
 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere 
Vereinbarung erweitert werden auf die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versiche-
rungsnehmers wegen 
 
2.1 Vermögensschäden, die weder durch Perso-
nen- noch durch Sachschäden entstanden sind;  
 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; 
hierauf finden dann die Bestimmungen über Sach-
schäden Anwendung.  
 
3 Versichertes Risiko  
 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzli-
che Haftpflicht 
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen angegebenen Risiken des Versiche-
rungsnehmers,  
(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im 
Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-
gebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem 
Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-; Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für 
sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder 
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 
(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer 
nach Abschluss der Versicherung neu entstehen 

(Vorsorgeversicherung) und die in Ziff. 4 näher 
geregelt sind.  
 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch 
auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch 
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechts-
vorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag 
jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 
kündigen.  
 
4 Vorsorgeversicherung  
 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrages neu entstehen, sind im Rahmen des 
bestehenden Vertrages sofort versichert.  
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach 
Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko 
innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforde-
rung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.  
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.  
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach 
Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt 
hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch 
nicht verstrichen war.  
(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue 
Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. 
Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrages 
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang 
der Anzeige nicht zu Stande, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab 
dessen Entstehung.  
 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken 
besteht von ihrer Entstehung bis zur Einigung im 
Sinne von Ziff. 4.1 (2) in Höhe der für den Versiche-
rungsvertrag vereinbarten Versicherungssummen. 
 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt 
nicht für Risiken  
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen 
eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- 
oder Versicherungspflicht unterliegen;  
(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen 
von Bahnen;  
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsor-
gepflicht unterliegen;  
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und 
deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versiche-
rungsverträgen zu versichern sind.  
 
5 Leistungen der Versicherung  
 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung 
der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter 
Schadenersatzansprüche und die Freistellung des 
Versicherungsnehmers von berechtigten Schaden-
ersatzverpflichtungen. Berechtigt sind Schadener-
satzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungs-
nehmer auf Grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädi-
gung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die 
vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden 
sind, binden den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich 
bestanden hätte. Ist die Schadenersatzverpflichtung 
des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung 
für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.  

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur 
Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Scha-
denersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. Kommt es in einem Versicherungsfall zu 
einem Rechtsstreit über Schadenersatzansprüche 
gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den 
Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers 
auf seine Kosten.  
 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines 
Schadenereignisses, das einen unter den Versiche-
rungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für 
den Versicherungsnehmer von dem Versicherer 
gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer 
die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des Vertei-
digers.  
 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein 
Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder 
Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so 
ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts 
bevollmächtigt.  
 
6 Begrenzung der Leistung  
 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers 
ist bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten 
Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch 
dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt.  
 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, 
sind die Entschädigungsleistungen des Versicherers 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res (siehe Ziffer 34) auf das Zweifache der verein-
barten Versicherungssummen begrenzt. 
 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eintretende Versicherungsfälle gelten als 
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten 
dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese  
– auf derselben Ursache,  
– auf gleichen Ursachen mit innerem, insbeson-

dere sachlichem und zeitlichem Zusammen-
hang oder  

– auf der Lieferung von Waren mit gleichen 
Mängeln  

beruhen.  
 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der 
Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall 
mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
Betrag an der Schadenersatzleistung (Selbstbehalt). 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der 
Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr 
unberechtigter Schadenersatzansprüche verpflichtet.  
 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten 
werden nicht auf die Versicherungssummen ange-
rechnet.  
 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprü-
che aus einem Versicherungsfall die Versicherungs-
summe, trägt der Versicherer die Prozesskosten im 
Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamt-
höhe dieser Ansprüche.  
 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschä-
digten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt 
der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme 
oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen 
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aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden 
Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Versiche-
rungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapital-
wert der Rente vom Versicherer erstattet.  
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die 
entsprechende Vorschrift der Verordnung über den 
Versicherungsschutz in der Kfz-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles.  
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlun-
gen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente 
die Versicherungssumme oder die nach Abzug 
sonstiger Leistungen verbleibende Restversiche-
rungssumme übersteigt, werden die sonstigen 
Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versi-
cherungssumme abgesetzt.  
 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledi-
gung eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, 
Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des 
Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer 
für den von der Weigerung an entstehenden Mehr-
aufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen und 
Kosten nicht aufzukommen.  
 

7 Ausschlüsse 
 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
sind von der Versicherung ausgeschlossen:  
 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die 
den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.  
 
7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die 
den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in 
Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schäd-
lichkeit  
– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder  
– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht 
haben. 
 
7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund 
Vertrages oder Zusagen über den Umfang der 
gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
hinausgehen.  
 
7.4 Haftpflichtansprüche  
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in 
Ziff. 7.5 benannten Personen gegen die Mitversi-
cherten,  
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern 
desselben Versicherungsvertrages,  
(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben 
Versicherungsvertrages.  
 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer  
(1) aus Schadenfällen von seinen Angehörigen, die 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die 
zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten 
Personen gehören;  
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 
anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern 
und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister 
sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch 
ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-
bunden sind).  
(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Be-
treuern, wenn der Versicherungsnehmer eine 

geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder 
betreute Person ist;  
(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person des 
privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist;  
(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden 
Gesellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;  
(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungs-
nehmer eine eingetragene Partnerschaftsgesell-
schaft ist;  
(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insol-
venzverwaltern;  
 
zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:  
Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis 
(6) erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche 
von Angehörigen der dort genannten Personen, die 
mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.  
 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsneh-
mer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, 
geliehen oder durch verbotene Eigenmacht erlangt 
hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind.  
 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn  
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an 
diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförde-
rung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur inso-
weit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmit-
telbar von der Tätigkeit betroffen waren;  
(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der 
Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchfüh-
rung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätigkei-
ten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche 
und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung 
betroffen waren;  
(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers 
entstanden sind und sich diese Sachen oder – 
sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt – 
deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der 
Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwen-
dige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von 
Schäden getroffen hatte.  
 
zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:  
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in 
Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, 
Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, 
so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und 
zwar sowohl für den Versicherungsnehmer wie für 
die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversi-
cherten Personen.  
 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten 
Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge 
einer in der Herstellung Lieferung oder Leistung 
liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die 
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil 

der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung 
liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der 
Sache oder Leistung führt.  
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, 
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des 
Versicherungsnehmers die Herstellung oder Liefe-
rung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen 
Leistungen übernommen haben.  
 
7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkom-
menden Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 
Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert.  
 
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Umweltschäden gemäß Umwelt-
schadensgesetz oder anderen auf der EU-Umwelt-
haftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationa-
len Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. 
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer 
von einem Dritten auf Grund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstat-
tung der durch solche Umweltschäden entstandenen 
Kosten in Anspruch genommen wird.  
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche 
Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des 
Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der 
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basie-
render nationaler Umsetzungsgesetze bereits auf 
Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten.  
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versi-
cherung privater Haftpflichtrisiken.  
 
7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung.  
 
Dieser Ausschluss gilt nicht  
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haft-
pflichtrisiken oder  
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse 
(auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leis-
tungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaft-
pflicht).  
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schä-
den durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, 
Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung oder Wartung von  
– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädli-

che Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu la-
gern, abzulagern, zu befördern oder wegzulei-
ten (WHG-Anlagen);  

– Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen);  

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienen-
den Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen;  

– Abwasseranlagen  
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche 
Anlagen bestimmt sind.  
 
7.11 Haftpflichtansprüche, die auf Asbest, asbesthal-
tige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen 
sind.  
 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in 
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang 
stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
(z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rönt-
genstrahlen);  
 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
zurückzuführen sind auf  
(1) gentechnische Arbeiten,  
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(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),  
(3) Erzeugnisse, die  

–  Bestandteile aus GVO enthalten,  
–  aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wur-
den.  

 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche 
entstehen durch  
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche 
Abwässer handelt,  
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrut-
schungen,  
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer.  
 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem 
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung 
elektronischer Daten, soweit es sich handelt um 
Schäden aus  
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarma-
chung oder Veränderung von Daten,  
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von 
Daten,  
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen 
Datenaustausch,  
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informa-
tionen.  
 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.  
 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen.  
 
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, 
die aus der Übertragung einer Krankheit des Versi-
cherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für 
Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen 
oder veräußerten Tiere entstanden sind. In beiden 
Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.  
 
8 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Beitrag und Versicherungsteuer  
 
8.1 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn 
der Versicherungsnehmer der erste oder einmalige 
Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt.  
 
8.2 Der Beitrag kann je nach Vereinbarung in 
einem einzigen Betrag (Einmalbeitrag), durch 
Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbei-
träge (laufende Beiträge) entrichtet werden. Die 
Versicherungsperiode umfasst bei unterjähriger 
Beitragszahlung entsprechend der Zahlungsweise 
einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.  
 
8.3 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die 
Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in 
der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrich-
ten hat.  
 
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 

erste oder einmaliger Beitrag   
 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird  
– unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts – unverzüglich nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig.  
 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu 

einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versi-
cherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrages  
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrages  aufmerksam gemacht hat.  
 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versi-
cherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Beitrag  nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht 
zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten hat.  
 
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 

Folgebeitrag   
 
10.1 Der Folgebeitrag ist, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten 
Beitragszeitraums fällig.  
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt.  
 
10.2 Wird ein Folgebeitrag  nicht rechtzeitig gezahlt, 
gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in 
Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung 
nicht zu vertreten hat.  
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.  
 
Wird ein Folgebeitrag  nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf 
dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die 
rückständigen Beträge des Beitrages , Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen 
angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind.  
 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf 
dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauf-
forderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen 
wurde. 
 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf 
dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versi-
cherungsnehmer danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die 
Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziff. 10.3. 
bleibt unberührt. 
 
11 SEPA-Lastschriftmandat als Geschäftsgrund-

lage / Rechtzeitigkeit der Zahlung / Kündi-
gungsrecht bei Widerruf 

 
11.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Voraussetzung und Geschäftsgrundlage für den 
Abschluss und den Fortbestand des Versicherungs-

vertrages ist, dass der Versicherer vom Versiche-
rungsnehmer oder von einer anderen Person zum 
Einzug des jeweils fälligen Beitrages von des-
sen/deren Bankkonto im Wege des Lastschriftver-
fahrens ermächtigt wurde und diese Ermächtigung 
aufrechterhalten wird. Zur Sicherstellung des erfolg-
reichen Beitragseinzugs im Lastschriftverfahren hat 
der Versicherungsnehmer dafür Sorge zu tragen, 
dass sein Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit des 
Beitrages eine ausreichende Deckung aufweist. 
b) Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden 
des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer Zah-
lungsaufforderung des Versicherers (in Textform) 
erfolgt. 
 
11.2 Kündigungsrecht bei Widerruf der Ermächti-

gung zum Lastschrifteinzug 
Wird das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen, so 
kann der Vertrag vom Versicherer zum Ende des 
laufenden Versicherungsmonats außerordentlich 
gekündigt werden. 
 
11.3 Änderung des Zahlungsweges 
Kann der fällige Beitrag mangels Kontodeckung 
nicht abgebucht werden oder wird eine Lastschrift 
von dem/der Kontoinhaber/in bzw. deren Bankinstitut 
trotz korrekter Abbuchung zurückgegeben, ist der 
Versicherer hinsichtlich des offenen und zukünftig 
fällig werdenden Beitrages berechtigt, vom Versiche-
rungsnehmer die Beitragszahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Begleichung der rückständigen 
sowie zukünftig fällig werdenden Beiträge auf einem 
alternativen Zahlungsweg erst verpflichtet, wenn er 
hierzu vom Versicherer in Textform aufgefordert 
wurde. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter 

Zahlung  
 
Gestrichen  
 
13 Beitragesregulierung 
 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforde-
rung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des 
versicherten Risikos gegenüber den früheren Anga-
ben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 
durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung 
erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei 
unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers 
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Ver-
tragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten 
Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn 
an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden 
trifft.  
 
13.2 Auf Grund der Änderungsmitteilung des Versi-
cherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen 
wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung 
berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall 
versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt 
des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der 
Beitrag darf jedoch nicht geringer werden als der 
vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag, die nach dem 
Tarif des Versicherers zur Zeit des Versicherungs-
abschlusses galt. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach 
dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhö-
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hungen und Ermäßigungen des Mindesbeitrages  
werden berücksichtigt. 
 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die 
rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den 
Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, 
eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum 
bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. 
Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet 
eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versiche-
rungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur 
zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von 
zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des 
erhöhten Beitrages erfolgten.  
 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch 
Anwendung auf Versicherungen mit Beitragsvoraus-
zahlung für mehrere Jahre.  
 
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der 
Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas 
anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des 
Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
Versicherungsschutz bestanden hat. 
 
15 Beitragsangleichung 
 
15.1  Der Versicherungsbeitrag unterliegt der Bei-
tragsangleichung. Sie wird jeweils ab Beginn desje-
nigen Versicherungsjahres wirksam, das ab dem 1. 
Juli beginnt.  
Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine Angleichung 
statt. 
 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich 
mit Wirkung für den Beitrag der ab dem 1. Juli 
beginnenden Versicherungsjahre, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum 
Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung 
zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorver-
gangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den 
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.  
Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die 
speziell durch den einzelnen Schadensfall veran-
lassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und 
Höhe der Versicherungsleistungen.  
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalender-
jahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten 
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im 
gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadensfälle.  
 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer 
berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, 
der Folgebeitrag um den sich aus Ziff. 15.2 erge-
benden Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung). Die veränderte Folgebeitrag wird dem 
Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitrags-
rechnung bekannt gegeben.  
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen 
des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalender-
jahre um einen geringeren Prozentsatz als denjeni-
gen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese 
Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der 
Versicherer den Folgebeitrag nur um den Prozent-
satz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner 
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseige-
nen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese 
Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.  
 

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 
unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. 
Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden 
Jahren zu berücksichtigen.  
 
Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung  
 
16 Dauer und Ende des Vertrages  
 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein 
angegebene Zeit abgeschlossen.  
 
16.2 Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf 
der Vertragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr 
zu Jahr stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweili-
gen Ablauftermin der anderen Vertragspartei eine 
Kündigung in Textform zugegangen ist.  
 
Während der ursprünglich vereinbarten Vertrags-
laufzeit kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
zum Ablauf kündigen, ohne dass eine Frist einzuhal-
ten ist. Mit Beginn des ersten Verlängerungsjahres 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist jeweils zum Ende eines 
Versicherungsmonats in Textform kündigen. 
 
Der Versicherer kann den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres in Textform kündigen. 
 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem 
Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündi-
gung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt 
 
17 Wegfall des versicherten Risikos  
 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft 
wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich 
dieser Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag  
zu, die er hätte erheben können, wenn die Versiche-
rung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis 
erlangt.  
 
18 Kündigung nach Beitragsangleichung  
 
Erhöht sich der Beitrag auf Grund der Beitragsan-
gleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der 
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann 
der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 
Beitragserhöhung wirksam werden sollte.  
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätes-
tens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen.  
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht.  
 
19 Kündigung nach Versicherungsfall  
 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt 
werden, wenn  
– vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung 

geleistet wurde oder  
– dem Versicherungsnehmer eine Klage über 

einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird.  

 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Text-
form spätestens einen Monat nach der Schadener-
satzzahlung oder der Zustellung der Klage zugegan-
gen sein.  

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine 
Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versiche-
rer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres, wirksam wird.  
 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam.  
 
20 Kündigung nach Veräußerung versicherter 

Unternehmen  
 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflicht-
versicherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt 
dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die 
während der Dauer seines Eigentums sich aus dem 
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein.  
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen auf Grund 
eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines 
ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten über-
nommen wird.  
 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem 
Fall  
– durch den Versicherer dem Dritten gegenüber 

mit einer Frist von einem Monat,  
– durch den Dritten dem Versicherer gegenüber 

mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späterem 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres  

in Textform gekündigt werden.  
 
20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn  
– der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats 

von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er 
vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;  

– der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach 
dem Übergang ausübt, wobei das Kündigungs-
recht bis zum Ablauf eines Monats von dem 
Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte 
von der Versicherung Kenntnis erlangt.  

 
20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während 
einer laufenden Versicherungsperiode und wird das 
Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, haften der 
bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für 
den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Ge-
samtschuldner.  
 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem 
Versicherer durch den bisherigen Versicherungs-
nehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen.  
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versiche-
rer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den 
mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte.  
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht 
für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der 
Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. 
Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat 
von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der 
Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die 
Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem 
ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.  
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21 Kündigung nach Risikoerhöhung auf  
Grund Änderung oder Erlass von  
Rechtsvorschriften  

 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch 
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechts-
vorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.  
 
22 Mehrfachversicherung  
 
22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das 
Risiko in mehreren Versicherungsverträgen versi-
chert ist.  
 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zu Stande 
gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer 
dies wusste, kann er die Aufhebung des später 
geschlossenen Vertrages verlangen.  
 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der 
Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines 
Monats geltend macht, nachdem er von der Mehr-
fachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer 
zugeht. 
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des  

Versicherungsnehmers  
 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben 
 über gefahrerhebliche Umstände  
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den 
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.  
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss 
auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem 
vereinbarten Inhalt abzuschließen.  
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den 
gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versi-
cherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig 
verschwiegen.  
 
23.2 Rücktritt  
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den 
Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutre-
ten.  
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder 
sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat.  
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.  

(3)  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versiche-
rungsschutz.  
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall 
besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt hat.  
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  
 
23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht  
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schrift-
form kündigen.  
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte.  
 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündi-
gen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil.  
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der 
Beitrag um mehr als 10 % oder schließt der Versi-
cherer die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, kann der Versicherungsneh-
mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos 
kündigen. 
 
23.4 Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 
und 23.3 zustehenden Rechte innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.  
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den  
Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat.  
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 
und 23.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte.  
 
23.5 Anfechtung  
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der 
Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwer-
den der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.  
 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des  
Versicherungsfalles  

 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der 
Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versiche-
rers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. 
Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. 
Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt 
ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.  
 
25 Obliegenheiten nach Eintritt des  
 Versicherungsfalles  
 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch 
keine Schadenersatzansprüche erhoben worden 
sind, dem Versicherer innerhalb einer Woche 
anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den 
Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend 
gemacht werden.  
 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglich-
keit für die Abwendung und Minderung des Scha-
dens sorgen. Weisungen des Versicherers sind 
dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungs-
nehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer aus-
führliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu 
erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und 
-regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die 
nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung 
des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie 
alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden.  
 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein 
staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gericht-
liches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies unverzüglich anzuzeigen.  
 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfü-
gung von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es 
nicht.  
 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein 
Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat 
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der 
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt 
Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur 
Verfügung stellen.   
 
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von  

Obliegenheiten  
 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Oblie-
genheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des 
Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versi-
cherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos 
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruhte.  
 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag 
vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsneh-
mer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässi-
ger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
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Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen.  
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versi-
cherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach 
Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vor-
aussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.  
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. Der Versiche-
rungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat.  
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 
zustehendes Kündigungsrecht ausübt.  
 
Weitere Bestimmungen 
 
27 Mitversicherte Personen 
 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf 
Haftpflichtansprüche gegen andere Personen als 
den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn 
geltenden Bestimmungen auf die Versicherten 
entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über 
die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten nicht, wenn 
das neue Risiko nur in der Person eines Versicher-
ten entsteht.  
 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versiche-
rungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu. Er ist neben den Versicherten für 
die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.  
 
28 Abtretungsverbot 
 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgülti-
gen Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers 
weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine 
Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.  
 
29 Anzeigen, Willenserklärungen,  

Anschriftenänderung 
 
29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen 
und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichne-
te Geschäftsstelle gerichtet werden.  
 
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung 
seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, 
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versiche-
rungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absen-
dung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung 
gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall 
einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.  
 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung 
die Bestimmungen der Ziff. 29.2 entsprechende 
Anwendung.  
 

30 Bedingungsänderung 
 
Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 
bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-
gen nach den Ziffern 30.1 bis 30.3 erfüllt sind: 
 
30.1 Unwirksamkeit einzelner Regelungen 
Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 
ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 
– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 

Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich 
oder 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, 
die den Versicherungsvertrag unmittelbar be-
trifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, uns 
bindende Weisung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht oder der Kartellbe-
hörden im Wege eines bestandskräftigen Ver-
waltungsakts. 

Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen inhalts-
gleiche Regelung in den Versicherungsbedingungen 
eines anderen Versicherers durch eines der genann-
ten Ereignisse unwirksam geworden ist. 
 
30.2 Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 
Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke 
entstanden, die das bei Vertragsschluss vorhandene 
Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 
in nicht unbedeutendem Maße stört, und es besteht 
keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 
Lücke. 
 
30.3 Keine Schlechterstellung 
Die angepassten Regelungen dürfen Sie als einzel-
ne Bedingungen oder im Zusammenwirken mit 
anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlech-
ter stellen als die bei Vertragsschluss vorhandenen 
Regelungen. 
 
30.4 Durchführung der Anpassung 
Die nach den Ziffern 30.1 bis 30.3 zulässigen 
Änderungen werden dem Versicherungsnehmer in 
Textform bekannt gegeben und erläutert. Sie finden 
Anwendung, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 
Textform auf sein Kündigungsrecht nach Ziffer 30.5 
hinweist. 
 
30.5 Kündigung 
Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-
gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers kündigen. Die Kündigung mit Zugang beim 
Versicherer wirksam, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Bedingungsanpas-
sung. 
 
31 Verjährung 
 
31.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.  
 
31.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag 
bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die 
Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versiche-
rers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.  
 

32 Zuständiges Gericht 
 
32.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine 
natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.  
 
32.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das 
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts 
zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige 
Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung 
des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsge-
sellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part-
nerschaftsgesellschaft ist.  
 
32.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung.  
 
33 Anzuwendendes Recht  
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.  
 
34 Versicherungsjahr 
 
Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zwölf Monaten (Versicherungsmona-
te). Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch 
nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche-
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden 
Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre. 
 

35 Sanktions-/Embargoklausel 
 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 
oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Der Versicherer erbringt im Rahmen der nachste-
henden Bedingungen die aufgeführten Beistands-
leistungen in Form von Serviceleistungen und 
Übernahme von Kosten. 
Der Versicherer übernimmt für die Leistungen der 
von ihm nur vermittelten, gegebenenfalls im Namen 
des Versicherungsnehmers beauftragten Installa-
teure und sonstigen unmittelbaren Leistungserbrin-
ger keine Haftung. 
 
§ 1  Barmenia Notfall-Telefon 

 
1. Voraussetzung für die Erbringung der Bei-
standsleistungen des Versicherers ist, dass eine 
versicherte Person im Versicherungsfall gemäß §§ 5 
bis 16 das im Versicherungsschein genannte Bar-
menia Notfall-Telefon anruft. Das Barmenia Notfall-
Telefon steht hierfür an allen Tagen des Jahres rund 
um die Uhr zur Verfügung. 
 
2. Ruft die versicherte Person nicht das Barme-
nia Notfall-Telefon an, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung der Kostenübernahme frei, es sei 
denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  
 
3. Der Versicherer zahlt die von ihm gemäß 
§§ 5 bis 15 zu übernehmenden Kosten direkt an den 
Dienstleister. Sofern jedoch die gemäß §§ 5 bis 13 
und § 15 vom Versicherer zu übernehmenden 
Kosten für die Erbringung der Leistungen nicht 
ausreichen oder die Jahreshöchstleistung (§ 3 Nr. 1) 
überschritten wird, stellt der Dienstleister den dar-
über hinaus gehenden Betrag der versicherten 
Person in Rechnung, die ihn beauftragt hat. 
 
§ 2  Versicherungsfall, versicherte Personen 

 
1. Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn 
a)  die Voraussetzungen für die Erhebung des 
Anspruchs auf Beistandsleistungen des Versicherers 
gemäß §§ 5 bis 16 vorliegen und 
b)  der Anspruch auf Beistandsleistungen durch 
eine versicherte Person beim Barmenia Notfall-
Telefon tatsächlich geltend gemacht wird. 
 
2.  Versicherte Personen sind der Versiche-
rungsnehmer sowie die Personen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben. 
 
§ 3  Allgemeine Leistungsbegrenzungen 

 
1.  Die Übernahme von Kosten durch den 
Versicherer gemäß §§ 5 bis 13 und § 15 ist begrenzt 
auf insgesamt 1.500,00 EUR für alle Versicherungs-
fälle, die innerhalb eines Versicherungsjahres (siehe 
§ 32) beim Barmenia Notfall-Telefon gemeldet 
werden. Von dieser Jahreshöchstleistung unberührt 
bleiben reine Serviceleistungen, der Anspruch auf 
Kinderbetreuung im Notfall (§ 14) sowie das Doku-
mentendepot (§ 16). 
 
2.  Der Anspruch auf Beistandsleistungen ist 
ausgeschlossen, wenn die versicherte Person die 
Voraussetzungen für die Erhebung des Anspruchs 
auf versicherte Leistungen (§§ 5 bis 16) vorsätzlich 
herbeigeführt hat. 
 
3.  Der Versicherer erbringt keine Leistungen für 
die Beseitigung von Schäden bzw. die Behebung 
von Defekten, die für den Versicherungsnehmer 

oder eine andere versicherte Person bereits vor 
Vertragsbeginn erkennbar waren. 
 
§ 4  Versicherungsort (versicherte Wohnung) 

 
1.  Der Versicherungsschutz gilt für die im 
Versicherungsschein bezeichnete Wohnung - bei 
Einfamilienhäusern einschließlich einer Einlieger-
wohnung, sofern für diese kein separater Hausein-
gang existiert - des Versicherungsnehmers ein-
schließlich zugehöriger Balkone, Loggien, Dach-
terrassen, Keller- und Speicherräume sowie Gara-
gen (nicht: Stellplätze innerhalb von Sammel-
garagen).  
Hinsichtlich des Anspruchs auf Entfernung von 
Wespen- und Hornissennestern sowie Bienenstö-
cken (§ 12) besteht auch Versicherungsschutz, 
wenn  
-  von einem Teil der Außenfassade sowie  
-  von einem Gartenhaus oder Schuppen auf dem 
Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, 
durch Wespen-/Hornissennester oder Bienen-
stöcke eine Beeinträchtigung des Versicherungs-
ortes ausgeht.  

 
2.  Zieht der Versicherungsnehmer um, geht der 
Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über, 
es sei denn, diese liegt nicht innerhalb der Bundes-
republik Deutschland. In diesem Fall endet der 
Haus- und Wohnungsschutzbrief mit dem Umzug.  
 
§ 5  Schlüsseldienst im Notfall 

 
1.  Der Versicherer organisiert das Öffnen der 
Wohnungstür durch eine Fachfirma (Schlüssel-
dienst), wenn die versicherte Person nicht in die 
versicherte Wohnung gelangen kann, weil der 
Schlüssel für die Wohnungstür abhandengekommen 
oder abgebrochen ist oder weil sich die versicherte 
Person versehentlich ausgesperrt hat. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für 
das Öffnen der Wohnungstür durch den Schlüssel-
dienst sowie die Kosten für ein provisorisches 
Schloss, wenn das Türschloss durch das Öffnen der 
Tür funktionsunfähig werden sollte, insgesamt 
maximal 500,00 EUR je Versicherungsfall.  
 
§ 6  Rohrreinigungsservice im Notfall 

 
1.  Der Versicherer organisiert den Einsatz einer 
Rohrreinigungsfirma, wenn in der versicherten 
Wohnung Abflussrohre von Bade- oder Duschwan-
nen, Wasch- oder Spülbecken, WC, Urinalen, Bidets 
oder Bodenabläufen verstopft sind. 
 
2. Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Behebung der Rohrverstopfung einschließlich 
notwendiger Ersatzteile, maximal 500,00 EUR je 
Versicherungsfall. 
 
§ 7  Sanitär-Installateurservice im Notfall 

 
1.  Der Versicherer organisiert den Einsatz eines 
Sanitär-Installateurbetriebes, wenn 
a)  auf Grund eines Defekts an einer Armatur, an 
einem Boiler, WC oder Urinal (inklusive WC- und 
Urinal-Spülung) oder am Haupthahn der versicher-
ten Wohnung das Kalt- oder Warmwasser nicht 
mehr abgestellt werden kann; 
b)  auf Grund eines Defekts an einer Armatur, an 
einem Boiler, WC oder Urinal (inklusive WC- und 
Urinal-Spülung) oder am Haupthahn der versicher-
ten Wohnung die Kalt- oder Warmwasserversorgung 
unterbrochen ist. 

2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Behebung des Defekts einschließlich notwendiger 
Ersatzteile, maximal 500,00 EUR je Versicherungs-
fall.  
 
3.  Der Versicherer erbringt keine Leistungen 
a)  für den Austausch defekter Dichtungen und 
verkalkter Bestandteile oder von Zubehör von 
Armaturen und Boilern; 
b)  für die ordentliche Instandhaltung bzw. 
Wartung der Sanitär-Installation in der versicherten 
Wohnung.  
 
§ 8  Elektro-Installateurservice im Notfall 

 
1.  Bei Defekten an der Elektro-Installation der 
versicherten Wohnung organisiert der Versicherer 
den Einsatz eines Elektro-Installateurbetriebes. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Behebung des Defekts einschließlich notwendiger 
Ersatzteile, maximal 500,00 EUR je Versicherungs-
fall.  
 
3.  Der Versicherer erbringt keine Leistungen 
a)  für die Behebung von Defekten an elektri-
schen und elektronischen Geräten wie z. B. Wasch-
maschinen, Trocknern, Geschirrspülmaschinen, 
Herden sowie Backöfen einschließlich Dunstab-
zugshauben, Heizkesseln, Heizungssteuerungsan-
lagen, Kühlschränken, Tiefkühlgeräten, Lampen 
einschließlich Leuchtmitteln, Computern, Telefonan-
lagen, Fernsehgeräten, Stereoanlagen, Video- und 
DVD-Playern und alle Haushaltskleingeräte; 
b)  für die Behebung von Defekten an Strom-
verbrauchszählern.  
 
§ 9  Heizungs-Installateurservice im Notfall 

 
1.  Der Versicherer organisiert den Einsatz eines 
Heizungs-Installateurbetriebes, wenn 
a)  Heizkörper in der versicherten Wohnung 
wegen Defekten an zugehörigen Thermostatventilen 
nicht in Betrieb genommen werden können; 
b)  auf Grund eines Bruchschadens oder Un-
dichtigkeit Heizkörper in der versicherten Wohnung 
repariert oder ersetzt werden müssen. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Behebung des Defekts, einschließlich notwendiger 
Ersatzteile, maximal 500,00 EUR je Versicherungs-
fall. Der Versicherer erbringt keine Leistungen 
a)  für die Behebung von Defekten an Heizkes-
seln, Brennern, Tanks und Heizungsrohren; 
b)  für die Behebung von Schäden durch Korro-
sion. 
 
§ 10  Notheizung 

 
1.  Der Versicherer stellt maximal drei elektri-
sche Leih-Heizgeräte zur Verfügung, wenn während 
der Heizperiode die Heizungsanlage in der versi-
cherten Wohnung unvorhergesehen ausfällt und 
eine Abhilfe durch den Heizungs-Installateurservice 
im Notfall (§ 9) nicht möglich ist. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Bereitstellung der Leih-Heizgeräte, maximal 
500,00 EUR je Versicherungsfall. Nicht ersetzt 
werden zusätzlich Stromkosten, die durch den 
Einsatz der Leih-Heizgeräte entstehen.  
 
§ 11  Schädlingsbekämpfung 

 
1.  Bei Befall der versicherten Wohnung durch 
Schädlinge, der auf Grund seines Ausmaßes nur 
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fachmännisch beseitigt werden kann, organisiert der 
Versicherer die Schädlingsbekämpfung durch eine 
Fachfirma. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Schädlingsbekämpfung, maximal 500,00 EUR je 
Versicherungsfall. 
 
3.  Als Schädlinge gelten ausschließlich Scha-
ben (z. B. Kakerlaken), Ratten, Mäuse, Motten, 
Ameisen und Silberfischchen.  
 
§ 12  Entfernung von Wespen- und Hornissen-

nestern sowie Bienenstöcken 

 
1.  Der Versicherer organisiert die fachmänni-
sche Entfernung bzw. Umsiedlung von Wespen- und 
Hornissennestern sowie Bienenstöcken, die sich im 
Bereich der versicherten Wohnung befinden. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Entfernung bzw. Umsiedlung des Wespen- oder 
Hornissennests oder Bienenstocks, maximal 
500,00 EUR je Versicherungsfall. 
 
3.  Der Versicherer erbringt keine Leistungen, 
wenn 
a)  sich das Wespen- oder Hornissennest oder 
der Bienenstock in einem räumlichen Bereich 
befindet, der nicht der versicherten Wohnung 
zugeordnet werden kann; 
b)  die Entfernung bzw. Umsiedlung des Wes-
pen- oder Hornissennests oder Bienenstocks aus 
rechtlichen Gründen, z. B. aus Gründen des Arten-
schutzes, nicht zulässig ist; 
c)  das Wespen- oder Hornissennest oder der 
Bienenstock mit Willen des Versicherungsnehmers 
oder einer anderen versicherten Person in den 
Bereich der versicherten Wohnung gelangt ist. 
 
§ 13  Unterbringung von Tieren im Notfall 

 
1.  Der Versicherer organisiert innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland die Unterbringung und 
Versorgung von Hunden, Katzen, Kaninchen, Vögeln 
sowie von gezähmten Kleintieren (z. B. Hamster, 
Meerschweinchen), die im Haushalt des Versiche-
rungsnehmers leben, wenn dieser oder eine andere 
versicherte Person durch Unfall, Noteinweisung ins 
Krankenhaus oder Tod unvorhergesehen an der 
Betreuung der Tiere gehindert ist und eine andere 
versicherte Person zur Betreuung nicht zur Verfü-
gung steht. 
Die Unterbringung erfolgt in einer Tierpension bzw. 
einem Tierheim. Voraussetzung ist in jedem Fall, 
dass die Tiere dem Beauftragten des Versicherers 
übergeben werden. 
 
2.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Unterbringung und Versorgung der Tiere, maximal 
500,00 EUR je Versicherungsfall.  
 
§ 14  Kinderbetreuung im Notfall 

 
1.  Der Versicherer organisiert innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland die Betreuung von 
Kindern unter 16 Jahren, die im Haushalt des 
Versicherungsnehmers leben, wenn dieser oder eine 
andere versicherte Person durch Unfall, Noteinwei-
sung ins Krankenhaus oder Tod unvorhergesehen 
an der Betreuung der Kinder gehindert ist und eine 
andere versicherte Person zur Betreuung nicht zur 
Verfügung steht. 
 
2.  Die Betreuung erfolgt nach Möglichkeit in der 
versicherten Wohnung, und zwar so lange, bis sie 

anderweitig, z. B. durch einen Verwandten des 
Versicherungsnehmers, übernommen wird, längs-
tens jedoch für die Dauer von 48 Stunden. Der 
Versicherer übernimmt die hierdurch entstehenden 
Kosten.  
 
§ 15  Organisation Hotelunterbringung  

 
1.  Der Versicherer organisiert eine angemesse-
ne Ersatzwohnung (Hotel, Pension, Mietwohnung) in 
der Nähe des Wohnortes der versicherten Person, 
wenn auf Grund eines eingetretenen Falles aus den 
Leistungsarten gem. §§ 6, 7, 8, 9, 11 und 12 die 
Wohnung unbewohnbar ist und auch eine Abhilfe 
durch den eingesetzten Dienstleister in diesem 
Notfall nicht möglich ist.  
 
2.  Der Versicherer organisiert eine angemesse-
ne Ersatzwohnung (Hotel, Pension, Mietwohnung) in 
der Nähe des Wohnortes der versicherten Person, 
wenn das versicherte Objekt durch Feuer, Leitungs-
wasser, Einbruchdiebstahl oder durch eine sich 
verwirklichende Naturgefahr unbenutzbar wird. 
Naturgefahren sind Sturm, Hagel, Überschwem-
mung, Rückstau, Erdsenkung, Erdrutsch, Schnee-
druck, Lawine und Vulkanausbruch.  
 
3.  Der Versicherer übernimmt die Kosten für die 
Hotelunterbringung, maximal 500 EUR je Versiche-
rungsfall. 
 

§ 16  Dokumentendepot 

 
1.  Der Versicherer archiviert auf Wunsch einer 
versicherten Person Kopien wichtiger Dokumente 
(maximal 20 DIN A4-Seiten je versicherter Person). 
Kommen die Originaldokumente abhanden, so stellt 
der Versicherer der versicherten Person die archi-
vierten Kopien nach Benachrichtigung unverzüglich 
per Telefax, Post oder E-Mail zur Verfügung. Außer-
dem unterstützt der Versicherer die versicherte 
Person bei der Beschaffung von Ersatzdokumenten 
durch Nennung der zuständigen Behörden und 
Informationen, welche Unterlagen für die Ausstellung 
der Ersatzdokumente erforderlich sind. 
 
2.  Der Versicherer verpflichtet sich, den Inhalt 
der Dokumente vertraulich zu behandeln und die 
archivierten Kopien nach Beendigung des Vertrages 
zu vernichten.  
 
§ 17  Prämienanpassung 

 
1.  Bei Erhöhung der sich aus dem Tarif erge-
benden Prämie ist der Versicherer berechtigt, für die 
zu diesem Zeitpunkt bestehenden Versicherungsver-
träge, die Prämie mit Wirkung vom Beginn der 
nächsten Versicherungsperiode an bis zur Höhe der 
neuen Tarifprämie anzuheben.  
Eine solche Prämienerhöhung wird nur wirksam, 
wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die 
Änderung unter Kenntlichmachung des Unterschieds 
zwischen alter und neuer Prämie spätestens einen 
Monat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
mitteilt und ihn schriftlich über sein Kündigungsrecht 
belehrt.  
Der Versicherungsnehmer kann im Fall der Prä-
mienerhöhung den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers zu dem 
Zeitpunkt kündigen, an dem die Prämienerhöhung 
wirksam werden würde. 
 
2. Vermindert sich die Tarifprämie, verpflichtet 
sich der Versicherer, die Prämie vom Beginn der 
nächsten Versicherungsperiode an auf die Höhe der 
neuen Tarifprämie zu senken. 

§ 18 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Dauer und Ende des Vertrages 

 
1. Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie zu 
dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt. 
 
2. Dauer und Ende des Vertrages 
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 
 
Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf der 
Vertragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr zu 
Jahr stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweiligen 
Ablauftermin der anderen Vertragspartei eine 
Kündigung in Textform zugegangen ist.  
 
Während der ursprünglich vereinbarten Vertrags-
laufzeit kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
zum Ablauf kündigen, ohne dass eine Frist einzuhal-
ten ist. Mit Beginn des ersten Verlängerungsjahres 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Frist jeweils zum Ende eines 
Versicherungsmonats in Textform kündigen. 
 
Der Versicherer kann den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres (siehe § 32) in Textform 
kündigen. 
 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
3. Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Risikos Kenntnis erlangt. Wohnungswechsel gilt 
nicht als Wegfall des versicherten Interesses.  
 
Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des 
Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntnis-
erlangung des Versicherers über die vollständige 
und dauerhafte Haushaltsauflösung, spätestens 
jedoch zwei Monate nach dem Tod des Versiche-
rungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
ein Erbe die Wohnung in derselben Weise nutzt wie 
der verstorbene Versicherungsnehmer. 
 
§ 19 Prämien, Versicherungsperiode 

 
Je nach Vereinbarung werden die Prämien entweder 
durch laufende Zahlungen monatlich, viertel-, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalprämie im 
Voraus gezahlt. Entsprechend der Vereinbarung 
über laufende Zahlungen umfasst die Versiche-
rungsperiode einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes 
Jahr oder ein Jahr. Bei einer Einmalprämie ist die 
Versicherungsperiode die vereinbarte Vertrags-
dauer, jedoch höchstens ein Jahr. 
 
§ 20 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, 

Folgen verspäteter Zahlung oder  

Nichtzahlung 

 
1. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie  
Die erste oder einmalige Prämie ist unverzüglich 
nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versi-
cherungsscheins zu zahlen. 
Ist ein anderer, späterer Zeitpunkt vereinbart und im 
Versicherungsschein angegeben und obige Frist von 
14 Tagen nach Erhalt des Versicherungsscheins 
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abgelaufen, so ist die Prämie unverzüglich zum 
vereinbarten Zeitpunkt zu zahlen.  
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des 
Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinba-
rungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen. 
 
2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei  

Zahlungsverzug 
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem 
nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 
gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 
3. Leistungsfreiheit des Versicherers 
Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder 
einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 1 maßge-
benden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versi-
cherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetrete-
nen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform oder durch einen auffäl-
ligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 
Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerk-
sam gemacht hat. 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 
 
§ 21 Folgeprämie 

 
1. Fälligkeit 
a) Eine Folgeprämie wird zu Beginn der verein-
barten Versicherungsperiode fällig. 
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb des im Versicherungsschein oder in der 
Prämienrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt 
ist. 
 
2. Schadenersatz bei Verzug 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Folgeprämie in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 
 
3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach 

Mahnung 
a) Der Versicherer kann den Versicherungs-
nehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folge-
prämie auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens 
zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung 
bestimmen (Mahnung).  
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer 
je Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht – auf Grund der nicht fristge-
rechten Zahlung hinweist.  
b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetz-
ten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls mit der Zahlung der Prämie oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der 
Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung in Textform kündigen, sofern der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
4. Zahlung der Prämie nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. Für Versicherungsfäl-
le, die nach dem Zugang der Kündigung aber vor 
erfolgter Prämienzahlung eingetreten sind, besteht 
jedoch kein Versicherungsschutz (siehe Nr. 3 b). 
 
§ 22 SEPA-Lastschriftmandat als Geschäfts-

grundlage/Kündigungsrecht bei Widerruf 

 
1. Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Voraussetzung und Geschäftsgrundlage für 
den Abschluss des Versicherungsvertrages ist, dass 
der Versicherer vom Versicherungsnehmer oder von 
einer anderen Person zum Einzug der jeweils 
fälligen Prämie von dessen/deren Bankkonto im 
Wege des SEPA-Lastschriftmandates ermächtigt 
wurde und diese Ermächtigung aufrechterhalten 
wird. Zur Sicherstellung des erfolgreichen Prämien-
einzugs im Lastschriftverfahren hat der Versiche-
rungsnehmer dafür Sorge zu tragen, dass sein 
Konto zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie eine 
ausreichende Deckung aufweist. 
b) Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden 
des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer Zah-
lungsaufforderung des Versicherers (in Textform) 
erfolgt. 
 
2.  Kündigungsrecht bei Widerruf der  

Ermächtigung zum Lastschrifteinzug 
Wird das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen, so 
kann der Vertrag vom Versicherer zum Ende des 
laufenden Versicherungsmonats außerordentlich 
gekündigt werden. 
 
3.  Änderung des Zahlungsweges 
Kann die fällige Prämie mangels Kontodeckung nicht 
abgebucht werden oder wird eine Lastschrift von 
dem/der Kontoinhaber/in bzw. deren Bankinstitut 
trotz korrekter Abbuchung zurückgegeben, ist der 
Versicherer hinsichtlich der offenen und zukünftig 
fällig werdenden Prämien berechtigt, vom Versiche-
rungsnehmer die Prämienzahlung außerhalb des 
SEPA-Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Begleichung der 
rückständigen sowie zukünftig fällig werdenden 
Prämien auf einem alternativen Zahlungsweg erst 
verpflichtet, wenn er hierzu vom Versicherer in 
Textform aufgefordert wurde. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
§ 23 Prämie bei vorzeitiger Vertrags-

beendigung 

 
1. Allgemeiner Grundsatz 
a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung 
steht dem Versicherer nur derjenige Teil der Prämie 

zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versi-
cherungsschutz bestanden hat. 
b) Fällt das versicherte Interesse nach dem 
Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer 
die Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 
 
2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, 

Rücktritt, Anfechtung und fehlendem  
versicherten Interesse 

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht 
aus, seine Vertragserklärung innerhalb von 
14 Tagen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil der Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, 
dass der Versicherer in der Belehrung über das 
Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs 
und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat. 
b) Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versi-
cherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform 
gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem 
Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil die einmalige oder 
die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, 
so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 
c) Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger 
Täuschung beendet, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung zu. 
d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur 
Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn das versicher-
te Interesse bei Beginn der Versicherung nicht 
besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versiche-
rung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 
anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 
 
§ 24 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

 
1. Kündigungsrecht 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 
Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats 
seit dem Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zulässig. 
 
2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu 
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jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. 
 
3. Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 
 
§ 25 Anzeigen, Willenserklärungen,  

Anschriftenänderungen 

 
1. Form 
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 
soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes 
bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimm-
ten Erklärungen und Anzeigen, die das Versiche-
rungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegen-
über dem Versicherer erfolgen, in Textform (z. B. per 
Brief, Fax oder E-Mail) abzugeben. Erklärungen und 
Anzeigen sollen an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete 
Stelle oder an die Hauptverwaltung des Versicherers 
gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben 
unberührt. 
 
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw.  

Namensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsneh-
mer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versi-
cherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei 
einer dem Versicherer nicht angezeigten Namens-
änderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. 
 
3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen 

Niederlassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abge-
schlossen, finden bei einer Verlegung der gewerbli-
chen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 
entsprechend Anwendung. 
 
§ 26 Bedingungsänderung 

 
Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 
bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-
gen nach den Ziffern 1 bis 3 erfüllt sind: 
 
1. Unwirksamkeit einzelner Regelungen 
Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 
ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 
– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 
Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich 
oder 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, die 
den Versicherungsvertrag unmittelbar betrifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, uns binden-
de Weisung der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht oder der Kartellbehörden im 
Wege eines bestandskräftigen Verwaltungsakts. 

Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen inhalts-
gleiche Regelung in den Versicherungsbedingungen 
eines anderen Versicherers durch eines der genann-
ten Ereignisse unwirksam geworden ist. 
 
2. Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 
Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke 
entstanden, die das bei Vertragsschluss vorhandene 
Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 

in nicht unbedeutendem Maße stört, und es besteht 
keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 
Lücke. 
 
3. Keine Schlechterstellung 
Die angepassten Regelungen dürfen Sie als einzel-
ne Bedingungen oder im Zusammenwirken mit 
anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlech-
ter stellen als die bei Vertragsschluss vorhandenen 
Regelungen. 
 
4. Durchführung der Anpassung 
Die nach den Ziffern 1 bis 3 zulässigen Änderungen 
werden dem Versicherungsnehmer in Textform 
bekannt gegeben und erläutert. Sie finden Anwen-
dung, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 
Textform auf sein Kündigungsrecht nach Ziffer 5 
hinweist. 
 
5. Kündigung 
Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-
gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers kündigen. Die Kündigung wird mit Zugang beim 
Versicherer wirksam, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Bedingungsanpas-
sung. 
 
§ 27 Verjährung 

 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 
mit. 
 
§ 28 Künftige Bedingungsverbesserungen  

Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versiche-
rungsverträge die Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für den Haus- und Wohnungsschutzbrief 
ausschließlich zu Gunsten des Versicherungsneh-
mers, ohne dass dafür eine Mehrprämie berechnet 
wird, so gelten die neuen Bedingungen ab ihrem 
Gültigkeitstag auch für diesen Vertrag für alle ab 
diesem Zeitpunkt neu eintretenden Leistungsfälle  
 
§ 29 Zuständiges Gericht 

 
1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
oder der Versicherungsvermittlung ist neben den 
Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
2. Klagen gegen Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung gegen den Versiche-
rungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

3.  Verlegt der Versicherungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Versiche-
rungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des 
Versicherers zuständig. 
 
§ 30 Anzuwendendes Recht 

 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
§ 31 Versicherungsjahr 

 
Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zwölf Monaten (Versicherungsmona-
te). Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch 
nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche-
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden 
Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre. 
 
§ 32 Sanktions-/Embargoklausel 

 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 
oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
 


